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A  Teil | der Begriindung — Stadtebaulicher Teil

1 Erfordernis der Planaufstellung

Die Finsterwalder Transport und Logistik GmbH (fortan: Fa. Finsterwalder) betreibt an ihrem
Standort Delitzscher Stralde seit mehreren Jahren einen Speditionsbetrieb.

Im ostlichen Randbereich des Stadtgebietes von Halle soll im Anschluss an die Bebauung
sudlich der Delitzscher Stralle ein Bebauungsplan mit dem Ziel aufgestellt werden, beste-
hende Betriebsflachen zu erweitern.

Eine Entwicklung der Fa. Finsterwalder innerhalb der derzeit bebauten Flachen ist nicht
mehr méglich. Um den Standort flr die Zukunft zu sichern, sind sowohl flachenmaRige Er-
ganzungen (neue Hallen, Freilager, Stellplatzanlagen etc.) als auch eine verbesserte Orga-
nisation der verkehrlichen Ablaufe erforderlich. Daher beabsichtigt das Unternehmen eine
Erweiterung anschliefiend an das vorhandene Betriebsgelande in Richtung Siden.

Da die dafir in Frage kommenden Flachen zu einem grof3en Teil dem Aullenbereich zuzu-
ordnen sind, ist fur die Schaffung von Baurecht die Aufstellung eines Bebauungsplans erfor-
derlich.

Im Hinblick auf eine geordnete stadtebauliche Entwicklung sind mit der Planung vor allem die
folgenden maglichen Konfliktpunkte zu betrachten:

grof¥flachige Versiegelung hochwertiger Ackerflachen

Auswirkungen maoglicher Emissionen — insbesondere Larm - auf schutzbedurftige Nutzun-
gen in der Nachbarschaft

Verteilung des erhdhten Verkehrsaufkommens auf das angrenzende Straliennetz

Aus dem Vorgenannten ergibt sich das Erfordernis einer Planaufstellung, welches im Rah-
men einer Angebotsplanung umgesetzt wird. Dies ermoglicht neben der Ansiedlung von
Logistikunternehmen eine Vielzahl weiterer Entwicklungen am Standort, so fur produzieren-
des Gewerbe oder unternehmensnahe Dienstleistungen.

2 Raumlicher Geltungsbereich

Das Bebauungsplangebiet befindet sich im Stadtgebiet Halle Ost zwischen der Delitzscher
Stralle und dem Hufeisensee. Vom raumlichen Geltungsbereich betroffen sind neben der Fa.
Finsterwalder als Nachbarn mittelbar weiterhin:

- ABB AG Geschéftsbereich Transformatoren Werk Halle (fortan: Fa. ABB),
- OECON Produktions GmbH (fortan: Fa. OECON)
- Umzug und Spezialtransporte D. Schimke e. K. (fortan: Fa. Schimke)

Der Geltungsbereich umfasst eine Flache von insgesamt ca. 15,83 ha und wird wie folgt be-
grenzt:

Im Norden durch die vorhandene Bebauung der Firmen Schimke, Finsterwalder
und ABB bzw. die sudliche Grenze der Flurstiicke 781, 779, 656, 17/8
und die Zufahrt ABB innerhalb des Flurstickes 15/27 (alle Flur 2, Ge-
markung Blschdorf),

im Sudosten von der Europachaussee (HES), planfestgestellt unter der Bezeichnung:
»HaupterschlieRungsstralle Gewerbegebiet Halle-Ost (HES)* (fortan: Eu-
ropachaussee (HES)) im Bereich zwischen Grenzstralle und der ge-
meinsamen Zufahrt zu den Betriebsgrundstiicken der Firmen ABB und
OECON,

im Sudwesten durch die Grenzstralle zwischen Europachaussee (HES) und der vor-
handenen Zufahrt zum Betriebsgrundstlick der Fa. Finsterwalder.
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Die Abgrenzung zu den Stralen entspricht der im Planfeststellungsverfahren vorgesehenen
Grenze des Grunderwerbs. Der Geltungsbereich wird in diesem Zusammenhang durch ein
freies Koordinatennetz gebildet.

Im Geltungsbereich liegen folgende Flurstlicke der Gemarkung Blschdorf, Flur 2:
Flurstick 741, 742 (anteilig), 17/13, 17/14 (anteilig), sowie 15/27 (anteilig).

3 Ubergeordnete und sonstige Planungen, planungsrechtliche Situation

3.1 Ubergeordnete Planungen
Landes- und Regionalplanung
Bauleitplane sind an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung anzupassen.

Das Landesplanungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (LPIG) wurde am 28. April 1998
erlassen und zuletzt gedndert durch das Zweite Gesetz zur Anderung des Landesplanungs-
gesetzes vom 19. Dezember 2007 (GVBI. LSA S. 426). Es enthalt im Wesentlichen Vor-
schriften zur Aufstellung, zum Inhalt und zur Verwirklichung von Raumordnungsplanen. Ne-
ben dem Landesentwicklungsplan gehéren dazu Regionale Entwicklungsplane.

Die Verordnung Uber den Landesentwicklungsplan (LEP) 2010 des Landes Sachsen-
Anhalt wurde am 14. Dezember 2010 von der Landesregierung beschlossen. Mit der Verdof-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes Sachsen-Anhalt am 11. Marz 2011
trat der LEP 2010 in Kraft.

Die kreisfreie Stadt Halle gehdrt zur Planungsregion Halle (Pkt. 1.1) und wird neben Magde-
burg und Dessau als Oberzentrum benannt. (Z 36)

~Oberzentren sind als Standorte hochwertiger spezialisierter Einrichtungen im wirtschaftli-
chen, sozialen, kulturellen, wissenschaftlichen und politischen Bereich mit (iberregionaler
und zum Teil landesweiter Bedeutung zu sichern und zu entwickeln. Mit ihren Agglomerati-
onsvorteilen sollen sie sich auf die Entwicklung ihrer Verflechtungsbereiche nachhaltig aus-
wirken. ... (Z 33)*

Hinsichtlich der Entwicklung der Standortpotentiale wird unter Punkt 3.1. Wirtschaft ausge-
fuhrt:

LJAlle bestehenden Industrie- und Gewerbefldchen, insbesondere an den Zentralen Orten,
haben eine besondere Bedeutung fiir Unternehmensansiedlung und —entwicklung. (Z 59)

Die Erweiterung dieser Gebiete liegt im 6ffentlichen Interesse und hat Vorrang vor anderen
Nutzungen und der NeuerschlieBung von Flachen. (Z 60)“

Die Regionale Planungsgemeinschaft Halle hat den Regionalen Entwicklungsplan fur die
Planungsregion neu aufgestellt. Er wurde durch die Regionalversammlung am 27. Mai 2010
und am 26. Oktober 2010 beschlossen sowie durch die oberste Landesplanungsbehdérde mit
Bescheiden vom 20. Juli, 04. Oktober und 18. November 2010 genehmigt. Mit der &ffentli-
chen Bekanntmachung am 21. Dezember 2010 wurde der Regionale Entwicklungsplan in
Kraft gesetzt.

Im Regionalen Entwicklungsplan finden sich nach Hinweis der Regionalen Planungsgemein-
schaft folgende fur das Plangebiet relevante Ausweisungen:

Das Plangebiet liegt im Oberzentrum Halle und im Verdichtungsraum Halle, als Teil des
Ordnungsraumes.

»Im Ordnungsraum Halle sollen grundsétzlich nicht besiedelte Fldachen als Freirdume mit
ihren vielféltigen 6kologischen, 6konomischen und sozialen Funktionen fiir die Belange von
Land- und Forstwirtschaft, landschaftsgebundene Erholungsformen sowie fiir Naturschutz
und Landschaftspflege gesichert und entwickelt werden.” (G 5.1.26.)
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»,Im Ordnungsraum Halle ist auf eine gesunde, Flachen sparende rdumliche Struktur durch
eine weitere Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstétten hinzuwirken. Eine Zersiedlung der
Landschaft ist zu vermeiden. Die Entwicklung (bergemeindlicher Gewerbestandorte unter
Btindelung regionaler Potenziale ist zu unterstiitzen.” (Z 5.1.2.8.)

StraBenverkehr (Nr. 5.9.3.)

»Im Oberzentrum Halle sind der Bau des Stadftangentennetzes und der Neubau eines weite-
ren Saaleliberganges fortzufiihren. (5.9.3.5. Z)*

Die Delitzscher Stralle nérdlich des Plangebietes wird als Stral3e mit regionaler Bedeutung
dargestellt:

,Die kartographisch dargestellten regional bedeutsamen Strallen sind zu erhalten bzw. so
auszubauen, dass Unfallhdufungsstellen und —linien sowie Leistungsféhigkeitsengpésse
beseitigt werden. (5.9.3.7. Z)*

Der Grundsatz der Raumordnung, nicht besiedelte Flachen von Bebauung freizuhalten, be-
zieht sich auf den gesamten Ordnungsraum, der sowohl das Oberzentrum Halle als auch
den Verdichtungsraum der Stadt-Umland-Region und den diesen umgebenden Raum um-
fasst. Dagegen ist als Ziel fir die zentralen Orte formuliert, dass sie als Versorgungskerne
Uber den eigenen Bedarf hinaus u.a. wirtschaftliche Aufgaben fur die Bevdlkerung ihres Ver-
flechtungsbereiches tibernehmen.

Darlber hinaus ist das Plangebiet bereits im Flachennutzungsplan der Stadt Halle als ge-
werbliche Bauflache dargestellt. Es ist vom stadtischen Strallennetz bzw. bestehender Be-
bauung umgeben und seine Uberbauung fiihrt nicht zu einer Zersiedelung der Landschaft.
Mit der Erweiterungsmdglichkeit, die es den am Standort ansassigen Unternehmen bietet,
wird auf eine flachensparende Entwicklung unter Berlcksichtigung gesunder Wohnbedin-
gungen im Umfeld hingewirkt.

Damit finden die Ziele der Raumordnung Berlcksichtigung, die Planung erfolgt im Einklang
mit den Ubergeordneten regionalen Entwicklungszielen.

Der landesplanerischen Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr.146 zufolge handelt es sich,
aufgrund der GroRRe des Plangebietes, um eine raumbedeutsame Planung. Sie ist mit den
Erfordernissen der Raumordnung vereinbar.

Flachennutzungsplanung

Die stadtebauliche Entwicklung der Stadt Halle sieht im Flachennutzungsplan (rechtskraftig
seit dem 10. September 1998) am Standort die Entwicklung gewerblicher Bauflachen vor. Zu
den gewerblichen Bauflachen wird ausgeflihrt, dass diese je nach den oértlichen Gegebenhei-
ten des Einzelfalls als Gewerbe- oder Industriegebiet entwickelt werden kénnen. Eine nord-
westliche Teilflache im Ubergang zu Kleingérten ist als eingeschranktes Gewerbegebiet dar-
gestellt.

Entlang der Europachaussee (HES) - die der FNP als Vorhaltetrasse ausweist - ist ein Ge-
landestreifen als Verkehrsbegleitgriin dargestellt.

Angrenzend an das Plangebiet werden im Norden und Westen gewerbliche Bauflachen dar-
gestellt. Im weiteren Umfeld weist der FNP folgende Nutzungen aus: Kleingartenanlagen,
sudlich und 6stlich der HES MaRnahmeflachen zur Entwicklung von Natur und Landschaft,
daran angrenzend im Nordosten eine Versorgungsflache sowie Wohn- und gemischte Bau-
flachen. Daran anschlief’end weist der FNP im Sidosten um den Hufeisensee Grinflachen
aus. Das nachstgelegene Wohngebiet im Nordosten (Bebauungsplan Nr. 8.1) weist einen
Abstand von ca. 330 m zum dulReren Rand des Plangebietes auf.
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3.2 Sonstige Planungen

Durch die Planfeststellung zur ,HaupterschlieBungsstraBe Gewerbegebiet Halle-Ost,
Bauabschnitt 3b: Kanenaer Weg - GrenzstralRe/Delitzscher Stralle (HES, 3b)‘ vom Marz
2006 werden die stdostliche und die stdwestliche Grenze des Plangebietes bestimmt.

Die Grenzstral3e und die Europachaussee (HES) sind gemaR der vorgenannten Planfeststel-
lung mit den entsprechenden Zufahrtsknoten realisiert und in Betrieb.

Das Ziel bei der Planung und Errichtung der Europachaussee (HES) ist die ErschlieRung von
Gewerbearealen zur Ansiedlung von Gewerbebetrieben. Gegenwartig wird das Planfeststel-
lungsverfahren fir den 4. und letzten Bauabschnitt durchgefihrt.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Nr. 146 wurden bereits in einem frihen Stadium
der Planung verschiedene Gutachten erstellt.

Das Buro goritzka akustik, Leipzig fuhrte Schalltechnische Untersuchungen durch, in de-
ren Rahmen verschiedene Berichte erstellt wurden [6].

Im Ergebnis des Scoping-Termins zum B-Plan Nr. 146 am 21. Januar 2010 wurden fir be-
stimmte Tierarten/-gruppen faunistische Untersuchungen durchgefiihrt. Diese liegen wie
folgt vor:

- Faunistische Sonderuntersuchungen (FSU), Brutvégel und Amphibien [4],
- Feldhamsteruntersuchung [9].

Fir andere Arten/Artengruppen sind aufgrund der vorhandenen Biotopausstattung keine fr
die Lokalpopulation bedeutenden Vorkommen zu erwarten, die einem strengen oder beson-
deren Schutz unterliegen bzw. gefahrdete Arten der Roten Liste darstellen.

Begleitend zum Entwurf des Bebauungsplans wurde hinsichtlich der Auswirkungen der zu
erwartenden Verkehre durch die Verkehrs-System Consult Halle GmbH ein Verkehrsgut-
achten erstellt [7].

Weiterhin liegen Baugrunduntersuchungen der OBERMAYER Planen + Beraten GmbH vor
[8].

Fir das Plangebiet wurde ein Erschliefungs- und Strukturkonzept der OBERMAYER Pla-
nen + Beraten GmbH erarbeitet. Dieses war Gegenstand der friihzeitigen Beteiligung.

Parallel zum Vorentwurf des Bebauungsplanes wurde ein Bestandsplan der Biotop- und Nut-
zungstypen durch das Biro Daber & Kriege erarbeitet.

3.3 Planungsrechtliche Situation

Fir die gesamte Flache zwischen der bestehenden Bebauung sudlich der Delitzscher Stralle
und der Europachaussee sowie beidseitig der Grenzstral’e wurde am 13. Marz 1993 der
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 30 gefasst. Planungsziele waren u. a. die
Entwicklung gewerblicher Bauflachen, der Europachaussee, die Verbesserung des Land-
schaftsbildes (Entwicklung von Raumkanten als Anschluss des zu arrondierenden Gewerbe-
standortes Halle-Ost) sowie die Sicherung der westlich der Grenzstral3e gelegenen Kleingar-
tenanlage. Dieser Bebauungsplan erlangte keine Rechtskraft.

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 30 gliedert sich nunmehr insoweit auf, als das Ge-
biet in die Bebauungsplane Nr. 146 (Bereich Ostlich der GrenzstralRe) und Nr. 147 (Bereich
westlich der GrenzstralRe) geteilt wurde und zunachst das Verfahren fir den Bebauungsplan
Nr. 146 weiter verfolgt wird. Soweit das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 30 weder inner-
halb des Plangebiets des Bebauungsplans Nr. 146 noch demjenigen des Plangebiets des
Bebauungsplans Nr. 147 liegt und nicht Uberdies bereits Uberplant ist, besteht nicht langer
Planungsbedarf.
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Der Stadtrat hat am 27. Mai 2009 die Einstellung des Aufstellungsverfahrens zum Be-
bauungsplan Nr. 30 ,Gewerbe- und Industriegebiet Halle-Ost Kanenaer Weg/Hochweg“ und
gleichzeitig die Aufstellung fir den Bebauungsplan Nr. 146, "Gewerbegebiet Grenzstralle -
Europachaussee (HES)* gemdlR § 2 Abs.1 BauGB beschlossen. Der Beschluss
Nr. V/2009/07825 ist im Amtsblatt Nr. 12 vom 16. Juni 2009 6&ffentlich bekannt gemacht wor-
den.

Der Bebauungsplan Nr. 146 wird aus dem rechtskraftigen Flachennutzungsplan der Stadt
Halle entwickelt (siehe dazu Pkt. 3.1).

Der Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 146 hat vom 26. April 2011 bis zum 27. Mai 2011
im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit in der Stadtverwaltung Halle 6ffent-
lich ausgelegen. Die Bekanntmachung zur &ffentlichen Auslegung ist im Amtsblatt der Stadt
Halle am 13. April 2011 erfolgt.

Ausgelegt wurden ein ErschlielBungs- und Strukturkonzept (siehe oben), der Vorentwurf der
Begrindung, der Entwurf des Umweltberichts sowie folgende Gutachten: Schalltechnische
Untersuchungen, Faunistische Sonderuntersuchungen Brutvogel und Amphibien sowie
Feldhamster.

Die Einholung von Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
hat gemal § 4 Abs. 1 BauGB ebenfalls vom 26. April 2011 bis zum 27. Mai 2011 stattgefun-
den. Die Beteiligung erfolgte mit Schreiben vom 21. April 2011 per Post bzw. vom 26. April
2011 digital. Die Trager o6ffentlicher Belange wurden zur AuRerung zum Umfang und zum
erforderlichen Detaillierungsgrad der Umweltprifung aufgefordert.

Im Ergebnis dessen wurde in den Stellungnahmen insbesondere auf das Erfordernis zur Be-
rucksichtigung des Bodenschutzes in Verbindung mit der umfénglichen Versiegelung hoch-
wertiger landwirtschaftlicher Béden hingewiesen.

Im Rahmen der frihzeitigen Burgerbeteiligung wurde auf die von der Planung ausgehenden
Emissionen sowohl durch die zulassigen Anlagen als auch den induzierten Verkehr fir die
angrenzende Wohnbebauung hingewiesen.

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden in den Entwurf vom 18. November 2011 ein-
schlieRlich Umweltbericht eingearbeitet.

Daruber hinaus wurde der Geltungsbereich angepasst. Das Flurstick 17/8 (Sickeranlagen
der Fa. ABB) ist nicht mehr Bestandteil des Bebauungsplans. Der Anteil des Flurstiicks
15/27 wurde auf eine Flache sidlich der Zufahrt zur Fa. ABB beschrankt.

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 14. Dezember 2011 den Entwurf des Bebauungspla-
nes Nr. 146 in der Fassung vom 18. November 2011 bestatigt und gemal § 3 Abs. 2 BauGB
zur offentlichen Auslegung bestimmt (Beschluss-Nr. V/2011/10193). Die Bekanntmachung
zur Auslegung erfolgte im Amtsblatt der Stadt Halle am 21. Dezember 2011.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 146 hat vom 10. Januar 2012 bis zum 13. Februar
2012 mit Begrindung einschlieBlich Umweltbericht und den wesentlichen bereits vorliegen-
den umweltbezogenen Stellungnahmen sowie Gutachten in der Stadtverwaltung Halle &ffent-
lich ausgelegen. Im Rahmen der Offenlage wurden keine Stellungnahmen abgegeben.

Im gleichen Zeitraum wurden die Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager offent-
licher Belange gemal § 4 Abs. 2 BauGB eingeholt.

Seitens der Behdrden gab es keine der Planung im Grundsatz entgegenstehenden Hinwei-
se. Im Rahmen redaktioneller Erganzungen zu bereits dargestellten Sachverhalten wurden
insbesondere die Ausfliihrungen zum Bodenschutz in der Begriindung bzw. dem Umweltbe-
richt erganzt.
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4 Stadtebauliche Bestandsaufnahme

4.1 Eigentumsverhaltnisse

Die Eigentumsverhaltnisse der bereits unter Punkt 2 genannten Flurstlicke gestalten sich wie
folgt:

Flurstiick 741 Privat
Flurstick 742 Stadt Halle (Saale)
Flurstick 15/27 Privat
Flurstlick 17/13 Privat
Flurstlick 17/14 Privat.

Zum Erwerb des im Geltungsbereich liegenden Anteils des Flurstiicks 742 wurde zwischen
der Fa. Finsterwalder und der Stadt Halle bereits ein Notarvertrag geschlossen, welcher den
Kauf regelt. Es besteht eine Kaufoption der Fa. Finsterwalder, deren Vollzug an die Rechts-
kraft des B-Plans Nr. 146 gebunden ist.

Derzeit bemuUht sich die Fa. Finsterwalder um den Erwerb der Teilflache des Flurstlicks
15/27, die innerhalb des Plangebietes liegt. Fir die unmittelbare Knotenanbindung (Strale
mit Randbereichen) ist der Grunderwerb durch die Stadt Bestandteil der Planfeststellung
Europachaussee (HES).

Demzufolge kann davon ausgegangen werden, dass sich die Flachen innerhalb des Plange-
bietes insgesamt im Besitz eines Eigentimers befinden werden.

Der endgiiltige Abschluss formal einzutragender Wege- bzw. Uberfahrtsrechte innerhalb des
Plangebietes steht noch aus. Gleiches gilt fiir etwaige Baulasten.

Ein Teil des Flurstiickes 17/14 wird von der Stadt Halle flir den Bau der Europachaussee
(HES) erworben. Die endgtiltige Abmarkung ist hier noch nicht erfolgt.

4.2 Baubestand (aktuelle Nutzungen)

4.2.1 Plangebiet

Das gesamte Gelande ist ohne Bestand an Hochbauten und wird zurzeit neben eingezaun-
ten Freilagerflachen zum Grof3teil als Acker bewirtschaftet.

Die Beschreibung der vorliegenden Nutzungen der Flurstiicke im Plangebiet erfolgt von West
nach Ost:

Das Flurstick 741, entlang der Sudgrenze des Grundstickes Schimke, wird als Stral’e von
der GrenzstralRe her in das Betriebsgelande Finsterwalder (Befestigungsbreite 5,50 m) ge-
nutzt, von der auch eine (geduldete) Anbindung an das Firmengeldnde Schimke besteht. Im
ostlichen Teil des Flurstiickes befinden sich Freilagerflachen der Firma Finsterwalder.

Die Teilflache des Flurstlicks 742, die zum westlichen Teil des Plangebietes gehort, unter-
liegt einer landwirtschaftlichen Nutzung und war von der Stadt Halle verpachtet. Die Pacht-
vertrage sind mit dem 30. September 2011 beendet. Im genannten Flurstick liegen weiterhin
- jedoch aulderhalb des Bebauungsplangebietes - die Grenzstralle und die Europachaussee
(HES).

Das Flurstuck 17/13, im zentralen Teil des Bebauungsplangebietes, dient, einschlief3lich ei-
ner hieran dstlich angrenzenden Teilflache des Flurstiickes 17/14, als temporares Zwischen-
lager (umzaunter Bereich).
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Ansonsten unterliegt der lUberwiegende Teil des Flurstiickes 17/14 einer Nutzung als Acker-
flache und ist noch verpachtet. Das Flurstlick nimmt den grof3ten Teil des 6stlichen Berei-
ches des Bebauungsplangebietes ein.

Am Nordrand des Plangebietes und angrenzend an den westlichen Rand des nicht zum Gel-
tungsbereich gehorigen Flurstickes 17/8 befinden sich auf dem Flurstick 17/14 zwei teichar-
tige Anlagen, die der Versickerung von Oberflachenwasser fur die nordlich angrenzende La-
gerflache von Finsterwalder dienen.

Der im Plangebiet liegende Teilbereich des Flurstickes 15/27 bildet den Randbereich der
Zufahrt zum Gelande der Fa. ABB.

4.2.2 Angrenzender Bestand

Die nordlich an das Plangebiet angrenzenden Flachen weisen eine historisch gewachsene
massiv bebaute industrielle und gewerblich Nutzung unterschiedlicher Unternehmen auf
(Firmen Finsterwalder, Schimke, ABB, OECON u.a. sowie unmittelbar an der Delitzscher
StralRe die Halloren Schokoladenfabrik AG).

Die Bebauung der unterschiedlichen Unternehmen weist Gebaudelangen von meist ber
50 m bis zu 300 m auf und ist Uberwiegend in Nord-Sud-Richtung ausgerichtet. Die Gebau-
dehdhen reichen im Ostlichen Bereich bis ca. 30 m Uber die Gelandehéhe. Neben den Ge-
bauden bestimmen verschiedene Verkehrs- und Lagerflachen sowie technische Anlagen das
Bild. Wohnnutzungen gibt es nur ausnahmsweise in Form von Betriebswohnungen.

Im Nordosten befinden sich auf dem Flurstlick 17/8 (ab dem Entwurf nicht mehr Bestandteil
des Plangebietes) bis an die Zufahrt zum Betriebsgelande ABB Schluckbrunnen, die Ober-
flachenwasser aus dem Betriebsgeldande der Fa. ABB zur Versickerung bringen. Der Ost-
lichste Teil des Flurstlickes enthalt einen Teil der Zufahrt zum Gelande der Fa. ABB.

Hinsichtlich der Entwicklung gewerblich/industrieller Bauflachen sind insbesondere die
schutzwlrdigen Belange der storempfindlichen Nutzungen zu berlcksichtigen, auch wenn
diese im weiteren Umfeld angesiedelt sind.

Westlich des Plangebietes bzw. der Grenzstralle befindet sich zunachst die Kleingartenanla-
ge “Kanenaer Weg“. Daran schlielen sich sldlich derzeit Ackerflachen an, auf denen im
Zuge des Bebauungsplanverfahrens die Entwicklung weiterer gewerblicher Bauflachen vor-
gesehen ist.

Sidlich des Plangebietes liegen der Verkehrsknoten Grenzstralle/HES sowie daran angren-
zend ebenfalls Ackerflachen, die von einer Hochspannungsfreileitung gequert werden. Im
Abstand von ca. 220 m zur Geltungsbereichsgrenze nérdlich des Krienitzweges hat sich,
ausgehend von einer Garten-, Erholungs- und Freizeitnutzung, vereinzelt auch eine Wohn-
nutzung angesiedelt. Dieser Bereich ist als Splittersiedlung einzustufen, deren Verfestigung
den planerischen Grundsatzen (Zersiedelung des Aul3enbereiches) entgegen steht. Bauan-
trage fur Wohnhauser sind nicht mehr genehmigt worden.

Eine weitere Kleingartenanlage liegt norddstlich des Hochweges. An diese nordlich angren-
zend sind einzelne Wohnnutzungen (Hochweg 5, Libellenweg) eingestreut. Diese Wohnnut-
zungen stellen Reste einer Gemengelage aus Gewerbe und Wohnen dar. Die ehemals zwi-
schen den verbliebenen Wohnnutzungen und der Delitzscher Stral3e 6stlich des Hochweges
gelegenen Fabrikhallen wurden grofitenteils abgebrochen, um Baufreiheit fir die Errichtung
des Knotens Europachaussee (HES)/Delitzscher Stralte zu schaffen.

Das nachste Wohngebiet liegt im Nordosten innerhalb des Bebauungsplans Nr. 8.1 und hat
einen Abstand von mindestens 330 m zum Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 146.
Dazwischen liegt das Umspannwerk Halle-Ost.

Die vorgenannten Flachen weisen, soweit vorhanden, nur eine kleinteilige Bebauung auf.
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4.3 Verkehrliche ErschlieBung

4.3.1 StraBenverkehr

HaupterschlieRungsstralen fir das Areal sind die Delitzscher Stralle in Ost-West- sowie die
HES und die Grenzstralte in Nord-Sud-Richtung. Die Delitzscher Strale (L 165) bindet Hal-
le-Ost an die gleichnamige Anschlussstelle der BAB 14 an und fuhrt bis zu dieser Richtung
Osten Uber die zu Halle gehérenden Ortsteile Buschdorf und Reideburg. Im Westen flhrt sie
zum Stadtzentrum. Sie wird gegenwartig im Kernstadtgebiet saniert.

In Nord-Sud-Richtung verteilt sich der Verkehr bislang Uber die zentrumsnahe Freiimfelder
Stralde, die Grenzstralle und die Fiete-Schulze-Stralle/Otto-Stomps-Stralte. Geplant ist hier
der weitere Ausbau der 6stlich davon verlaufenden Europachaussee (HES), die derzeit von
Suden kommend an der Delitzscher Stralle endet. Sie soll dann Uber planfreie Knotenpunkte
bis zur B 100 fuhren.

Die Europachaussee entlastet das Stadtzentrum vom Verkehr und bindet die im Osten Hal-
les vorhandenen Gewerbegebiete an die Uberregionalen Stralen an (B 91, B 6, B 100 und
Uber diese an die BAB 14 und BAB 9). Sie ist fur die Nutzung von Schwerverkehr ausgebaut.

Sudlich des Plangebietes befindet sich die Anbindung der Grenzstral’e an die Europachaus-
see (Knoten 8 der Europachaussee, teilplanfreier Knoten mit Parallelrampen an der Europa-
chaussee).

Mit dem Knoten 9 der Europachaussee (im Bereich der stdlichen Bebauungsgrenze des
Werksgelandes der Fa. ABB) bindet das Plangebiet dstlich an die Europachaussee (HES)
an. Der Knoten ist nur fir das Rechtsaus-/Rechtseinfahren von der Europachaussee aus
ausgebildet.
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Die GrenzstralRe sudlich der Delitzscher Strafle weist von Nord nach Sid folgende Knoten-
punkte auf:

- Knoten G1: Einmindung einer ErschlieBungsstralle von Westen auf die Grenz-
straRe nérdlich des Anschlussgleises (Privatgleis) zu den Flachen der
Firmen ABB und Finsterwalder

- Knoten G2: Einmindung einer Zufahrt des Betriebsgelandes der Fa. Finsterwalder
von Osten her auf die Grenzstralle

- Knoten G3: Zufahrt zur Kleingartenanlage ,Kanenaer Weg*“

- Knoten G4: mit Linksabbiegefahrstreifen und Fahrbahnteilern im Zuge der Grenz-

stral’e ausgebauter Knoten, einschliel3lich der Fahrbahnflachen bis
zum Ende der Bordausrundungen nach Westen und Osten, welcher
der Erschlieung der Bebauungsplanbereiche Nr. 146 (6stlich der
Grenzstral3e) und Nr. 147 (westlich der Grenzstrale) dienen wird

- Knoten 8 (HES): teilplanfreie Anbindung der Grenzstrale an die Europachaussee (HES)

Der Anschluss des Bebauungsplangebietes an die Grenzstralde ist Gber den Knoten G2 im
Nordwesten sowie den zentral gelegenen Knoten G4 als Hauptanbindepunkt méglich.
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Am Nordrand der Flurstiicke 741 und 742 bestehen Verbindungen vom Planungsgebiet zum
derzeitigen Firmengelande der Fa. Finsterwalder und damit mittelbar zu zwei Zufahrten an
der Delitzscher StralRe. Diese werden nach dem Ausbau kunftig ebenfalls nur das Rechts-
aus-/Rechtseinfahren erlauben, es werden jedoch Wendeeinrichtungen vorgesehen, die
auch vom Schwerlastverkehr befahren werden kénnen.

Die Lage des Bebauungsplangebietes zwischen der Europachaussee (HES) im Sidosten
und der Grenzstra’e im Sudwesten bietet gute Anschlussméglichkeiten, nicht nur an das
Strallennetz der Stadt Halle sondern auch an das lUbergeordnete Stralenverkehrsnetz, die
sich mittelfristig mit Realisierung des 4. Bauabschnitts der HES bis zur B 100 noch verbes-
sern werden.

4.3.2 Schienenverkehr

Weiterhin verfligen die gewerblich genutzten Bestandsflachen der Firmen Finsterwalder und
ABB Uber einen privaten Gleisanschluss (Industriegleis), der den Standort direkt an das 6f-
fentliche Schienennetz anbindet. Dieses Gleis, aus Richtung Westen kommend und die
Grenzstralle unmittelbar stdlich des Knotens G1 querend, endet gegenwartig nérdlich des
Plangebietes.

Diese Anbindung stellt einen weiteren erheblichen Standortvorteil fir das zu erweiternde
Logistikunternehmen dar.

4.4 Stadttechnische ErschlieBung

Es existieren im direkten Umfeld des Bebauungsplangebietes folgende Medienleitungen, an
die - vorbehaltlich der konkreten Zustimmung der Versorgungstrager und ausreichender Ka-
pazitat - zur Versorgung des Gebietes angeschlossen werden kann:

- Abwasser / Schmutzwasserkanal der HWS im Hochweg

Abwassertechnisch ist das Gebiet bisher nicht erschlossen. Es besteht seitens der
HWS die Bereitschaft, von diesem Kanal aus eine Mischwasserleitung bis an den
Rand des Bebauungsplangebietes sowie weiter zwischen Bebauungsplangrenze und
HES mit mehreren Einleitpunkten flr das Gebiet zu legen. Die Planungen dazu sind
zwischenzeitlich abgeschlossen.

- Trinkwasserleitung DN 400

Die Leitung quert in Nord-Sud-Richtung das Plangebiet und kann in Absprache mit
der HWS sowohl als Versorgungsleitung als auch fur die Ldschwasserentnahme ge-
nutzt werden.

- Elektrokabel 20 kV

Eine Elektroleitung liegt auf der Westseite der Grenzstral’e von der Delitzscher Stra-
Re kommend und quert ndrdlich des Grundstlickes der Fa. Schimke auf die Ostseite
der Stral3e.

Zwei Elektrokabel 20 kV fihren in die Trafostation im Gelande der Fa. ABB. Sie lie-
gen entlang der sudlichen Grundstlicksgrenze der Zufahrt zur Fa. ABB.
- Gashochdruckleitung DN 100

Sie fuhrt von der GrenzstralRe ins vorhandene Betriebsgrundstick der Fa. Finsterwal-
der nordlich des Grundstlickes der Fa. Schimke.

Eine Gashochdruckleitung DN 100 fuhrt in das Gelande der Fa. OECON (6stlich des
Grundstickes der Fa. ABB) und kénnte in Richtung Suden ins Bebauungsplangebiet
verlangert werden.
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- Leitung der Telekom

Im Zuge des Ausbaus der Grenzstralde ist entlang deren Westseite bereits ein hierflr
bestimmter Kabelkanal mitverlegt worden. Der Anschluss des Bebauungsplangebie-
tes kann daher mittels Durchorterung der Grenzstralle von diesem Kabelkanal aus
erfolgen.

5 Planungskonzept

5.1 Stadtebauliches Konzept

Das stadtebauliche Konzept flr die Entwicklung des Plangebietes besteht in der Arrondie-
rung von Flachen fur die Erweiterung der vorhandenen gewerblichen Nutzungen und ihrer
Anbindung an die vorhandenen Betriebsflachen sowie an das angrenzende (lUbergeordnete)
Strallennetz.

Innerhalb des Plangebietes ist mit Ricksicht auf die in der Umgebung vorhandenen stéremp-
findlichen Nutzungen, die verschiedene Schutzanspriiche besitzen, eine Abstufung des
Stoérgrades der zulassigen Nutzungen vorgesehen, geordnet nach der Entfernung der betref-
fenden Teilgebiete des Geltungsbereiches vom Ort der schutzbedirftigen Nutzungen.

Mit dem Vorentwurf des Bebauungsplanes wurden verschiedene Vorschlage fir die Einord-
nung moglicher Bauvorhaben erstellt und damit letztendlich auch die Erweiterungsvorstel-
lungen fir die Offentlichkeit im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung visualisiert.

Darauf aufbauend wurde das Gebiet mit dem Entwurf hinsichtlich des Stoérgrades kunftiger
Nutzungen gegliedert, ohne bereits eine konkrete Bebauung oder Nutzungsart festzusetzen.
Bei dem Bebauungsplan Nr. 146 handelt es sich nicht um einen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan. Er bildet vielmehr den stadtebaulichen Rahmen fiir Ansiedlungen ggf. auch
anderer Unternehmen und unterstitzt damit eine nachhaltige Entwicklung des Standortes.
Mit dem Abstellen auf die mogliche Erweiterung jener Bestandsnutzung mit dem potenziell
hochsten Storgrad, die sich hinsichtlich der zu erwartenden Schallemissionen nicht in ein
Gewerbegebiet einfiigen lasst, erfolgt zugleich beispielhaft die Untersuchung des Falls der
besonders intensiven Flachennutzung.

Zum Schutz und zur Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche der Stadt Halle sind im
Plangebiet Einzelhandelseinrichtungen, die sich an Endverbraucher wenden, weitestgehend
auszuschlieBen.

Auf die Festsetzung von Stralen zur inneren Erschlielung wird zugunsten einer flexiblen
Nutzung der Flache besonders im Hinblick auf den ansassigen Speditionsbetrieb verzichtet.
Dies ist im Rahmen der Baugebietsfestsetzungen gewerblicher und industrieller Flachen all-
gemein zulassig. Das Gleiche gilt fUr die optionale Moglichkeit zur Verlangerung der betrieb-
lichen Gleisanlagen.

Als Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen innerhalb des Bebauungsplangebietes sind die
Pflanzung von Alleebdumen bzw. von frei wachsenden Baum-Strauch-Hecken entlang von
Grenzstralle und Europachaussee vorgesehen. Beziglich dieser Straf3en bildet die genann-
te Pflanzung eine griine Raumkante.

Um eine intensive Flachennutzung fur die Entwicklung des bestehenden Standortes zu er-
mdglichen, sind ergédnzend externe Ausgleichsmaflinahmen erforderlich.
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5.2 Griunordnerisches Konzept

Ziel des griunordnerischen Konzeptes innerhalb des Plangebietes ist eine Verbesserung des
Landschaftsbildes. Dazu soll der Standort durch Pflanzung einer doppelten Baumreihe ein-
schlieBlich einer frei wachsenden Hecke zur Grenzstralle und zur Europachaussee einge-
grunt werden.

Diese wird erganzt durch eine Mindestdurchgriinung im Plangebiet, die den klnftig mdgli-
chen Nutzungen nicht behindernd entgegensteht.

Dennoch kann dadurch der Eingriff in Natur und Landschaft im Plangebiet nur anteilig aus-
geglichen werden. Der Uberwiegende Teil der Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen befindet
sich auRerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes.

Die externen MalRnahmen wurden mit dem Entwurf konkretisiert und entsprechend festge-
setzt. Sie resultieren insbesondere aus dem Eingriff in das Schutzgut Boden und die damit in
Verbindung stehende Versiegelung innerhalb des Plangebietes.

Mit der vorliegenden Planung wird eine Flache beansprucht, deren Bdden sich insbesondere
durch ihr Uberdurchschnittlich hohes Ertragspotential auszeichnen. Dennoch muss deren
Inanspruchnahme in Relation zu dem Erfordernis der Erweiterungsmdglichkeit angrenzender
Betriebe und der synergetischen Nutzbarkeit vorhandener Infrastruktur beurteilt werden. Mit
der Ansiedlung eines entsprechenden Logistikunternehmens auf der sogenannten ,griinen
Wiese“ ware darlber hinaus ein weitaus grofRerer Eingriff verbunden.

5.3 Verkehrskonzept

Als Hauptanschlussknoten des Plangebietes an das 6ffentliche StraBennetz fungiert der mit
Linksabbiegefahrstreifen und Fahrbahnteilern im Zuge der Grenzstralte ausgebaute Knoten
G 4. Hierin einmindende Stral’en von Osten (Bebauungsplan Nr. 146) und von Westen (Be-
bauungsplan Nr. 147) sind jederzeit an diesem Knoten realisierbar, ohne dass der durchge-
hende Verkehr der Grenzstralte behindert wird.

Weiterhin wird die bestehende Anbindung G2 im Nordwesten des Plangebietes genutzt. Da-
riber hinaus bestehen Verbindungen vom Planungsgebiet zum derzeitigen Firmengelande
der Fa. Finsterwalder.

Der Knoten 9 der Europachaussee (HES) ist baulich hergestellt und dient den Firmen ABB
und OECON bereits als Betriebszufahrt. Die verkehrliche ErschlieBung des Plangebietes
Uber den Knoten 9 ist grundsatzlich moéglich. Zusatzliche Zufahrten sind auszuschlieRen.

Der Verkehr der Grenzstralte wird Gber den mit Parallelrampen versehenen teilplanfreien
Knoten 8 der Europachaussee (HES) gefuhrt und verteilt sich hier in Richtung Stiden zur B 6
und zur B 91 sowie in Richtung Norden zur Delitzscher Strafle (Anschluss an die BAB 14
Uber die Anschlussstelle Halle-Ost).

Mit der Weiterflhrung der Europachaussee bis zur B 100 (die Planfeststellung dieses
4. Abschnittes ist zurzeit in Bearbeitung) erfolgt der direkte Anschluss des Bebauungsplan-
gebietes an die BAB 14 sowie an die BAB 9.

Um die Auswirkungen des durch den Bebauungsplan Nr. 146 erzeugten Verkehrs auf die
Grenzstrale und die Europachaussee (einschlieRlich der zugehdrigen Knotenpunkte) zu
ermitteln, wurde parallel zum Entwurf des Bebauungsplans ein Verkehrsgutachten erarbeitet.

Hinsichtlich des Schienenverkehrs bietet der Bebauungsplan die Option, das bestehende
Industriegleis im zentralen Bereich des Plangebietes zu verlangern.
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Fir die innere ErschlieBung am Standort soll sowohl hinsichtlich der ausgestaltenden Li-
nienflhrung der Stral3e, als auch in Bezug auf die mdgliche Trassenflihrung der Schiene
kinftigen konkreten Ansiedlungen die groRtmaogliche Planungsfreiheit gewahrt werden.

6 Begriindung der wesentlichen Festsetzungen

Im Folgenden werden die Festsetzungen des Bebauungsplanes, die zu den betreffenden
Planinhalten getroffen worden sind, im Einzelnen begriindet. Sie beziehen sich auf die im
§ 9 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) aufgefuhrten festsetzungsfahigen Inhalte des Be-
bauungsplanes in Verbindung mit den entsprechenden Regelungen der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO).

6.1 Art, MaB und Umfang der Nutzungen

Oberstes Planungsziel ist die industriell/gewerbliche Nutzung des Plangebietes unter beson-
derer Bericksichtigung der Entwicklungsmdglichkeiten flr das angrenzend angesiedelte Lo-
gistikunternehmen.

Im Vorentwurf des Bebauungsplanes wurde zunachst ein Bebauungsvorschlag dargestellt,
der u. a. folgende Nutzungen fir die Standorterweiterung vorsah: Zwei zentral gelegene gro-
Re Logistikhallen mit Abmessungen bis zu 175 m Lange, umfangliche Parkplatze sowie er-
ganzende Gebdude des Speditionsbetriebes, eine Tankstelle mit Waschanlage, Ubernach-
tungsmadglichkeit in Verbindung mit kleinem Gaststattenbetrieb flr das Personal des Spediti-
onsbetriebes, eine offentliche Tankstelle mit Waschanlage fir Pkw, eine offentliche Werkstatt
fur PKW in Verbindung mit Teileverkauf, in geringem Umfang GroRhandelsflachen Dritter mit
nicht innenstadtrelevantem Sortiment sowie kleinere Lagerhallen, Blrogebaude und Werk-
statten.

Mit dem Entwurf waren die Festsetzungen so zu treffen, dass dem Unternehmen bei der
Umsetzung seiner Vorstellungen in den nachsten Jahren eine mdglichst groRe Freiheit ein-
geraumt wird, um den Standort insgesamt zu sichern und auf Entwicklungen des Marktes
moglichst flexibel reagieren zu kénnen.

Um die berechtigten Schutzanspriche umgebender storanfalliger Nutzungen (Wohnen und
Kleingarten) planungsrechtlich abzusichern, ist das Plangebiet im Sinne des Immissions-
schutzes zu den angrenzenden schutzwirdigen Nutzungen zoniert.

Daraus ergibt sich, dass die Bauflache innerhalb des Plangebietes hinsichtlich Art und Mal}
der baulichen Nutzung in Teilgebiete (TG 1 bis TG 5) untergliedert wird.

Die Abgrenzung der Teilgebiete untereinander erfolgt in der Planzeichnung durch eine sog.
.Kndtellinie“ (Planzeichen 15.14 PlanzV).

6.1.1 Art der baulichen Nutzung

Entsprechend der vorgenannten Zielstellung sind innerhalb des Plangebietes Gewerbegebie-
te nach § 8 BauNVO und (eingeschrankte) Industriegebiete nach § 9 BauNVO i. V. mit § 1
Abs. 4 Nr. 2 BauNVO festgesetzt.

Die Ausweisung erfolgt raumlich gestaffelt, so dass sich die Nutzungen, welche die Festset-
zungen eines Industriegebietes erfordern, im Zentrum des Plangebietes befinden und die
erganzenden Nutzungen in den Gewerbegebietsflachen westlich und 6stlich davon einge-
ordnet werden.
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Als Gewerbegebiete nach § 8 BauNVO werden gemal § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO die
Teilgebiete 1 und 3 im Nordosten und Nordwesten festgesetzt. Sie dienen nach der BauNVO
im Wesentlichen der Unterbringung nicht erheblich belastigender Gewerbebetriebe. Daruber
hinaus sind Geschéfts-, Blro- und Verwaltungsgebaude sowie Tankstellen allgemein zulas-
sig.

Abweichend von den Regelungen der BauNVO werden in den als Gewerbegebiet festge-
setzten Bereichen des Bebauungsplans Nr. 146 die nach § 8 Abs. 2 Nr. 4 allgemein zulassi-
gen Anlagen fur sportliche Zwecke nur ausnahmsweise zugelassen. lhre Ansiedlung ist da-
mit ebenso wie die von Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
im konkreten Einzelfall auf ihre Vertraglichkeit zu prifen. Ein grundsatzlicher Ausschluss ist
hier unter stadtebaulichen Gesichtspunkten nicht erforderlich.

Die nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 im Gewerbegebiet ausnahmsweise zuldssigen Vergnlgungsstat-
ten werden im Plangebiet grundsatzlich ausgeschlossen, da diese Einrichtungen eher zu
einer Abwertung des Gebietes fuhren bzw. mit einem erhéhten Publikumsverkehr verbunden
sind.

Diese Nutzungseinschrankungen begrinden sich durch das planerische Ziel einer vorrangig
gewerblichen Entwicklung des Standortes.

In den beiden Teilgebieten TG 1 und TG 3 kénnen, bei der beispielhaft betrachteten Erweite-
rung des Logistikstandortes, kinftig - auch aufgrund des Flachenzuschnitts - Blirogebaude,
betriebliche Beherbergungseinrichtungen in Verbindung mit Gaststatten sowie Tankstellen
und Werkstatten angesiedelt werden, aber auch kleine Lagerhallen und andere gewerbliche
Nutzungen, die ,nicht erheblich belastigend” sind.

Die Teilgebiete TG 2, TG 4 und TG 5 werden gemal § 1 Abs. 4 BauNVO als (eingeschrank-
tes) Industriegebiet nach § 9 BauNVO ausgewiesen.

Industriegebiete dienen ausschlielRlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar
vorwiegend von solchen Betrieben mit erheblich belastigender Wirkung auf ihre Umgebung,
die in anderen Gebieten unzuldssig sind. Dazu sind aufgrund ihrer massiven Bebauung und
des erheblichen Verkehrsaufkommens im 24-h-Betrieb auch Logistikunternehmen zu rech-
nen. Allerdings sind auch in den Teilgebieten TG 2, TG 4 und TG 5, wegen der gebotenen
Ricksichtnahme auf stérempfindliche Nutzungen in der Umgebung, Festsetzungen zum
Zwecke der Begrenzung der zulassigen Emissionen erforderlich.

Um die Erweiterung und Arrondierung der im Bestand vorhandenen Nutzungen nicht da-
durch zu behindern, dass sich in unmittelbarer Nachbarschaft gewerbliche Nutzungen ansie-
deln, die fur sich selbst einen gewissen (wenn auch geringen) Schutzanspruch beanspru-
chen, wird festgesetzt, dass die im vorliegenden Bebauungsplan Nr. 146 gemall § 1 Abs. 6
BauNVO in den Industrieteilgebieten nach § 9 Abs. 3 Nrn. 1 und 2 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen in Form von Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen
sowie Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke nicht
Bestandteil der Satzung werden. Waren die vorgenannten Nutzungen dagegen ausnahms-
weise zulassig, konnte die Entwicklung von Logistik oder vergleichbarem Gewerbe im Kern-
bereich eher gehemmt werden.

Darlber hinaus begriindet sich der Ausschluss auch aus der Lage des Standortes im Stadt-
gefuge. Fur die vorgenannten Nutzungen stehen im angrenzenden Stadtgebiet wesentlich
geeignetere Flachen zur Verflgung. Fur Einrichtungen mit Ubergeordneter Funktion wird
dabei insbesondere auf die Innenstadt verwiesen.

Einzelhandel

Nach der BauNVO sind innerhalb von Gewerbegebieten Handelseinrichtungen bis zur
Schwelle der Grol¥flachigkeit (ca. 800 m? Verkaufsraumflache) allgemein zulassig.
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Fir die Stadt Halle liegt ein Einzelhandels- und Zentrenkonzept im Entwurf vor. Die bisher
nicht nur intern diskutierten Ziele und Grundséatze der Einzelhandelsentwicklung finden im
vorliegenden Bebauungsplan bereits Beachtung.

Gegenstand einer gezielten und geordneten Entwicklung des Einzelhandels ist die Sicherung
einer hierarchisch angelegten Versorgungsstruktur mit einer Aufgabenteilung der Einzelhan-
delsstandorte. Auch der nicht zentrenrelevante Einzelhandel (grof3- und kleinflachig) soll zum
Erreichen des Zielsystems raumlich gelenkt werden. Dafiir bieten sich neben den stadtebau-
lich-funktionalen Zentren insbesondere bestehende Agglomerationen und Sonderstandorte
nicht zentrenrelevanter Einzelhandelsangebote an.

Es wurden in Halle drei Fachmarktagglomerationen/Sonderstandorte definiert, die zum Teil
noch Uber deutliche Flachenpotenziale verfigen. GroR¥flachige Neuansiedlungen mit nicht
zentrenrelevanten Kernsortimenten sollten an einem der drei bestehenden Einzelhandels-
standorte erfolgen. Angesichts der weiteren bereits in Halle vorhandenen Gewerbegebiete
mit Einzelhandelsbesatz und deren raumlicher Verteilung sollte auch zukinftig eine Einzel-
handelsnutzung zumindest aller Gewerbegebiete, die heute nicht Uber Einzelhandel verfu-
gen, ausgeschlossen werden. Zu diesen Gebieten gehdrt auch der hier betrachtete Standort.
Zur angemessenen Versorgung mit Angeboten nicht zentrenrelevanter Sortimente sind der
Einzelhandelsbestand und die Sonderstandorte als zuklnftige Konzentrationsbereiche in-
nerhalb des Prognosehorizontes ausreichend.

Ansiedlungsperspektiven fur Verkaufsstatten aller Sortimente soll es daher im B-Plangebiet
Nr. 146 nur als Ausnahme in Verbindung mit Gewerbebetrieben Uber das so genannte
Handwerkerprivileg geben. Die Bedingungen hierfiir sind:

* Die Verkaufsflache ist dem Hauptbetrieb raumlich zugeordnet und

* die angebotenen Waren stammen aus eigener Herstellung auf dem Betriebsgrundstiick
oder stehen im Zusammenhang mit den hier hergestellten Waren oder mit den angebo-
tenen Handwerksleistungen und

+ die Verkaufsflache und der Umsatz sind dem Hauptbetrieb deutlich untergeordnet und

» die Grenze der GroR¥flachigkeit nach § 11 Absatz 3 BauNVO wird nicht Uberschritten.

Diese Ausnahme bezieht sich auf einen Betriebstyp, der den markttblichen Gegebenheiten
entspricht. Sie ist stadtebaulich gerechtfertigt, weil es sich bei den angebotenen Waren nur
um ein begrenztes Angebot handelt. Die Gefahr nachteiliger Auswirkungen auf die durch den
Einzelhandelsausschluss zu schitzenden zentralen Versorgungsbereiche kann dann in je-
dem Falle ausgeschlossen werden, wenn zudem noch eine flachenmaRige Begrenzung er-
folgt.

Dem wird mit der getroffenen Festsetzung 1.3 entsprochen. Ein Verkauf an Endverbraucher
wird ausgeschlossen, wenn er sich nicht, wie oben ausgeflhrt, deutlich dem Hauptbetrieb
unterordnet. Als FlachengréfRe wird mit 200 m? Bezug auf den im Einzelhandelskonzept defi-
nierten typischen ,Halleschen Laden® genommen.

Die Festsetzung eines Sortimentes ist nicht erforderlich, da der Ausschluss alle Sortimente
gleichermal3en betrifft.

Zu Sondertypen von Einzelhandelsbetrieben zéhlen unter anderem Kioske und Tankstellen-
shops.

Tankstellen sind im Plangebiet allgemein zuldssig. Das Sortiment der Tankstellenshops geht
heute jedoch weit Uber den urspriinglichen ,Reisebedarf hinaus. Es wird eingeschéatzt, dass
die Shops nicht mehr Nebennutzung zur Tankstelle sondern eigenstandiger Handelsbetrieb
sind. Sie werden daher von den getroffenen Ausschllissen erfasst und bedirfen gegebenen-
falls einer Sonderregelung. Da die Stadt sie im Interesse eines wirtschaftlichen Betriebes der
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gegebenenfalls anzusiedelnden Tankstelle zulassen moéchte, werden sie als Ausnahme ge-
sondert aufgeflhrt.

Kioske im herkdbmmlichen Sinne weisen meist nur eine geringe Verkaufsflache und ein be-
schranktes Angebot flr den kurzfristigen Bedarf bzw. sofortigen Verbrauch auf. lhre stadte-
bauliche Bedeutung ist als Versorgungsstitzpunkt fur die Mitarbeiter im Gebiet marginal. Sie
tangieren den Schutzzweck fur den Ausschluss des Einzelhandels nicht und sind daher auch
bei einem generellen Ausschluss des Einzelhandels im Bebauungsplan regelmalig Uber
eine Befreiung nach § 31 Abs. 2 zulassig. Das heil’t, dass diesbezliglich keine erganzenden
Regelungen im Bebauungsplan zu treffen sind.

Weiterhin wird der Handel mit Autoteilen als ausnahmsweise zulassig festgesetzt, da er zum
Firmenprofil des ansassigen Logistikers gehdrt und das Angebotsprogramm fur den Standort
erganzt. Dies geht im Ubrigen konform mit dem Entwurf des Einzelhandels- und
Zentrenkonzeptes der Stadt Halle. KFZ-Handel, zu dem auch Autoteilehandel zahlt, kann
aufgrund seiner Atypik (wie Sperrigkeit der angebotenen Ware, grofRer Flachen- und Stell-
platzbedarf) im Rahmen einer Einzelfallprifung auch in den Bebauungsplanen aulRerhalb der
definierten Zentren zugelassen werden.

Grofihandel ist von den vorgenannten Einschrankungen nicht betroffen. Er ist im Plangebiet
allgemein zulassig. Ein Grof3handelsbetrieb zeichnet sich dadurch aus, dass der Absatz be-
trieblich verwendbarer oder verwertbarer Waren an einen Gewerbetreibenden (Wiederver-
kaufer, gewerblicher Verbraucher oder GroRRverbraucher) iberwiegt. Dem gegeniber handelt
es sich dann um einen Einzelhandelsbetrieb, wenn der Verkauf an den Endverbraucher
Uberwiegend deutlich erkennbar ist [15].

Dies entspricht dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Halle, dessen Gegen-
stand lediglich der Einzelhandel im engeren Sinne ist.

Immissionsschutz

Zur Vermeidung schadlicher Umwelteinwirkungen sind nach § 50 Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) emittierende Betriebe und schitzenswerte Gebiete (bzw. Objekte) raum-
lich voneinander zu trennen. Dieser Trennungsgrundsatz ist fur alle raumbedeutsamen Pla-
nungen anzuwenden.

Er fand zunachst bei der Darstellung der Entwicklungsflache in der vorbereitenden Bauleit-
planung Berucksichtigung.

Aufgrund stéranfalliger Nutzungen im weiteren Umfeld sind in der verbindlichen Bauleitpla-
nung darUber hinaus Einschrankungen fir die kinftig zulassigen Betriebe und Anlagen er-
forderlich. Diese kdnnen nicht allein den dem Bauleitplanverfahren zeitlich nachfolgenden
Genehmigungsverfahren Uberlassen bleiben.

Die im Rahmen der Bauleitplanung bereits notwendigen Einschrankungen werden im vorlie-
genden Bebauungsplan auf der Grundlage des §1 Abs. 4 und Abs. 5 i.V.m. Abs. 9
BauNVO wie folgt vorgenommen:

- nutzungsbezogen durch Ausschluss bestimmter Betriebs- und Anlagenarten,
- eigenschaftsbezogene Gliederung durch Gerauschkontingentierung.

§ 1 Abs. 4 BauNVO ermdglicht eine raumliche Aufteilung der zulassigen Nutzungsarten und
deren Zuordnung zu bestimmten Standortbereichen. Dabei kann nach § 1 Abs. 4 Satz 2
BauNVO die Gliederung von Gewerbe- und Industriegebieten nicht nur innerhalb eines B-
Plangebietes sondern auch gemeindebezogen erfolgen, d. h., die einzelnen Gewerbe- bzw.
Industriegebiete im Stadtgebiet kdnnen sich erganzen. Dabei muss insgesamt die allgemei-
ne Zweckbestimmung des Gebietes gewahrt bleiben.

Diese Gliederung kann mit den weiteren Gliederungsmdglichkeiten nach § 1 Abs. 5 bis 9
BauNVO verbunden werden. Zur Feinsteuerung kénnen nach § 1 Abs. 5 BauNVO allgemein
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zulassige Nutzungen voéllig ausgeschlossen oder ausnahmsweise zugelassen werden.
§ 1 Abs. 9 BauNVO erganzt § 1 Abs. 5 dadurch, dass anstelle der in der BauNVO erwahnten
Kategorien auch nur bestimmte Arten der Nutzungen bzw. Unterarten feingesteuert werden
kénnen. Bei Gewerbebetrieben kann damit z. B. an bestimmte Branchen oder den typischen
Storgrad angeknupft werden.

Von diesem Instrumentarium soll mit dem Bebauungsplan Nr. 146 fur das Industriegebiet
Gebrauch gemacht werden. Es wird darauf abgestellt, dass innerhalb des gemeindetber-
greifenden Bebauungsplans ,Industriegebiet Halle-Saalkreis an der A 14“ Ansiedlungs-
flachen fUr Industriebetriebe zur Verfigung stehen, die aufgrund der Lage des Gebietes au-
Rerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslagen einen héheren Stérgrad aufweisen kon-
nen, als dies mit Wohnbebauung im Abstand von ca. 220 m der Fall ist. Das Gewerbegebiet
an der A 14 dient damit vorrangig der Ansiedlung von im vorliegenden Plangebiet ausge-
schlossenen Industriebetrieben.

Nutzungsbezogener Ausschluss von Betriebs- und Anlagenarten

Ein Planungsziel bei der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 146 ist zum einen die Schaf-
fung von Erweiterungsflachen fur die dort in der ndheren Umgebung des Plangebietes be-
reits ansassigen Betriebe. Der angrenzende Standort wird dabei durch Logistik- bzw. Spedi-
tionsbetriebe sowie die Produktion von Transformatoren (Fa. ABB) und den Containerbau
(Fa. OECON) gepragt - beides Betriebe der Metallverarbeitung. Diese ansassigen Betriebe
sollen in ihrer Entwicklungsoption so wenig wie mdglich eingeschrankt werden.

Wie bereits beschrieben, erfordert dies zumindest im zentralen Bereich die Festsetzung ei-
nes Industriegebietes, das aufgrund der Gebietstypik nach BauNVO vorrangig der Ansied-
lung erheblich belastigender Betriebe dient.

Die im Bebauungsplan Nr. 146 erforderlichen nutzungsbedingten Ausschlisse erfolgen auf
der Grundlage der "Verordnung Uber genehmigungsbeduirftige Anlagen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Marz 1997 (BGBI. | S. 504), zuletzt geandert durch Artikel 5 Ab-
satz 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBI. | S. 1643) - 4. BImSchV.

Die danach aufgrund ihrer wesentlichen Umweltauswirkungen genehmigungsbedurftigen
Anlagen sind im Anhang der 4. BImSchV abschlieRend aufgelistet. Dabei werden verschie-
dene Anlagentypen (Nr. 1 bis 10) zusammengefasst sowie nach Spalte 1 und 2 unterteilt.
Die Anlagen der Spalte 1, die aufgrund ihrer Eigenart oder aufgrund der Uberschreitung ei-
ner festgesetzten Leistungsgrenze ein gegenutber denjenigen in der Spalte 2 aufgeflhrten
gleichartigen Anlagen hdheres Storpotential aufweisen, werden in einem Verfahren mit Of-
fentlichkeitsbeteiligung, die Anlagen der Spalte 2 in der Regel im vereinfachten Verfahren
ohne Offentlichkeitsbeteiligung genehmigt.

Fir das Land Sachsen-Anhalt liegt der RdErl. ,Abstdnde zwischen Industrie- bzw. Gewerbe-
gebieten und Wohngebieten im Rahmen der Bauleitplanung unter Aspekten des Immissions-
schutzes (Abstandserlass) vom 26. August 1993 vor (fortan: Abstandserlass LSA). Die An-
wendung der darin enthaltenen Abstandslisten bietet in der verbindlichen Bauleitplanung
eine nutzungsbezogene Gliederungsmaglichkeit fir Gewerbe- und Industriegebiete.

Da der Abstandserlass LSA jedoch nicht fortgeschrieben wurde, bildet er keine allumfassen-
de Grundlage zur Beurteilung aktueller Vorhaben.

Demgegenuber verfugt das Land Nordrhein-Westfalen Uber einen an den Stand der Technik
angepassten Abstandserlass aus dem Jahr 2007 [3], der in seinen Ergebnissen als Orientie-
rungshilfe ergédnzend herangezogen werden kann (fortan: Abstandserlass NRW).

Die Uber den Abstandserlass LSA vorgenommenen Ausschlisse umfassen samtliche erheb-
lich belastigenden Immissionsarten, insbesondere (Luft-)Schadstoff- und Geruchsimmissio-
nen sowie Larm und fernerhin sonstige Immissionen, wie Licht, Strahlung, Warme und Er-
schitterungen.
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Im Wesentlichen werden im Abstandserlass LSA die nach der 4. BImSchV genehmigungs-
bedurftigen Anlagen aufgefiihrt, sowie einzelne relevante Anlagen erganzt.

Um die Einhaltung der erforderlichen Abstande erheblich beldstigender Betriebe insbesonde-
re zu den dem Wohnen dienenden Gebieten in der Umgebung zu gewahrleisten, werden die
betreffenden Betriebs- bzw. Anlagenarten in Form sogenannter Abstandslisten verschiede-
nen Abstandsklassen zwischen 1.500 m (Abstandsklasse ) und 100 m (Abstandsklasse VII)
zugeordnet.

Um zu den im vorliegenden Fall relevanten Ausschlusskriterien zu gelangen, wurde die Wir-
kung der einzelnen Betriebs- bzw. Anlagenarten auf die angrenzenden schutzbedirftigen
Nutzungen und hier insbesondere das Schutzgut Mensch, insoweit erganzend unter Zuhilfe-
nahme des Abstandserlasses NRW bewertet, wobei insbesondere auf Luftschadstoffe und
Gerliche abgestellt wurde. Hinsichtlich der Gerauschemissionen greifen zudem die unter
dem folgenden Punkt eigenschaftsbezogene Gliederung noch weiter erlduterten Festset-
zungen zur Schallkontingentierung.

Am hier betrachteten Standort weisen neben dem am nachsten gelegenen Wohngebiet im
Nordosten im Abstand von ca. 330 m zum Randbereich des Plangebietes nur einzelne zum
Wohnen genutzte Gebaude einer Splittersiedlung mit ca. 220 m im Stden einen geringeren
Abstand auf. Als unkritisch innerhalb des Plangebietes sind demzufolge zunachst Anlagen
der Abstandsklassen VI und VII (200 m bzw. 100 m) zu betrachten. Anlagen der Abstands-
klasse V (300 m) sind im Uberwiegenden Teil des Gebietes zulassig, im zentralen Bereich
auch die der Abstandsklasse IV (500 m) (vgl. Abstandserlass NRW).

Eine weitere Untergliederung des Plangebietes auf Basis der Abstandsklassen wurde im
Bebauungsplan Nr. 146 nicht vorgenommen. Die exakte Abgrenzung der einzelnen Teilge-
biete TG 1 bis TG 5 erfolgte lediglich unter dem Gesichtspunkt der Schallkontingentierung
und eignet sich nur bedingt fur eine Zonierung nach Abstandsklassen. Letztendlich ist hier
eine Entscheidung im Einzelfall erforderlich.

Die durch die textlichen Festsetzung 1.4 ausgeschlossenen Anlagen werden im Folgenden
jeweils mit der im Anhang zur 4. BImSchV aufgefiihrten Nummer benannt. Anhand der
4. BImSchV, die auch im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung des Planes eingesehen wer-
den kann, lasst sich die exakte Bezeichnung der einzelnen Anlagennummern ab der 2. Stelle
nachvollziehen.

Der Ausschluss im Bebauungsplan Nr. 146 wird im Einzelnen kurz begriindet. Dabei wird
jeweils erganzend auf die erforderlichen Mindestabstédnde zwischen dem Emissionsort und
dem Ort der stérempfindlichen Nutzung entsprechend dem Abstandserlass NRW Bezug ge-
nommen.
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Nr. 1

Nr. 2

Nr. 3

Nr. 4

Wérmeerzeugung, Bergbau und Energie
alle Anlagen der Spalte 1 sowie der Nrn. 1.6 und 1.9 der Spalte 2

Die Spalte 1 enthalt Anlagen zur Stromerzeugung ab einer Leistungsgrenze von
50 MW, zur Verarbeitung von Kohle etc. In den Verbrennungseinrichtungen erfordern
vor allem die Luftverunreinigungen Abstande meist Gber 700 m.

Die nach Spalte 2 hier ebenfalls ausgeschlossenen Anlagen betreffen mit Nr. 1.6 -
Windkraftanlagen mit einer Gesamthéhe von mehr als 50 m (AufRenbereich) sowie
Nr. 1.9 - Anlagen zum Mahlen und Trocknen von Kohle (500 m, als Nebenanlagen
z.B. in Verbindung mit Brikettierung typisch). Ebenfalls 500 m Abstand erfordern
Elektroumspannanlagen, jedoch aus Sicht des Schallschutzes. Sie werden daher im
Bebauungsplan nicht ausgeschlossen und sind im Gebiet nach Einzelfallprifung
vorstellbar (so im Zusammenhang mit einer méglichen Erweiterung der Fa. ABB).

Steine und Erden, Glas, Keramik, Baustoffe
alle Anlagen der Spalten 1 und 2

Neben Gerauschen sind bei den hier aufgefihrten Anlagen zur Gewinnung bzw.
Herstellung der genannten Stoffe Uiberwiegend Staub und Luftschadstoffe relevant.
Auch die Anlagen der Spalte 2 erfordern in der Regel Abstédnde ab 500 m. Derartige
Anlagen sind auch bisher im Umfeld nicht ansassig.

Stahl, Eisen und sonstige Metalle einschlie3lich Verarbeitung
Anlagen der Nrn. 3.1 bis 3.7, 3.11 und 3.16 bis 3.25 der Spalte 1 sowie der Nrn. 3.6,
3.11 und 3.13 der Spalte 2

Der Ausschluss erfolgt hier unter dem Aspekt der Standorttypik und der Sicherung
von Erweiterungsoptionen fur angrenzende Unternehmen.

Ausgeschlossen werden zunachst Anlagen zur Herstellung von Rohmetall sowie
Anlagen zum Schmelzen und Legieren, Warmwalzen, Gieliereien, Anlagen zum
Hammern und des Fahrzeugbaus der Spalte 1.

Die Anlagen Nr. 3.8 bis 3.10 der Spalte 1 (GielRereien fir Nichtmetalle sowie Anlagen
zur Oberflachenbehandlung) werden nicht aufgefihrt. Diese und die jeweils kleineren
Anlagen der Spalte 2 erfordern in der Regel maximal 300 m Abstand.

Die nach Spalte 2 ausgeschlossenen Walzanlagen (Nr. 3.6) sind aufgrund von Ge-
rauschen auch bei baulichen Schutzmaflinahmen im Abstand von mindestens 500 m
einzuordnen. Maschinelles Hammern (Nr. 3.11) erzeugt zudem auch bei geringerer
Leistung Erschitterungen und Anlagen zur Sprengstoffverformung (Nr. 3.13) sind
vorzugsweise im Aul3enbereich anzuordnen.

Anlagen zur Herstellung oder Reparatur von Behaltern aus Metall (Nr. 3.15, in ge-
schlossenen Hallen nach Abstandserlass 300 m) sind in der aktuellen Fassung der
4. BlImSchV nicht mehr enthalten. Insofern ist auch das Produktionsprofil von der Fa.
OCEON nicht betroffen.

Chemische Erzeugnisse, Arzneimittel, Mineralblraffination und Weiterverarbeitung
alle Anlagen der Spalte 1 sowie der Nrn. 4.5 und 4.8 der Spalte 2

Die Anlagen zur Herstellung von Stoffen durch chemische Umwandlung erfordern
uberwiegend einen Abstand von 700 m und mehr. Dabei wird ein hohes Mal} an
luftverunreinigenden Stoffen freigesetzt. Weiterhin sind sicherheitstechnische Kom-
ponenten von Bedeutung.

Aus der Spalte 2 werden die Nr. 4.5 - Anlagen zur Herstellung von Schmierstoffen -
ausgeschlossen, fur die neben Gerauschen auch Gertiche ab 500 m Abstand erfor-
dern sowie die Nr. 4.8 - Destillieren von flichtigen organischen Verbindungen - fur die
Geriliche sowie die Storfallproblematik relevant sind.
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Nr. 5

Nr. 6

Nr. 7

Nr. 8

Darlber hinaus war fir den Ausschluss der vorgenannten Anlagen von Bedeutung,
dass sich im Umfeld von Halle traditionelle Standorte der chemischen Industrie befin-
den, die Uber freies Flachenpotential verfligen.

Oberflachenbehandlung mit organischen Stoffen, Herstellung von bahnenférmigen
Materialien aus Kunststoffen, sonstige Verarbeitung von Harzen und Kunststoffen
alle Anlagen der Spalte 1 sowie der Nr. 5.8 der Spalte 2

Neben Gerauschen ergeben sich fir Anlagen der Spalte 1 hauptsachlich aufgrund
von Geruchsbelastungen 500 m Mindestabstand.

Die Mengenschwellen der Spalte 2 erfordern 300 m Abstand, nur Nr. 5.8 - Anlagen
zur Herstellung von Gegenstanden unter Verwendung von Amino- und Phenoplasten
- bedurfen aufgrund der geruchsbelasteten Abluft eines grékeren Abstands.

Holz und Zellstoff
Anlagen der Nr. 6.1 und 6.3 der Spalte 1 sowie der Nr. 6.3 der Spalte 2

Anlagen zur Herstellung von Zellstoff (Nr. 6.1 der Spalte 1) sind flr das Land NRW
nicht relevant und daher im Abstandserlass NRW keiner Abstandsklasse zugeordnet.
Sie sind jedoch mit erheblichen Emissionen verbunden.

Anlagen zur Herstellung von Holzspanplatten (Nr. 6.3) erzeugen neben Gerauschen
auch Holzstaub und Gerliche und erfordern auch bei der Einordnung in Spalte 2 Uber
500 m Abstand. Sie sind daher unzulassig.

Anlagen zur Herstellung von Papier, Karton oder Pappe werden auch innerhalb der
Spalte 1 nicht ausgeschlossen, 300 m Abstand sind hier ausreichend.

Nahrungs-, Genuss- und Futtermittel, landwirtschaftliche Erzeugnisse
alle Anlagen der Spalte 1 und 2

Die vorgenannten Anlagen sind im Plangebiet nicht vorgesehen. lhre Ansiedlung ist
uberwiegend mit ganz erheblichen Geruchsbelastungen verbunden und fordert daher
grolde Abstande.

Die im Umfeld seit langem ansassige Halloren Schokoladenfabrik AG ist zwar dieser
Klasse zuzuordnen, in ihrer Emissionscharakteristik jedoch als atypisch einzustufen.
Es sind keine Geruchsbelastigungen bekannt. Die Produktion von Konfekt kommt
ohne die geruchsintensiven Backprozesse aus.

Verwertung und Beseitigung von Abféllen
alle Anlagen der Spalten 1 sowie der Nrn. 8.1 bis 8.9a, 8.9c, 8.10, 8.11, 8.13 und
8.14 der Spalte 2

Auch diese Anlagen werden im Plangebiet zunachst grundsatzlich ausgeschlossen.
Aufgrund von Abbauprozessen entstehen unter anderem relevante Geruchsemissio-
nen sowie Luftverunreinigung, die auch fur Anlagen der Spalte 2 Uberwiegend Ab-
stédnde von 500 m und mehr erfordern.

Davon ausgenommen werden die Anlagen der Nr. 8.9b der Spalte 2 zur Lagerung
von Eisen- oder Nichtmetallschrott (300 m) sowie der Nr. 8.12 und 8.15, die jeweils
der zeitweiligen Lagerung bzw. dem Umschlagen von Stoffen dienen, die dem Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetz unterliegen, dienen. Hier sind je nach Art der Anlage
bis zu 500 m Abstand erforderlich. Diese Anlagenarten, zu denen beispielsweise
auch der Umschlag von Leergut oder Verpackungsmaterial gehoért, kénnen vor dem
Hintergrund der Erweiterung des Logistikunternehmens nicht im Vorhinein ausge-
schlossen werden. Sie sind bei Erreichen der Mengenschwellen der 4. BImSchV im
konkreten Verfahren zu prifen.
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Nr. 10 Sonstiges
Anlagen der Nrn. 10.1 und 10.15 der Spalte 1 sowie der Nrn. 10.15 und 10.16 der
Spalte 2

Die Nr. 10.1 der Spalte 1 betrifft die Herstellung, Bearbeitung oder Verarbeitung ex-
plosionsgefahrlicher Stoffe im Sinne des Sprengstoffgesetzes, die im Auflienbereich
anzusiedeln ist. Unter Nr. 10.15 bzw. 10.16 werden Prifstande fir und mit Verbren-
nungsmotoren und Gasturbinen, bzw. Luftschrauben zusammengefasst, wobei bei
der genannten GréRRenordnung Gerausche, Gas und Staub 1.000 m Abstand erfor-
dern.

Nach der 4. BImSchV gehdéren die am Standort zunachst beabsichtigten bzw. beispielhaft
betrachteten Betriebserweiterungen der Fa. Finsterwalder zu

Nr. 9 Lagerung, Be- und Entladen von Stoffen und Zubereitungen

Far die Anlagen nach 9.3 bis 9.9 sowie 9.12 bis 9.35 der 4. BImSchV werden nach Anhang 2
des Abstandserlasses NRW bei bestimmungsgemafem Betrieb keine relevanten Immissi-
onsschutzprobleme gesehen.

Lediglich Anlage nach Nr. 9.11 (offene oder unvollstdndig geschlossene Anlagen zum Be-
und Entladen von Schuttgitern, die im trockenen Zustand stauben kénnen ... mit mehr als
400 Tonnen je Tag, ausgenommen Erdaushub ...) fordern einen Abstand von 500 m. Hier
wird auf eine Prufung im konkreten Verfahren bzw. die Anordnung im zentralen Bereich ver-
wiesen.

Im Abstandserlass NRW werden zudem Logistikunternehmen konkret benannt und aufgrund
der Larmemissionen durch den an- und abfahrenden Verkehr der Abstandsklasse V (300 m)
zugeordnet. Da sich der Abstand in diesem Falle auf reine Wohngebiete bezieht und es sich
angrenzend vom Schutzstatus her hochstens um Allgemeine Wohngebiete handelt, kann die
nachst héhere Abstandsklasse angewendet werden (200 m). Damit ist die Betriebsart nach
Abstandserlass innerhalb des gesamten Plangebietes grundsatzlich zulassig. Hinsichtlich
des Schallschutzes werden zudem im Bebauungsplan gesonderte Festsetzungen getroffen.

Die Abstandsliste des Abstandserlasses NRW umfasst in 7 Abstandsklassen insgesamt 221
Anlagenarten. Davon befinden sich 22 Betriebsarten in den Klassen | und Il. Diese Arten
sind auch im ,Industriegebiet Halle-Saalkreis an der A 14“ ausgeschlossen. Weitere 14 Arten
sind in der 700 m Klasse und 44 Anlagen in der 500 m Klasse erfasst. Nicht eingeschrankt
sind im Bebauungsplan Nr. 146 insgesamt 141 Betriebsarten mit einem Abstand bis ein-
schlief3lich 300 m sowie ein Teil der Anlagen mit 500 m Abstand.

In den der 4. BImSchV unterliegenden Anlagenarten ist zudem jeweils nicht die Betriebsart
an sich ausgeschlossen, sondern erst ab einer bestimmten Mengenschwelle des Umsatzes.
Unterhalb dieser Schwelle sind auch diese Betriebe zulassig.

Fir einen grofen Teil der ausgeschlossenen Betriebsarten halt die Stadt Halle innerhalb des
gemeindeubergreifenden Bebauungsplans ,Industriegebiet Halle-Saalkreis an der A 14“ ent-
sprechende Ansiedlungsflachen vor, die aufgrund ihrer Ausdehnung und eines ausreichen-
den Abstands zu schutzbedurftigen Nutzungen vorrangig der Ansiedlung von im vorliegen-
den Plangebiet ausgeschlossenen Industriebetrieben dienen.

Insofern kann auch unter Einbeziehung der am Standort an der A 14 zuldssigen Anlagen
davon ausgegangen werden, dass der Charakter eines Industriegebietes gewahrt bleibt.

Grundsatzlich ist fir die Ansiedlung von nicht bereits im Bebauungsplan ausgeschlossenen
Anlagen, die der BImSchV unterliegen, eine gesonderte Genehmigung nach Immissions-
schutzrecht erforderlich. Dieser wird durch die Ausschlussfestsetzungen im Bebauungsplan
nicht vorgegriffen.
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Eigenschaftsbezogene Gliederung mittels Schallkontingentierung

Die auf die konkrete Situation am Standort zugeschnittenen und auf der Grundlage der vor-
liegenden Gutachten getroffenen Festsetzungen zur Einschrankung der Schallemissionen
dienen dazu, eine gewerbliche Nutzung zuzulassen, die sich aufgrund ihres, durch Schall-
emission bedingten, Stérgrades nicht mehr in ein Gewerbegebiet einfligt. Gleichzeitig dienen
diese Festsetzungen dazu, die berechtigten Schutzanspriiche der stérempfindlichen Nutzun-
gen aullerhalb des Plangebietes Nr. 146 zu gewahrleisten.

Im vorliegenden Bebauungsplan wird dies dadurch erreicht, dass flir die einzelnen Teilgebie-
te zulassige Maximalpegel fur zu erzeugende Gerausche je Quadratmeter Grundstucksfla-
che festgesetzt werden. Dabei wird ein Emissionskontingent Lgx nach DIN 45691 festgelegt,
welches das logarithmische Mal} fir die von einer flachenhaften Schallquelle je Flachenein-
heit abgestrahlte Schallleistung ist (Pkt. 3.7 DIN 18005, Teil I, Juli 2002).

Die Festsetzung ist erforderlich, da das Plangebiet zwar unmittelbar an gewerbliche Baufla-
chen angrenzt bzw. von unbebauten Bereichen umgeben ist, aber zu beachtet ist, dass von
den Flachen insgesamt Auswirkungen auf die westlich, sudlich und dstliche gelegenen (teils
vereinzelten) Wohnnutzungen ausgehen.

Durch die Festsetzung 1.5 wird sichergestellt, dass im Bereich der schutzbedurftigen Nut-
zungen die Immissionsrichtwerte (IRW) sowohl tags als auch nachts an allen Immissions-
punkten eingehalten werden. Die Beschreibung der Berechnungsmethodik, die Aussagen zu
den Vorbelastungen und der Nachweis der Einhaltung der Gerauschkontingente erfolgen
neben den Gutachten auch unter Pkt. 12.3.2 des Umweltberichts ,MaRnahmen zum Immis-
sionsschutz®.

Folgende Kontingente fir die Teilgebiete werden vergeben:

Teilgebiet Emissionskontingent Zusatzkontingent

I—EK,taqs I—EK,nachts I—ZEK,taqs I—ZEK,nachts
TG 1 (GE) 62 50 2 4
TG 2 (Gle) 69 47 1 9
TG 3 (GE) 62 48 2 6
TG 4 (Gle) 66 48 1 9
TG 5 (Gle) 70 49 - 8

Durch die vorgenannten Festsetzungen TF 1.4 und 1.5 wird der auf der Ebene des Baupla-
nungsrechts gebotene, aber auch nur notwendige und mdégliche Rahmen festgelegt und ge-
sichert, dass die Bewohner in der weiteren Umgebung vor unzumutbaren Immissionen ge-
schutzt werden, die in einem (uneingeschrankten) Industriegebiet entstehen und nach aul3en
dringen kénnen.

6.1.2 MaR der baulichen Nutzung

Das Mal} der baulichen Nutzung ist nach § 16 BauNVO durch die Grundflachenzahl und die
Hohe der baulichen Anlagen bestimmt. Dies erfolgt per Einschrieb in die Nutzungsschablone
fur jedes einzelne Teilgebiet.

Hinsichtlich des Malies der baulichen Nutzung besteht das Grundkonzept fiir die insgesamt
zu beplanende Flache darin, die Erweiterungsflache so effektiv wie méglich nutzbar zu ma-
chen.

Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl (GRZ) ist in § 19 Abs. 1 BauNVO wie folgt definiert: ,Die Grundfla-
chenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfldche je Quadratmeter Grundstiicksflache ...
zuléssig sind.”
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Die zulassige Obergrenze fir die Grundflachenzahl in Gewerbe- bzw. Industriegebieten liegt
gemal § 17 BauNVO bei 0,8. Entsprechend erfolgt auch die Festsetzung der GRZ fiir das
gesamte Plangebiet. Das heif’t, 80 % des gesamten Grundstiicks darf fur bauliche Anlagen
genutzt werden. Dabei ist die Flache des Pflanzgebotes in die Grundstucksflache einzurech-
nen.

Es liegt im Ermessen der Stadt, die GRZ mit 0,8 festzusetzen und damit eine dichte Bebau-
ung der Grundstiicke und demzufolge auch einen hohen Versiegelungsgrad zu ermoglichen.
Damit wird einerseits dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden entspro-
chen, andererseits wird die zu erwartende Durchgrinung des Gebietes gemindert.

Alternativ besteht die Moglichkeit, flir das gesamte Plangebiet bzw. Teile davon eine gerin-
gere GRZ festzusetzen. Damit bestliinde grundsatzlich die Chance, den Ausgleich fir die
durch die Planung mdéglichen Eingriffe in den Naturhaushalt weitgehend innerhalb des Plan-
gebietes zu erreichen. In diesem Zusammenhang ware beispielsweise eine GRZ von 0,6
vorstellbar, die sich bei bestehenden Gewerbegebieten in der Regel als ausreichend erwie-
sen hat. Eine Ausnahme stellen dabei jedoch regelmalig Logistikunternehmen dar. Am an-
grenzenden Standort des Logistikunternehmens Fa. Finsterwalder kann daher von einer ge-
wachsenen Versiegelung von ca. 90 % des Grundstlickes ausgegangen werden.

Die Stadt hat sich im Rahmen des Abwagungsprozesses mit dieser Problematik auseinander
gesetzt. Dabei wurde berilcksichtigt, dass eine GRZ unter 0,8 fir das vordergriindig am
Standort zu entwickelnde Unternehmen eine erhebliche Einschrankung bedeuten wirde.
Zudem konnten auch bei einer nur 60%igen Bebauung die verbleibenden Flachen nicht mehr
landwirtschaftlich genutzt werden.

Voraussichtlich wird die kinftige Grundstlcksteilung nicht der Aufteilung der hauptsachlich
durch die zuléssigen Schallemissionen abgegrenzten Teilgebiete entsprechen. Eine Uber-
schreitung der zulassigen GRZ in einem Teilgebiet kann im bauordnungsrechtlichen Verfah-
ren ggf. geregelt werden, indem das Grundstlck Uber eine Vereinigungsbaulast gebildet
wird. Damit ist es mdglich, die Einhaltung der GRZ bezogen auf das gesamte Gebiet nach-
zuweisen (so beispielsweise im TG 5 mit einem vergleichsweise groflten Anteil am Pflanzge-
bot). Insgesamt ist dies aber zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht absehbar.

Hohe baulicher Anlagen

In allen Teilgebieten wurde die Hohe baulicher Anlagen als Héchstmal per Planeinschrieb
festgesetzt.

Die festgesetzten Hohen orientieren sich an den im Bestand im nérdlich angrenzenden Ge-
biet vorhandenen Gebauden (so auf dem Grundstick der Fa. ABB) sowie den Anforderun-
gen, die die Erweiterung eines Logistikstandortes (so z.B. fur Hochregallager) stellt. Darlber
hinaus wurde in die Planung eingestellt, dass sich angrenzend zum Teil kleinteiligere Nut-
zungen befinden.

Daher werden die zulassigen Hohen im Plangebiet gestaffelt. Im zentralen Bereich innerhalb
der Teilgebiete TG 2 und TG 4 werden Gebaude bis zu einer Oberkante von 30 m Uber Ge-
lande zugelassen. In den Randlagen, angrenzend an die Gartenanlage im Nordwesten sowie
die kleinteilige Wohnbebauung im Nordosten, wird die maximal zulassige Héhe auf 20 m
herabgesetzt. Diese maximal 20 m hohen baulichen Anlagen liegen jedoch nicht in unmittel-
barer Nachbarschaft zu der erwahnten Wohnbebauung bzw. Gartenanlage. Sie sind zu-
nachst durch die Baumpflanzungen im Plangebiet und dartber hinaus durch breite Stral3en-
korridore getrennt. Unter Berucksichtigung dessen sind keine negativen stadtebaulichen
Auswirkungen zu erwarten.

Die Festsetzung der Hohen erfolgt mit Bezug auf Normalhdéhennull (NHN). Als Orientierung
fur die Ermittlung der damit zuldssigen absoluten Oberkante wird fur alle Teilgebiete eine
gemittelte Hohe von 99 m NHN gewahlt. Das Gelande ist weitgehend eben. Die Hohen lie-
gen zwischen 97,3 m NHN im Nordosten und 100,08 m NHN im Nordwesten sowie zum be-
stehenden Betriebsgelande im Norden bei ca. 99,00 m NHN.
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Ausnahmsweise kénnen die flr bauliche Anlagen festgesetzten Hohen durch untergeordnete
Bauteile wie Schornsteine, Anlagen fir die Be- und Entliftung sowie Telekommunikationsan-
lagen Uberschritten werden, da diese Anlagen in der Regel funktionsbedingt die Gebaude-
oberkante Uberschreiten, jedoch weniger raumwirksam sind.

Baumassenzahl

Die Baumassenzahl (BMZ) ist in § 21, Abs. 1 BauNVO wie folgt definiert: ,Die Baumassen-
zahl gibt an, wieviel Kubikmeter Baumasse je Quadratmeter Grundstiicksfléche ... zuldssig
sind.“

Fir das Plangebiet wird keine Baumassenzahl festgesetzt. Damit gilt die gemal § 17
BauNVO zulassige Obergrenze flir Gewerbe- und Industriegebiete von 10,0.

6.1.3 Bauweise

In allen Teilgebieten wird auf die Festsetzung einer Bauweise verzichtet. Das begriindet sich
in der angrenzenden Struktur, die Gberwiegend von Einzelgebauden, jedoch mit Gebaude-
langen von weit Uber 50 m, und von z. T. vorhandener Grenzbebauung gepragt ist.

Die geplanten Gebaude mit Langen von weit Giber 100 m lassen sich weder einer offenen
Bauweise (mit Gebaudeldngen bis 50 m), noch einer geschlossenen Bauweise (Errichtung
der Gebaude auf der seitlichen Grundstlcksgrenze) zuordnen.

Der Verzicht auf eine diesbezigliche Regelung ermdglicht auch eine geschlossene Bebau-
ung entlang der Stralen, beispielsweise als Riegel fir Schallschutzmallnahmen, und gibt
mehr Handlungsspielraum fir kinftige Planungen.

Damit wird der Struktur der geplanten Anlagen und dem zu erweiternden Standort entspro-
chen. Stadtebaulich negative Folgen fir das Plangebiet erwachsen daraus nicht.

6.1.4 Uberbaubare Grundstiicksflache

Die Festsetzung der Uberbaubaren und damit auch der nicht Gberbaubaren Grundstlcksfla-
chen regelt nicht das Mal3, sondern die Verteilung der baulichen Nutzung auf den Grundstu-
cken. Erfolgt keine Festsetzung, ist der gesamte Teil des im Bauland liegenden Grundsti-
ckes Uberbaubar. Um dies zu verhindern, wurde die Uberbaubare Grundstiicksflache nach §
23 Abs. 1 BauNVO mittels Baugrenze bestimmt, das heil3t, diese Baugrenze darf in der Re-
gel von Gebauden nicht Gberschritten werden.

Die Baugrenze umschlieRt die Uberbaubaren Grundsticksflachen und definiert diese damit
zweifelsfrei. Sie ist, sofern sie nicht entlang einer Flurstiicksgrenze verlauft, entsprechend
vermalit.

Die festgesetzte Baugrenze soll den kinftigen Ansiedlungen ebenfalls ein hohes Mal} an
Flexibilitdt gewahrleisten. Daher werden nur die aus stadtebaulicher Sicht notwendigen Fla-
chen ausgespart. Zu den Pflanzgeboten wird ein Abstand von 5 m festgesetzt. Dies gewahr-
leistet den Baumpflanzungen einerseits einen angemessenen Entwicklungsspielraum, ande-
rerseits sichert es eine, fur groe Hallen erforderliche, Feuerwehrumfahrung.

Da die Entwicklung des Standortes im zentralen Bereich in Verbindung mit der nordlich an-
grenzenden Flache erfolgen soll, verlauft die Baugrenze hier unmittelbar entlang der nérdli-
chen Plangebietsgrenze. Damit stehen die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 146 ei-
ner Ubergreifenden, in Nord-Sid-Richtung orientierten Bebauung, wie sie fur den ndrdlich
angrenzenden Bestand charakteristisch ist, nicht entgegen.

Zu dem ndrdlich an das Plangebiet angrenzenden Grundstlck, auf dem die Fa. ABB Versi-
ckerungsanlagen betreibt, wird ein Abstand der Baugrenze von 3 m festgesetzt. Die beste-
hende Zufahrt im Nordwesten, stidlich des Grundstlicks der Fa. Schimke, wird aus dem Bau-
feld ausgespart. Damit wird die Baugrenze zu den benachbarten Grundstlicken anderer Ei-
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gentimer zurlickgesetzt um mit der Planung bereits deren Belange zu bericksichtigen bzw.
die Eintragung von Baulasten zu vermeiden.

Die Notwendigkeit, im Allgemeinen zulassige Nebenanlagen auf3erhalb der mittels Baugren-
ze festgesetzten Uberbaubaren Flachen auszuschlielRen, besteht aus stadtebaulicher Sicht
innerhalb des Plangebietes nicht.

Die vorgenannten Festsetzungen werden im Sinne einer grotmaoglichen Flexibilitat getrof-
fen. Die Regelungen der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) werden von
den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht berihrt (Einhaltung von Abstandsflachen zu
Nachbargrundstlicken etc., vgl. auch § 29 Abs. 2 BauGB).

Im Bereich von Leitungen sind entsprechende Abstimmungen erforderlich. Eine Uberbauung
ist auszuschlieen. Im Falle einer Umverlegung der das Plangebiet querenden Trinkwasser-
leitung kdnnte das von einer Baugrenze definierte Baufeld optimal ausgenutzt werden.

6.2 Grinordnung

Die Festsetzungen innerhalb des Plangebietes dienen vorrangig einer Verbesserung des
Landschaftsbildes sowie der anteiligen Absicherung von Ausgleichs- und Ersatzmalinah-
men.

Konkret ergeben sich folgende MalRnahmen:

- Pflanzung einer doppelten Baumreihe, zum Teil Unterpflanzung mit heimischen Strau-
chern entlang der Bebauungsplangrenze an der Grenzstral’e und der Europachaussee
(HES),

- Pflanzung von 20 groRRkronigen Einzelbaumen innerhalb des Plangebietes.

Festgesetzt werden als Pflanzgebot P1 eine doppelte Baumreihe in einer durchschnittlichen
Tiefe von 15 m mit Unterpflanzungen mit heimischen Strauchern zur Europachaussee sowie
zum sudlichen Abschnitt der Grenzstraf3e. Hier soll sich eine dichte, frei wachsende Baum-
Strauch-Hecke entwickeln. Fur die Baumpflanzungen untereinander ist ein Abstand von ca.
10 m und flr die Reihen von 5 m einzuhalten, der sich infolge bestehender oder geplanter
Leitungen auch geringfugig verschieben kann. Insoweit erfolgt auch keine lagemafige Dar-
stellung der einzelnen Baumstandorte im Bebauungsplan sondern lediglich die Festsetzung
einer insgesamt zur Entwicklung vorgesehenen Flache. Die bestehenden Leitungen und zu
diesen einzuhaltenden Schutzabstande sind entsprechend den Vorgaben der Leitungseigen-
timer zu bericksichtigen. Das betrifft auch die erforderlichen Zuleitungen.

Far den Abschnitt zwischen den beiden Zufahrten von der Grenzstralde wird lediglich eine
doppelte Baumreihe festgesetzt (P 2). Die Flache darunter soll als Rasen ausgebildet wer-
den. Hier soll im Bereich des Gewerbeteilgebietes eine Sichtbeziehung, beispielsweise zu
einer im Gebiet zuldssigen Tankstelle, ermdglicht werden.

Innerhalb der Pflanzgebote werden als bauliche Anlagen Werbeanlagen sowie Einfriedungen
zugelassen. Dariber hinaus ist innerhalb des Pflanzgebotes P 2 die Modellierung von Versi-
ckerungsgraben und -mulden maoglich.

Durch den Verzicht auf eine als Grinflache festzusetzende Flache zugunsten der Festset-
zung eines Pflanzgebotes innerhalb der Bauflache kénnen die Pflanzstreifen bei der Ermitt-
lung der Grundflachenzahl mit in die Grundstiicksflache eingerechnet werden.

Die Festsetzung von 20 Einzelbdumen dient dem Ausgleich und der Gliederung des Bauge-
bietes. Sie kdnnen beliebig innerhalb der Bauflachen jedoch aullerhalb der Pflanzgebote
angeordnet werden.
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Fir die Bepflanzungen werden neben den festgesetzten Baumarten folgende Geholze emp-
fohlen:

Artenauswahl Strducher

Gemeiner Liguster - Ligustrum vulgare
Feldahorn Acer campestre
Kornelkirsche Cornus mas
Haselnuss Corylus avellana
Weilddorn Crataegus monogyna
Pflaumenblattriger WeiRdorn Crataegus prunifolia
Gewohnlicher Schneeball - Viburnum opulus
Hunds-Rose - Rosa canina
Schwarzer Holunder - Sambucus nigra
Traubenkirsche - Prunus padus
Schlehe Prunus spinosa
Roter Hartriegel - Cornus sanguinea
Flieder Syringa vulgaris

Der Eingriff in Natur und Landschaft kann innerhalb des Plangebietes nur anteilig ausgegli-
chen werden. Der Uberwiegende Teil der Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen ist aul3erhalb
des Geltungsbereiches des Bebauungsplans umzusetzen.

Um den Eingriff in das Schutzgut Boden innerhalb des Bebauungsplangebietes zu minimie-
ren, wird der wertvolle Mutterboden abgetragen und fir Rekultivierungsmalnahmen wieder
verwendet.

Aufgrund des erheblichen Eingriffs in das Schutzgut Boden, wird ein Mallnahmenpaket an
2 Standorten innerhalb des Stadtgebietes umgesetzt, das Uber die Festsetzung 3.2 ,externe
Ausgleichsmalnahmen® den Eingriffen im Bebauungsplan zugeordnet wird.

Der erste Teil dieses Mallnhahmenpaketes lasst sich der Kategorie ,Mallnahmen zur Wie-
derherstellung der Bodenfunktionen auf devastierten Standorten® zuordnen. Der zweite Teil
des MalRnahmenpaketes beinhaltet Mallnahmen der Kategorie ,Waldumwandlungen®.

Hervorzuheben sind insbesondere die MalRnahmen zur Wiederherstellung der Bodenfunktion
an einem devastierten Standort, da diese mit einer grof3flachigen Entsiegelung einhergehen.
Auch wenn die im Bebauungsplan zulassige Versiegelung mit dieser Mallnahme nicht voll-
standig ausgeglichen werden kann, sind mit dieser MaRnahme im Hinblick auf Natur und
Landschaft vielfaltige Effekte verbunden. Neben der Wiederherstellung der Bodenfunktionen
auch durch Auftragen des im Bebauungsplangebiet gewonnenen Mutterbodens fuhrt diese
MalRnahme zu einer Verbesserung des Landschaftsbildes und der Erholungsfunktion in die-
sem Bereich und dient zudem dem Biotopverbund.

Dazu ist unter Punkt 3.2, erster Anstrich der textlichen Festsetzungen, die Rekultivierung
eines Standortes an der Ddlauer Stra’e 91 (ehemaliges DRK-Gebaude) dem Eingriff zuge-
ordnet. Hierbei sollen ein Gebaudekomplex sowie versiegelte Flachen vollstandig zurtckge-
baut und diese Flachen insgesamt und dauerhaft wieder dem Naturhaushalt zugefuhrt wer-
den. Als Entwicklungsziel fir diese Flache wird ein Eichen-Hainbuchen-Wald angestrebt, der
der standortlichen potenziellen natirlichen Vegetation entspricht.

Als MalRhahme zum Waldumbau werden unter Punkt 3.2, zweiter Anstrich der textlichen
Festsetzungen, Forstflachen am Bruchsee, die derzeit von nicht heimischen Gehdlzarten
(Eschenahorn) dominiert werden, dem Eingriff zugeordnet. Diese Flachen werden mit heimi-
schen und standortgerechten Laubgehdlzen aufgewertet, damit sich hier ein naturnaher
Laubmischwald entwickeln kann. Dazu ist innerhalb der Forstflache am Bruchsee auf einem
Areal von 2,75 ha der vorhandene Gehodlzbestand zu roden. Anschlielend sind wieder
Forstpflanzen anzupflanzen, deren Artenzusammensetzung sich am Entwicklungsziel orien-
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tiert. Auf dieser externen Ausgleichsflache soll sich ein standorttypischer Eichen-
Hainbuchenwald entwickeln.

Als Pflanzmaterial ist gemaf Hinweis des Landeswaldzentrums Sachsen-Anhalt nur Pflanz-
material aus flr den Wuchsbezirk entsprechend zugelassenen Herkunftsgebieten zu ver-
wenden. Das sind beispielsweise fir die Traubeneiche und Hainbuche die nachfolgend ge-
nannten Herkinfte:

Traubeneiche: Mitteldeutsches Tief-und Hiigelland Nr. 81805
Hainbuche :  Mittel-und Ostdeutsches Tief-und Hiigelland Nr.80602.

Die Artenauswahl fiur die Aufforstung und Waldumwandlung ist in Vorbereitung der Umset-
zung mit der zustandigen Forstbehérde abzustimmen.

Der Umfang des externen MalRnahmenkonzeptes ist unter besonderer Berlicksichtigung der
Erheblichkeit des Eingriffs angemessen.

6.3 VerkehrserschlieBung

6.3.1 Offentlicher Personenverkehr

Die VerkehrserschlieBung durch 6ffentlichen Personennahverkehr ist durch die vorhandenen
Haltepunkte der StralRenbahn in der Delitzscher Stral’e gesichert. Weiterer Festsetzungen
im Bebauungsplan bedarf es nicht.

6.3.2 Individualverkehr
Die aullere ErschlieBung im Umfeld wurde unter Pkt. 4.3 und 5.3 erértert.

Hauptanbindung des Bebauungsplangebietes fiir den Kfz-Verkehr bildet der Knoten G4. Er
ist im Zuge der Grenzstralle mit Linksabbiegefahrstreifen und Fahrbahnteilern ausgebaut.
Der Ausbau wurde bis an die Grenze des Plangebietes realisiert.

Darilber hinaus bleibt die Anbindung am Knoten G2 zur GrenzstralRe in alle Fahrtrichtungen
erhalten. Fir die dritte Zufahrt, den Knoten 9 der Europachaussee, ist zu berlcksichtigen,
dass Zufahrten nur aus Richtung Nordosten und Ausfahrten nur in Richtung Stdwesten zu-
I&ssig sind.

Zu den planfestgestellten Trassen der Grenzstralle sowie der Europachaussee (HES) wer-
den im Bebauungsplan auller den genannten Knoten Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten
festgesetzt.

Hinsichtlich einer verkehrlichen Anbindung an die ndrdlich gelegenen Flachen sind im Be-
bauungsplan keine Regelungen erforderlich. Damit stehen fiir das Logistikunternehmen kinf-
tig auch die Anbindungen an die Delitzscher StralRe bzw. den Knoten G1 im Bereich der
Grenzstrale zur Verfiugung. Welche Ein- bzw. Ausfahrten jeweils genutzt werden, wird im
Wesentlichen von dem Fahrziel abhangen.

Wegen der Bedeutung des peripheren Verkehrsnetzes sollten alle Zufahrten baulich als
Grundstuckszufahrten ausgebildet bzw. gekennzeichnet werden. Bei der Dimensionierung
der Zufahrten sind die Schleppkurven der grofRten erwarteten Fahrzeuge zu berutcksichtigen.

Auf die Festsetzung von StralRen zur inneren ErschlieBung wird zugunsten einer flexiblen
Nutzung der Flache im Hinblick auf die mdgliche Erweiterung des Speditionsbetriebes ver-
zichtet. Diese Stralten sind im Rahmen der Baugebietsfestsetzungen gewerblicher und in-
dustrieller Flachen allgemein zuldssig und nach den kinftig konkreten Erfordernissen als
private Betriebsstrallen zu planen.

Sollte es spater zur Ansiedlung von Drittfirmen kommen, ist deren Anbindung durch die rela-
tiv gleichmafig verteilten Knoten G2, G4 und K9 jedenfalls grundsatzlich ohne weiteres ge-
wahrleistet.
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Auswirkungen des durch die Planung induzierten Verkehrsaufkommens

Hinsichtlich der Auswirkungen der durch die Entwicklung des Plangebietes hervorgerufenen
zusatzlichen Verkehre auf das angrenzende Strallennetz liegen verkehrstechnische Unter-
suchungen vor [7].

Zur Ermittlung des induzierten Verkehrsaufkommens wird Uber den Schlussel ,Fahrzeuge
pro m? genutzte Flache das Verkehrsaufkommen des angrenzend vorhandenen Logistik-
areals zwischen Grenz- und Delitzscher Strae auf die zur Nutzung geplante Flache des B-
Plangebietes Nr. 146 Ubertragen. Aufgrund der vergleichbaren Nutzungen ist diese Verall-
gemeinerung moglich. Bei anderen maoglichen Industrie- bzw. Gewerbeansiedlungen inner-
halb des Angebotsbebauungsplanes kann davon ausgegangen werden, dass das Verkehrs-
aufkommen wesentlich geringer ausfallen wird. Insofern erfolgt hier bereits eine Betrachtung
des ungunstigsten verkehrlichen Planungsfalles.

Gewahlt wurde als Flachenansatz fur das Gebiet eine nutzbare Flache von ca. 143.000 m2.
Diese Flache ergibt sich aus der Flache des Geltungsbereiches des Plangebietes (ca.
158.300 m?) abziglich der Flache des Pflanzgebotes fir eine doppelte Baumreihe mit 15 m
Breite, die in keinem Fall fir eine Ansiedlung zur Verfligung steht. Damit ist die in Ansatz
gebrachte Flache gréfRer als die kinftig tatsachlich gemafl GRZ bebaubare Flache von 80 %
der Grundstiicksflache (ca. 126.600 m?). Durch den so gewahlten zusatzlichen Puffer liegt
die Prognose des nutzungsbedingten Verkehrs auf der sicheren Seite. Es kann davon aus-
gegangen werden, dass damit ein vergleichbarer Ansatz zu dem derzeit von der Fa. Finster-
walder genutzten Grundstiick gegeben ist. Zur Ermittlung des Verkehrsaufkommens am vor-
handenen Logistikstandort wurden dartber hinaus vorhandene Zahlungen zur Erfassung des
Mengengerustes verwendet und eine aktuelle Erhebung Uber die zeitliche und raumliche
Verteilung des Schwerlastverkehrs durchgefihrt. Ferner lieferten Aussagen der im Untersu-
chungsgebiet ansassigen Unternehmen zusatzliche Informationen zu einer maoglichst realis-
tischen Abbildung der Verkehrsstrome.

Die Verteilung des Ziel- und Quellverkehrs des Untersuchungsgebietes wurde, unterteilt in
eine raumliche und eine zeitliche Komponente, zunachst fir den bestehenden Standort und
danach fur die Erweiterung ermittelt.

Um letztendlich die Auswirkungen des induzierten Verkehrs durch den geplanten Logistik-
standort im B-Plan-Gebiet Nr. 146 ableiten zu konnen, mussten die ermittelten Verkehrs-
mengen zu dem von der Stadt Halle prognostizierten Verkehrsaufkommen hinzugeflgt wer-
den. Dazu wurde nach vorheriger Abstimmung mit den zustéandigen Amtern ein digitales
Verkehrsdatenmodell der Stadt Halle verwendet.

Das Verkehrsaufkommen des geplanten Logistikareals wurde dabei in zwei unterschiedli-
chen Szenarien dargestellt, die vor dem Hintergrund verschiedener Netzzustande als Worst
Case und als Idealfall bezeichnet wurden:

- Prognose 2015 — Betrieb des geplanten Logistikareals ohne Fertigstellung der Euro-
pachaussee (HES) im Planungsabschnitt 4 (Delitzscher Strale bis B 100) und ohne
Ringschluss der BAB A 143 (zwischen den AS Halle-Neustadt und AD Halle-Nord) =
Worst Case,

- Prognose 2025 — Betrieb des geplanten Logistikareals mit Fertigstellung der HES im
Planungsabschnitt 4 (Delitzscher Stral3e bis B 100) und mit Ringschluss der BAB A
143 (zwischen den AS Halle-Neustadt und AD Halle-Nord) = Idealfall.

Auf der Grundlage der in diesem Zusammenhang ermittelten Angaben, die sich jeweils auf
den am starksten belasteten Abschnitt der Delitzscher Strale, der Grenzstrafl’e und der Eu-
ropachaussee beziehen und zudem den PKW- und Schwerlastverkehr gesondert betrachten,
wurde durch den Schallgutachter gepruft, inwieweit sich aus dem zu erwartenden Verkehrs-
aufkommen aus schallschutztechnischer Sicht im Plangebiet Regelungsbedarf ergeben
kénnte.
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Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass es im Sinne der TA Larm, Abschnitt 7.4, nicht
notwendig ist, MalRnahmen organisatorischer Art in den Beurteilungszeitrdumen tags oder
nachts zu ergreifen, um die Gerdusche des An- und Abfahrverkehrs auf offentlichen Ver-
kehrsflachen zu mindern [6].

Daher wurde auf der Grundlage der ermittelten Verkehrsstrome in einem zweiten Schritt die
Leistungsfahigkeit der Knoten Uberpruft.

Ebenfalls aus den beiden Prognosenetzen wurden die Knotenstrombelastungen der zu un-
tersuchenden Knotenpunkte extrahiert. Aus den erhaltenen Tagesbelastungen erfolgte die
Ermittlung der Bemessungsverkehrsstarke fir die Berechnung der Leistungsfahigkeit der
Knotenpunkte. Diese wurde als Spitzenstunde mit 10% der Tagesbelastung angenommen.

Im Ergebnis zeigt sich, dass eine zusatzliche Verkehrsbelastung durch die B-Plangebiete Nr.
146 und gegeniberliegend Nr. 147 von den unsignalisierten Knotenpunkten mit ausreichen-
der Qualitat des Verkehrsablaufs sowohl 2015 als auch 2025 bewaltigt werden kann.

Die fur 2015 prognostizierte, hohe Verkehrsbelastung der Grenzstralle kann am signalisier-
ten Knotenpunkt Delitzscher StralRe/Grenzstral’e jedoch nicht mehr bewaltigt werden. Das
betrifft insbesondere die stark nachgefragt Nord-Sud-Relation, wahrend der Spitzenzeiten
betrifft es aber alle Richtungen. Das Verkehrsgutachten bewertet die Verkehrsqualitat der
Nord-Sud-Richtung sowie des kompletten Knotens wahrend der Spitzenzeiten mit der
schlechtesten Stufe auf der Ublichen Bewertungsskala, der Qualitatsstufe F.

In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass der beschriebene Zustand nicht erst durch
den Verkehr verursacht wird, der von einem beziehungsweise von den beiden vorgenannten
B-Plangebieten in das offentliche StralRennetz induziert wird. Er tritt bereits fur den Nullfall
2015 ein, das heif’t, unabhangig davon, ob der B-Plan Nr. 146 Rechtskraft erlangt oder nicht.
Der Knotenpunkt wird entsprechend der Prognosedaten zunachst Gberlastet sein.

Erst die Verkehrsfreigabe der HES im 4. Planungsabschnitt zwischen Delitzscher Stralle und
Berliner Chaussee (B 100) — hier berlicksichtigt im Prognosemodell 2025 — bewirkt eine
deutliche Entlastung der Grenzstralle und kann somit einen ausreichenden Verkehrsablauf
durch die geplante Lichtsignalanlage gewahrleisten.

Demzufolge ist festzustellen, dass der Knoten Delitzscher StralRe/Grenzstrale bei Zugrunde-
legen des digitalen Verkehrsmodells der Stadt Halle fiir einen Ubergangszeitraum von der
Inbetriebnahme der Delitzscher StralRe bis zur Fertigstellung des vierten Abschnittes der Eu-
ropachaussee (HES) keine ausreichende Verkehrsqualitat aufweist.

Obwohl dieser Fall unabhangig von der Entwicklung des Plangebietes eintreten wird, kann
es mit den geplanten Ansiedlungen im Gebiet fur einen bestimmten Zeitraum noch zu einer
weiteren Verschlechterung der Situation kommen.

Unter dem vorgenannten Gesichtspunkt wurde das Verkehrsgutachten fortgeschrieben. Dort
werden Malinahmen zur Behebung von Leistungsfahigkeitsdefiziten erarbeitet ([7] Kapitel 9).
Als Lésungsmadglichkeit zur Verbesserung der Situation am signalisierten Knotenpunkt De-
litzscher StraRe/ GrenzstraBe fir den Ubergangszeitraum bis zur Fertigstellung des vierten
Abschnittes der Europachaussee (HES) wird eine Anpassung des verkehrstechnischen Ent-
wurfs der Lichtsignalanlage vorgeschlagen. Dazu werden die folgenden MalRhahmen emp-
fohlen:

- Anderung der Fahrstreifenaufteilung in der nérdlichen Zufahrt Grenzstrale in einen
Mischfahrstreifen Geradeaus/Rechts und einen separaten Linksabbiegefahrstreifen,

- Verzicht auf einen langen FuRgangervorlauf in der Nebenrichtung,

- Anpassung der Freigabezeitverteilung zur Minimierung der Wartezeiten im Kfz-
Verkehr.

Im Ergebnis der Fortschreibung des Verkehrskonzeptes kann festgestellt werden, dass mit
Hilfe der empfohlenen MalRnahmen die Situation fir den Ubergangszustand entscharft bzw.
hinnehmbar gestaltet werden kann.

Das heil3t konkret: Fir den Planfall 2015 (Betrieb Logistikzentrum) ergeben sich, bezogen
auf den Nullfall 2015, zwar in der stark nachgefragten Nord-Sud-Relation (Grenzstral3e) ins-
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gesamt hoéhere Belegungszahlen. Dennoch verbessert sich, sofern die empfohlenen Malf3-
nahmen umgesetzt werden, die Verkehrsqualitat insgesamt wahrend der morgendlichen
Spitzenstunde im Bereich der nérdlichen Zufahrt zum Knoten um eine Stufe auf die Quali-
tatsstufe E. Nachmittags wird sogar in allen Zufahrten eine Verbesserung um mindestens
zwei Stufen erzielt, so dass die fir den Neubau eines Verkehrsknotenpunktes ausreichende
Qualitatsstufe D erreicht wird.

Damit ist nachgewiesen, dass - angeregt vom Verkehrskonzept fir das Planverfahren
Nr. 146 - die Leistungsfahigkeit des Knotens Delitzscher Strale/GrenzstraRe fiir die Uber-
gangszeit bis zur endgultigen Fertigstellung der Europachaussee (HES) so weit ertlchtigt
werden kann, dass - im Gegensatz zur Ausgangssituation - auf3erhalb der Spitzenzeiten so-
gar eine ausreichende Verkehrsqualitat - sowohl fir den Null- als auch fir den Planfall -
mdglich scheint.

6.3.3 Schienenverkehr

Zu den Vorteilen des Logistikstandortes gehdrt auch die bestehende Gleisanbindung mittels
Industriegleis. Dieses Industriegleis kann optional bis in den zentralen Bereich des Plange-
bietes verlangert werden. Eine lagemalige Festsetzung wird dazu jedoch nicht getroffen.
Industriegleise sind ebenso wie innere Erschlielungsstrallen innerhalb der Bauflachen zu-
lassig.

6.3.4 FuBganger und Radverkehr

An der Grenzstralle wurde ein einseitiger Geh-/Radweg auf der Westseite realisiert. Die
Europachaussee (HES) verflgt Uber einen begleitenden Geh-/Radweg auf der dem Plangebiet
zugewandten Nord/Westseite.

Entlang der Delitzscher Stralle sind beidseitig Geh-/Radwege vorhanden. Von dieser Stralle
aus wird der Standort kinftig auch nach seiner Erweiterung fulllaufig erschlossen werden. Hier
befinden sich die Haltestellen des OPNV. Von Besucherverkehr ist im Gebiet nur in einem sehr
geringen Umfang auszugehen.

Die Hauptzufahrt am Knoten G4 wird kiinftig als Betriebszufahrt (ber eine Schrankenanlage
geregelt. Fuldgangerverkehr ist hier nicht vorgesehen. Da der Knoten Uber Fahrbahnteiler
verfugt, ware im Ausnahmefall auch ein sicheres Queren der Fahrbahnen vom
gegenlberliegenden Geh-/Radweg aus mdglich. Im Ubrigen wird das Plangebiet zu den
angrenzenden gewerblichen ErschlieBungsstrafden eingezaunt, so dass weitere Zugange
ausgeschlossen sind.

Inwieweit innerhalb des Gebietes die Notwendigkeit zur Fihrung stral3enbegleitender Wege fur
den Rad- bzw. FuRgangerverkehr besteht, ist im Rahmen der konkreten Stral3enplanung zu
entscheiden. Von offentlichen Nutzungen ist, zumindest in den zentralen Bereichen, nicht
auszugehen.

6.3.5 Ruhender Verkehr
Der ruhende Verkehr ist innerhalb des Plangebietes abzudecken.

6.4 Nachrichtliche Wiedergaben und Hinweise

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist eine Kennzeichnung von Flachen, deren Boden erheblich
mit umweltgefadhrdenden Stoffen belastet sind, gemal §9(5) Nr.3 BauGB in der
Planzeichnung nicht erforderlich. Vorsorglich wird auf die langjahrige gewerbliche Vornutzung
des Grundstlickes Delitzscher Str. 72, welches in das Plangebiet hineinreicht, und die im
Umfeld des Plangebietes bekannten Grundwasserkontaminationen hingewiesen.
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Nach derzeitigem Kenntnisstand der unteren Bodenschutzbehérde (Stellungnahme zum Vo-
rentwurf) ist eine Teilflache des Plangebietes aufgrund langjahriger industriell-gewerblicher
Nutzung in der ,Datei schadlicher Bodenveranderungen und Altlasten” erfasst. Diese Teilfla-
che ist unter der Adresse Delitzscher Str. 72 vermerkt. Das ist die Adresse des im Bestand
vorhandenen Betriebsgrundstlicks der Fa. Finsterwalder, dessen Uberwiegender Teil nord-
lich an das Bebauungsplangebiet angrenzt, das sich dartber hinaus aber bis in den zentra-
len Teil des Geltungsbereiches erstreckt.

Folgende Unterlagen liegen dem Umweltamt, untere Bodenschutzbehoérde, vor und kénnen
dort eingesehen werden:

-, Bericht zur Sanierungsvoruntersuchung Hallesche Metall- und Stahlbau GmbH —
Produktionsbereich 3, IFA GmbH vom 14.04.1992,

- ,Bericht zur Gesamteinschatzung der Altlastensituation auf dem Grundstlick der Fins-
terwalder Transport und Logistik GmbH in der Delitzscher Stralle 72 in Halle®, CLU
GmbH vom Marz 2001.

Der letztgenannte Bericht wurde zur Klarung des Altlastverdachtes durch die Fa. Finsterwalder
in Auftrag gegeben und betrifft auch die Grundsticke 17/13 und 17/14 innerhalb des
Plangebietes.

Durch den Gutachter wurden im Oberboden bis ca. 10 cm Teufe und in der Bodenluft keine
Schadstoffe nachgewiesen. Daraufhin wurde mit Schreiben der unteren Abfallbehérde vom
23. Mai 2001 erklart, dass der Altlastverdacht ausgeraumt wurde. Weiter heil’t es, dass das
Grundstlck zur Vermeidung einer Neuerfassung auf Grund desselben Sachverhaltes im Archiv
des ,Katasters fUr Altlasten und altlastverdachtige Flachen der Stadt Halle (Saale) registriert
bleibt.

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass bei Eingriffen in den Boden im Bereich des industriell
genutzten Gelandes kontaminierter Erdaushub anfallen kann. Die Aushubmassen sind
abfallrechtlich zu bewerten. Die ordnungsgemalle Entsorgung von kontaminiertem Erdaushub
sowie anderen gefahrlichen Abfallen entsprechend der Verordnung Uber das Europaische
Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung AVV) vom 10.12.2001 ist der unteren
Abfallbehorde der Stadt Halle (Saale) nachzuweisen.

Grundwasser

Im Nordwesten, unmittelbar an das Plangebiet angrenzend, befindet sich die Grundwasser-
messstelle Hal-Ost 1/07 (RW: 4500491,98; HW: 5705065,58 (LS150)). Die Grundwasser-
messstelle ist grundsatzlich zu erhalten und deren Zugéanglichkeit dauerhaft zu sichern. Soll-
ten sich Grundwassermessstellen in zuklnftigen Baubereichen von Gebauden, Erschlie-
Rungsanlagen etc. befinden, ist der weitere Verfahrensweg mit der unteren Bodenschutzbe-
hoérde/ Wasserbehoérde der Stadt Halle (Saale) rechtzeitig abzustimmen.

Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes wurden Kontaminationen des Grundwassers mit
leichtflichtigen halogenierten Kohlenwasserstoffen (LHKW) nachgewiesen.

6.4.1 Sonstige Hinweise

Das Vorhaben befindet sich teilweise in einem als kampfmittelbelastet gekennzeichneten
Bereich. Die Grenzen des malfigeblichen Gebietes werden in den Bebauungsplan nachricht-
lich ubernommen.

In diesem Gebiet sind somit Funde von Kampfmitteln, insbesondere von Bombenblindgan-
gern, moglich. Vor der Durchfihrung von Tiefbauarbeiten und sonstigen erdeingreifenden
MafRnahmen ist die Flache durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst oder ein geeignetes
Privatunternehmen Uberpriifen zu lassen.

Bei erdeingreifenden MalRnahmen ist mindestens 6 Wochen vor Beginn ein Antrag an die
Polizeidirektion Sachsen-Anhalt Std; 06110 Halle, Merseburger Str. 6, als zustandige Gefah-
renabwehrbehorde zu stellen, um die weitere Verfahrensweise abzustimmen.
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Nach dem derzeitigen Stand der Unterlagen sind im Geltungsbereich keine archaologischen
Kulturdenkmale bekannt. Dessen ungeachtet gilt die gesetzliche Meldepflicht im Falle uner-
wartet freigelegter archdologischer Kulturdenkmale nach § 9 Abs. 3 und die Dokumentati-
onspflicht nach § 14 Abs. 9 des Denkmalschutzgesetzes Sachsen-Anhalt. Bauausfihrende
Betriebe sind auf die gesetzliche Meldepflicht hinzuweisen.

Bau- und Kunstdenkmale sind weder im Plangebiet noch angrenzend anzutreffen.

Im Plangebiet befindet sich ein Lagefestpunkt der Festpunktfelder des Landes Sachsen-
Anhalt. Dieser Festpunkt ist nach § 5 VermGeoG LSA gesetzlich geschitzt. Fur die Unver-
sehrtheit des Punktes hat der Vorhabentrager Sorge zu tragen. Sollte im Rahmen konkreter
MaRnahmen die Gefahrdung des Punktes absehbar werden, ist zur Einleitung von Siche-
rungsmafinahmen eine rechtzeitige Mitteilung an das Landesamt fir Vermessung und Geo-
information erforderlich. Der Punkt wurde entsprechend der Ubergebenen Koordinaten nach-
richtlich in den Bebauungsplan uUbernommen (Punkt-Nr. 56.10; Rechtswert 4501126,
Hochwert 5705040; Lagestatus 150).

Das Bebauungsplangebiet wird von Ubergeordneten Leitungen gequert, die nachrichtlich
ubernommen werden. Das betrifft neben Trinkwasserleitungen der Halleschen Wasser und
Stadtwirtschaft GmbH (HWS) ein Steuerkabel (Leittechnik) zum Umspannwerk Halle-Ost der
Energieversorgung Halle GmbH (EVH), die das Plangebiet zentral in Nord-Sud-Richtung
queren. Im Bereich der Zufahrt der Fa. ABB befinden sich Mittelspannungskabel.

Die Leitungen sind in ihrem Bestand zu schitzen.

Im Bebauungsplangebiet befinden sich keine Gebiete gemall §7 Abs. 1, Nrn.6 und 7
BNatSchG und keine Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH und europaische Vo-
gelschutzgebiete). Weiterhin existieren keine naturschutzrechtlich geschutzten Gebiete und
Biotope.

Seitens des Bergamtes gibt es keine Hinweise auf mdgliche Beeintrachtigungen durch um-
gegangenen Altbergbau.

Die Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbh (LMBV) weist vor-
sorglich auf mdgliche Gefahrdungen durch Bergbau bezliglich der Randlage (bis 200 m) an
das Tagebaurestioch Hufeisensee hin. Das Plangebiet befindet sich aulerhalb der Ab-
schlussbetriebsplangrenze und des Beeinflussungsbereiches des bergbaulich bedingten
Grundwasseranstiegs im Rahmen von Sanierungstagebauen der LMBV. Vor Beginn der
Baumalinahmen werden objektkonkrete Baugrunduntersuchungen unter Bertcksichtigung
der aktuellen und prognostischen Randbedingungen und zur Untersuchung der Beschaffen-
heit des Grundwassers empfohlen.

Vom Amt fir Landwirtschaft und Flurneuordnung wird vorsorglich darauf verwiesen, dass es
bei der Bewirtschaftung benachbarter Ackerflachen saisonbedingt zu Geruchs-, Larm- und
Staubemissionen kommen kann. Diese werden u.a. durch das Anpflanzung von
Geholzstreifen gemindert.
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7 Stadttechnische ErschlieBung

7.1 Wasserversorgung

Durch das Bebauungsplangebiet verlauft von Nordwesten kommend in Richtung Stiden eine
Ubergeordnete Trinkwasserleitung (DN 400, GGG) der HWS, die sich im stdlichen Randbe-
reich teilt. Diese Leitung ist unbedingt zu beachten und innerhalb eines Schutzstreifens von
beidseitig 3 m von Bebauung und Bepflanzung mit Grof3grin freizuhalten.

Alle Bauarbeiten im Leitungsstreifen dieser Leitung bedirfen der vorherigen Einwilligung des
Leitungstragers. Im Bereich von geplanten Uberfahrten Uber die Leitung kdnnen Malinah-
men nach Forderungen des Leitungseigentiimers notwendig werden.

Hinsichtlich der Moglichkeit, die Leitung in den Randstreifen zwischen der Grenzstraflte und
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes umzuverlegen, gab es eine erste Abstimmung
zwischen dem Investor (Fa. Finsterwalder) und der HWS.

Die Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser und Loschwasser ist durch die vorgenannte
Trinkwasserleitung (DN 400) gesichert. Hinsichtlich der Loschwasserversorgung gab es zum
Vorentwurf des Bebauungsplans vom Brand- und Katastrophenschutz der Stadt keine Hin-
weise.

Die zur ErschlieBung des Baugebietes neu zu verlegenden Trinkwasserleitungen sind im
Rahmen der GesamterschlieBung vom Investor bzw. ErschlieBungstrager zu planen, zu
bauen und zu finanzieren. Die HWS ist bereit, die neu verlegten Anlagen kostenfrei zu Uber-
nehmen und zu betreiben.

Voraussetzung dafir ist der Abschluss eines Vertrages zur ErschlieBung des Baugebietes
zwischen ErschlieBungstrager und HWS, eine Abstimmung in der Planungsphase und eine
Kontrolle der Baudurchflihrung durch die HWS.

7.2 Entwasserung
Die Ableitung von Schmutz- und Regenwasser ist gesichert.

Im Hochweg befindet sich ein Mischwasserkanal DN 2400 der HWS. Im Knotenbereich
Hochweg/Guido-Kisch-Stralde liegt ein Schachtbauwerk, in dem bereits ein nach Westen
abgehender Anschluss einer DN 1800 Leitung vorgesehen ist.

Die Planungen zur abwassertechnischen Anbindung des B-Plangebietes sind zwischenzeit-
lich abgeschlossen. Die Ausfliihrung der Bauleistungen ist im Zeitraum vom Marz bis Oktober
2012 vorgesehen.

Der Mischwasserhauptsammler wird entlang der siddstlichen Grenze des B-Plangebietes
verlaufen, mit Querung der HES nérdlich der ABB Zufahrt und Anbindung an den Hauptent-
wasserungssammler im Hochweg, Abzweig Guido-Kisch-Stral3e.

Das B-Plangebiet wird durch einen Sammler DN 1200 bis DN 1300 entwassert. Nach derzei-
tigem Stand sind zur Entwasserung des Plangebietes drei Anschllisse vorgesehen. Das std-
lichste Schachtbauwerk wird hierbei mit der Option einer méglichen, spateren Fortfihrung
des Entwasserungssammlers bis zur GrenzstralRe bzw. dartber hinaus (B-Plan 147) errich-
tet. Es ist zu berlicksichtigen, dass ein Schutzstreifen von 6 m beidseitig der Kanalachse
(Gesamtbreite 12 m) einzuhalten und von einer Bebauung und Bepflanzung mit Gro3grin
freizuhalten ist.

Der Sammler wurde gemal vorliegendem Planungsstand einschlie3lich Schutzstreifen nach-
richtlich in den Plan Gbernommen. Er verlauft im Nordosten im Plangebiet (TG 3).

Die Textliche Festsetzung fur das Pflanzgebot bertcksichtigt den Kanal und setzt im Bereich
der Uberschneidung nur eine, anstelle von sonst zwei, Baumreihen fest, so dass zum einen
die Leitung nicht durch Baume Uberstellt wird und zum anderen fir die festgesetzte Baum-
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reihe ein ausreichender Abstand zur Leitung eingehalten werden kann. Darlber hinaus ist im
Bereich von querenden Leitungen die Abweichung von den festgesetzten Baumstandorten
zulassig. Fur die Unterpflanzung der Baume mit Strauchern setzt der Bebauungsplan keine
Artenauswahl fest. Die Begriundung zum Bebauungsplan enthalt jedoch unter Punkt 6.2
,Granordnung“ eine Pflanzempfehlung mit einer Artenliste empfohlener Gehdlze.

Nach Ausbau des parallel zur HES verlaufenden Radweges soll dieser nach letztem Pla-
nungsstand bei Bedarf als Wartungsweg genutzt werden. Hierzu ist gegenwartig die Ertlich-
tigung des nordwestlichen Randstreifens vorgesehen.

Der Rad- bzw. Wartungsweg verlauft aulerhalb des Plangebietes und ist damit fur die Plan-
darstellung nicht mehr relevant. Nur das erste Schachtbauwerk liegt im Gebiet, jedoch nicht
innerhalb des Pflanzgebotes. Die Zufahrt zu den Schéachten ist damit im Bebauungsplan
nicht gesondert zu regeln. Weitere Leitungen zur unmittelbaren Anbindung der Bebauung im
Gebiet werden als mdégliche Grundstiicksanschlisse zwar zur Information dargestellt, im
Bebauungsplan jedoch nicht mit einem Leitungsrecht versehen.

Geplant ist eine gedrosselte Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers.

Im Rahmen des Abschnittes 3b der Planfeststellung der Europachaussee (HES) wurde flr
diesen Sammler ein Trassenkorridor von 5,00 m bis 12,00 m Breite im Grunderwerb berick-
sichtigt. Im &stlichen Bereich des Plangebietes, in dem die zum Grunderwerb vorgesehene
Vorhaltetrasse nur ca. 5 m breit ist, muss die Entwasserungsleitung deshalb teilweise im
Randbereich des Plangebietes verlaufen. Dieser Leitungsverlauf begrindet sich im einzuhal-
tenden Schutzstreifen von 6 m Breite beiderseits der Leitung, der von jeglicher Bebauung
freizuhalten ist. Darliber hinaus wurden wahrend der Bauphase der Europachaussee (HES)
Teilflachen der freizuhaltenden Leitungstrasse in Anspruch genommen, so dass auch aus
diesem Grund die Sammelleitung teilweise aulRerhalb der vorgenannten Trasse verlauft. Als
Konsequenz fir den Bebauungsplan musste der Zuschnitt von Flachen, die fir das im Be-
bauungsplan festgesetzte Pflanzgebotes P1 vorgesehen waren, gedndert werden.

Ein Anschluss an eine in der GrenzstralRe liegende Abwasserleitung in Richtung Norden ist
wegen nicht ausreichender Kapazitat flr die Belange des Bebauungsplans Nr. 146 nicht
nutzbar.

Gemal § 55 Abs. 2 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsge-
setz - WHG - vom 31.07.2009 (BGBI. 1 5. 2585) in der zurzeit geltenden Fassung) besteht
der planerische Auftrag, das Niederschlagswasser, soweit der Untergrund dies zulasst, weit-
gehend ortsnah versickern bzw. verrieseln zu lassen.

Das Baugrundgutachten zum Plangebiet trifft dazu folgende Aussagen:

Im Untersuchungsgebiet wurden Uberwiegend Bdden im Untergrund angetroffen, die als
schwach bis sehr schwach durchlassig einzustufen sind.

AuBer der Schicht IlIb (glaziale Sande und dem Geschiebemergel untergelagerte Kiese) sind
sie nicht zur Versickerung geeignet. Die Kiesschichten unter dem Geschiebemergel sind
gleichzeitig der Grundwasserleiter. Das Grundwasser steht im gesamten Gebiet gespannt
an.

Versickerungsanlagen sind bei den anstehenden gering durchlassigen Boden nur bedingt
moglich. Die vorgefundenen Sande oberhalb des Grundwasserhorizontes sind nicht in allen
Bohrprofilen vorhanden (Sandlinsen), so dass sie keinen Versickerhorizont darstellen.

Grundsatzliche Moglichkeiten der Versickerung sind laut Gutachter:

- Direkteinleitung in das Grundwasser Uuber Sickerschichten (Materialien mit
ki > 1 x 10 ™), die direkt in die grundwasserfilhrenden Kiesschichten eingebaut wer-
den.
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Die Oberkante der Sickerschicht muss hierbei mindestens Uber dem hdchsten
Grundwasserstand (ca. 1,80 m unter Gelande) angeordnet werden. Die Einleitung in
das Grundwasser ist hier nur fur nichtverunreinigte Oberflachenwasser - vorzugswei-
se von Dachflachen - moglich.

- Breitflachige Rigolen oder Rohrversickerung

Die Leistungsfahigkeit dieser Anlagen wird auf Grund der anstehenden Bodden
(kf < 1 x 10 ) als nicht ausreichend im Vergleich zum Aufwand eingeschatzt.

- Oberflachenwasser von Stra3en und Parkflachen kann bei glinstigen Randbedingun-
gen (befestigte Flache hoéher als Gelande) mittels Flachenversickerung - Béschungs-
und Bankettversickerung, Versickerung auf Nebenflachen, Sickermulden — entwas-
sert werden. Diese Versickermoglichkeit sollte zur Minimierung der Gesamteinlei-
tungsmenge in die Vorflut unbedingt genutzt werden.

Der gedrosselten Einleitung in den Vorfluter sollte auf Grund der vorgefundenen Bodenver-
haltnisse der Vorzug vor Versickerungsanlagen gegeben werden, zumal durch mogliche
Versickerungsanlagen nur ein kleiner Teil der anfallenden Wassermengen entsorgt werden
kann.

Dies findet bei der laufenden Planung entsprechend Bericksichtigung. Innerhalb der Baufla-
chen sind Anlagen zur Versickerung auch auflerhalb der Baugrenze zulassig.

Unbelastetes Regenwasser von den Dachflachen soll im Randbereich - so zum Beispiel zwi-
schen der kiinftigen Bebauung und dem Pflanzgebot - zur Versickerung bzw. Verdunstung in
Mulden eingeleitet werden. Da diese jedoch von der Stellung der Gebaude sowie ganz kon-
kreten Baugrunduntersuchungen abhangen, erfolgt im Bebauungsplan keine lagemaRige
Festsetzung.

Eine Regenwasserversickerung auf dem Grundstick ist in Anlehnung an das DWA-
Regelwerk-Abwasser-Arbeitsblatt A 138 (Deutsche Vereinigung fir Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall e. V.) auszufihren.

Die gezielte Einleitung von Niederschlagswasser in das Grundwasser bedarf geman §§ 8, 9
und 13 WHG der wasserrechtlichen Erlaubnis durch die untere Wasserbehérde der Stadt
Halle.

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass gemald § 5 WHG jedermann verpflichtet ist, bei
Maflnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewasser verbunden sein kénnen, die nach
den Umstanden erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um eine Verunreinigung des Wassers
oder eine sonstige nachteilige Veranderung seiner Eigenschaften zu verhiten.

Die bestehenden Mulden im Nordosten des Flurstiicks 17/14, in denen sich gegenwartig Re-
genwasser sammelt, werden im Bebauungsplan nicht als Ver- und Entsorgungsanlagen
festgesetzt. Mit der weiteren Bebauung und Neuordnung der Entwasserung im Plangebiet
und dem gleichen Eigentimer kann sich hier gegebenenfalls ein Anschluss an das innerbe-
triebliche Netz ergeben, so dass sie am Standort nicht dauerhaft zu sichern sind.

7.3 Energieversorgung
Stromversorgung

Sidlich der Zufahrt zur Fa. ABB befinden sich Mittelspannungskabel der EVH, die zum Teil
im Plangebiet verlaufen. Sie bilden die Zuleitung zu der an der sudlichen Grenze des Be-
triebsgrundstiicks der Fa. ABB gelegenen Trafostation.

Diese Leitungen durfen nicht Uberbaut werden. Im Bereich der Mittelspannungskabel ist der
Tiefbau nur in offener Bauweise, im Naherungsbereich < 0,5 m ausschlieBlich mittels
Handschachtung, vorzusehen. Sollten Oberflachenabsenkungen oder -belastungs-
anderungen notwendig werden, so sind die Kabel tiefer- beziehungsweise umzuverlegen.
Tiefer- und Umverlegungen sind separat zu beantragen und kostenpflichtig. Bei Baumpflan-
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zungen ist die Zusatzvereinbarung zum ,Merkblatt Gber Baumstandorte und unterirdische
Ver- und Entsorgungsanlagen® zwischen der Stadt Halle und der EVH zu beachten.

Das Plangebiet ist elektrotechnisch noch nicht erschlossen.

Eine ErschlieBung mit Strom ist Uber einen Netzausbau des Mittelspannungsnetzes und tber
eine Anbindung an das Umspannwerk (UW) Halle-Ost grundséatzlich moglich. Bei einer Er-
schlieBung werden umfangliche Kabellegungen und die Errichtung einer oder mehrere
Trafostationen erforderlich.

Fir die Erschlielfung des geplanten Baugebietes ist mit der EVH Netz GmbH eine Erschlie-
Rungsvereinbarung zu treffen.

Ein Steuerkabel (300adriges Kupferkabel) der EVH verlauft zunachst sudlich der Flache der
Fa. ABB, quert das Plangebiet zentral in Nord-Std-Richtung und flhrt nach Durchérterung
stdlich der Europachaussee (HES) weiter zum Umspannwerk Halle-Ost. Das Kabel ist bei
kunftigen Planungen zu beachten. Sollten Umverlegungen nicht zu vermeiden sein, ist eine
frGhzeitige Abstimmung mit der EVH erforderlich.

Zur Realisierung der von der Fa. Finsterwalder geplanten Vorhaben ist von einer Betroffen-
heit der EVH auszugehen. Zur eventuell erforderlichen Umverlegung von Elektroleitungen
bietet sich die auRerhalb des Plangebietes gelegene Leitungstrasse an, die zwischen Plan-
gebiet und Europachaussee (HES) verlauft. Sollte dies erforderlich werden, ist die EVH
rechtzeitig zu informieren.

Anlagen der envia Mitteldeutsche Energie AG sind von der Planung nicht betroffen.

Stadtbeleuchtung

Angrenzend an das Plangebiet befinden sich jeweils an den Zufahrten sowie an der Parallel-
rampe am Knoten 8 Europachaussee (HES)/Grenzstralte Kabel und Maststandorte der
Strallenbeleuchtung der Stadt Halle. Fur private Anliegerstralen erfolgt keine 6ffentliche
Beleuchtung aus dem Netz der Stadtbeleuchtung Service GmbH.

Gasversorgung

Im Plangebiet bzw. unmittelbar angrenzend befinden sich keine Gasleitungen, erst weiter
stdostlich der Europachaussee (HES) bzw. ndrdlich des Grundstlicks der Fa. Schimke lie-
gen Leitungen der EVH. Auch sind keine Gasleitungen anderer Versorger in diesem Gebiet
vorhanden.

Eine Erschliefung durch die EVH mit Erdgas ist von deren Transportnetz nérdlich des Plan-
gebietes aus grundsatzlich mdglich.

Der Anschluss an die Gasversorgung kann vom vorhandenen Betriebsgelande Finsterwalder
nach Suden in das Bebauungsplangebiet geflhrt werden. Die zweite Mdglichkeit besteht in
der Nutzung einer Gashochdruckleitung, die im Betriebsgeldande der Fa. OECON verlegt ist.

Wérmeversorgung

Fernwarmeanlagen der EVH, Fachbereich Fernwarme, befinden sich nicht im betroffenen
Bereich. Die Erschliefung mit Fernwarme ist zurzeit auch nicht geplant.

7.4 Telekommunikation

Die Deutsche Telekom hat im Zuge des Ausbaues auf der Westseite der GrenzstralRe einen
Kabelkanal neu verlegt. Durch zwei bestehende Durchérterungen der Grenzstralie jeweils
sudlich der Zufahrten G 2 und G 4 zum Plangebiet kann der Anschluss des Bebauungsplan-
gebietes hergestellt werden.
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Dazu sind in den Stralten bzw. Gehwegen des Plangebietes geeignete Leitungszonen in
einer Breite von 0,7 m freizuhalten.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen (auch in Gebieten mit Ausgleichsmaflinahmen) ist
das “Merkblatt Gber Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen® der
Forschungsgesellschaft fur Strallen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe hier unter
anderem Abschnitt 3, zu beachten.

7.5 Abfallentsorgung
Die Abfallentsorgung erfolgt gemaf Abfallwirtschaftssatzung.

8 Flachenbilanz

Der mit dem Entwurf verkleinerte Geltungsbereich umfasst noch insgesamt ca. 15,83 ha.
Das gesamte Plangebiet wird als Bauflache festgesetzt. Davon werden ca. 1,42 ha mit ei-
nem Pflanzgebot Uberlagert.

Die Grundflachenzahl (GRZ) betragt im gesamten Plangebiet einheitlich 0,8. Damit sind ins-
gesamt ca. 12,66 ha der Grundsticksflache Gberbaubar.

Die Flachen gliedern sich wie folgt:

davon nach GRZ

Teilgebiet Nutzung Grole Pflanzgebot  Differenz GRZ bebaubar
TG 1 GE 25.840 2.530 23.310 0,8 20.672
TG 2 Gle 54.600 3.200 51.400 0,8 43.680
TG 3 GE 11.010 1.750 9.260 0,8 8.808
TG 4 Gle 47.510 1.790 45.720 0,8 38.008
TG 5 Gle 19.330 4.950 14.380 0,8 15.464
Summe 158.290 14.220 144.070 126.632
davon GE 36.850 4.280 32.570 0,8 29.480
Gle 121.440 9.940 111.500 0,8 97.152
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9 Planverwirklichung

9.1 MaRnahmen zur Bodenordnung

Die Fa. Finsterwalder ist zum Grofteil bereits Eigentimer der Flachen innerhalb des Be-
bauungsplangebietes.

Sie beabsichtigt, den Anteil des der Stadt Halle gehoérigen Flurstiickes 742 im Bebauungs-
plangebiet durch Finsterwalder zu erwerben. Ein Vorvertrag hierzu wurde zwischen den
Partnern bereits geschlossen.

Fir den Teil des Flurstlickes 15/27, der innerhalb des Plangebietes liegt (stdlich der Zufahrt
zum Grundstuck der Fa. ABB) laufen Verkaufsverhandlungen zwischen den Firmen ABB und
Finsterwalder. Soweit die bestehende Zufahrt fir die Anbindung der Fa. Finsterwalder erfor-
derlich ist, wurde sie im Zuge des Planfeststellungsverfahrens per Grunderwerbsplan der
Europachaussee (HES) und demzufolge der Stadt Halle zugeordnet. Damit ist auch in die-
sem Bereich die 6ffentliche Anbindung gesichert.

9.2 Kostenschatzung / Kostentragung

Neben der Planung werden auch samtliche Kosten fur BaumalRnahmen innerhalb des Be-
bauungsplanes Nr. 146 von der Fa. Finsterwalder getragen. Das betrifft auch die erforderli-
chen externen Ausgleichsmafinahmen.

9.3 ErschlieBungsvertrag/Stadtebaulicher Vertrag

Die Finsterwalder Transport und Logistik GmbH beabsichtigt den Abschluss eines Vertrages
mit der Stadt Halle zur technischen Entwicklung des Bebauungsplangebietes, der Abwick-
lung der Folgemalinahmen und der externen AusgleichsmalRnahmen.

Gegenstand eines ErschlieRungsvertrages ist insbesondere auch die Anbindung an die Zu-
fahrt Knoten 9 der Europachaussee (HES).

10 Wesentliche Auswirkungen der Planung

10.1 Natur und Landschaft

Das Plangebiet befindet sich im Randbereich zwischen den dicht Gberbauten Gewerbe- und
Industrieflachen im Osten Halles, der Ortslage Buschdorf sowie dem Hufeisensee als Teilfla-
che der ehemaligen Tagebaulandschaft Halle-Ost.

Neu angelegte Verkehrsstrallen, wie die Europachaussee (HES) und der Neubauabschnitt
der Grenzstral3e, in der weiteren Umgebung aber auch die Bahnanlagen und die Hochspan-
nungsfreileitung, zerteilen bereits jetzt die noch verbliebenen Ackerflachen. Gehdlzbestand
ist nur vereinzelt vorhanden.

Die Entwicklung einer bisher Uberwiegend landwirtschaftlich genutzten Flache von knapp
16 ha als gewerblich/industrielle Bauflache hat neben den Auswirkungen auf die in der Um-
gebung ausgelbte Wohn- und Erholungsfunktion hauptsachlich Auswirkungen auf Natur und
Landschaft. Die Eingriffe kdnnen auf Grund ihrer GréRe vor Ort nicht vollstdndig ausgegli-
chen sondern nur teilweise im Plangebiet kompensiert werden. Die Anlage von Baumreihen
entlang der angrenzenden StralRenrdume wertet das Gebiet insgesamt und besonders das
Orts- bzw. Landschaftsbild auf.

Durch die gewerbliche Nutzung wird das Umfeld beeinflusst, das Verkehrsaufkommen be-
nachbarter Stral3en erhdht sich, Eingriffe in den Wasserhaushalt (Versiegelung) und die Bo-
denfunktion sind unvermeidlich. Fir letztere stellen die besonders hochwertigen Boden im
Gebiet ein erhebliches Konfliktpotential dar.
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Diese Problematik wird im Teil Il der Begrindung - dem Umweltbericht - sowie in der Ein-
griffs-/Ausgleichsbilanzierung behandelt. Durch zwei externe Ausgleichsmalinahmen ist be-
absichtigt, die Eingriffe insgesamt schutzgutbezogen auszugleichen.

Zum Bebauungsplan wurden fur bestimmte Tierarten/-gruppen faunistische Untersuchungen
durchgefiihrt. Aus den Ergebnissen dieser Untersuchungen waren keine Beeintrachtigungen
von Tieren und damit auch keine im Bebauungsplan festzusetzende MaRnahmen abzuleiten.

10.2 Stadtebauliche Entwicklung der Gesamtstadt und des Stadtteils

Die Entwicklung von gewerblichen Bauflachen am Standort entspricht der Funktion der Stadt
Halle als Oberzentrum und damit auch als einem zentralen Standort flir die Ansiedlung von
Gewerbe und Industrie. Diese konzentriert sich seit langem in den 6stlichen Randbereichen
der Stadt.

Die Entwicklung der Flache lasst sich sowohl aus der Landes- und Regionalplanung, als
auch aus der Darstellung im rechtskraftigen Flachennutzungsplan der Stadt Halle ableiten.
Die gewerbliche Entwicklung des Gebiets wird durch den hierfir unerlasslichen Bau der Eu-
ropachaussee (HES) begleitet.

Mit der vorliegenden Angebotsplanung wird der gewerblichen Entwicklung am Standort ein
breiterer Spielraum gegeben, als das durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan oder
die im konkreten Falle ggf. auch zu treffende Festsetzung eines Sondergebietes flr Logistik
mdglich ware.

Ausgehend von der vorhandenen Situation, nach der im Umfeld des Standortes neben be-
reits bestehenden gewerblich/industriellen Nutzungen auch Gebiete mit Wohn- und Erho-
lungsfunktionen angesiedelt sind, soll mit der Entwicklung des Bebauungsplangebietes die
Méglichkeit geschaffen werden, die Erweiterungsabsicht des Logistikunternehmens, welche
beispielhaft fir die Ansiedlung anderer, vergleichbarer Betriebe steht, zu ermdglichen unter
gleichzeitiger Beachtung der Belange der schutzbedurftigen Nutzungen in der ndheren und
weiteren Umgebung.

Zur Vermeidung schadlicher Umwelteinwirkungen bzw. der Sicherung gesunder Wohnver-
haltnisse sind nach § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) emittierende Betriebe
und schitzenswerte Gebiete (bzw. Objekte) raumlich voneinander zu trennen.

Diesem Trennungsgrundsatz wurde zunachst ganz allgemein mit der Abgrenzung des Ent-
wicklungsgebietes im Flachennutzungsplan entsprochen (Wohngebiete im Abstand von tber
300 m zum Randbereich).

Im vorliegenden Bebauungsplan werden Gewerbe- und (eingeschrankte) Industrieteilgebiete
festgesetzt. Darlber hinaus werden innerhalb des Gebietes bestimmte Betriebsarten mit
wesentlichem Stérpotential ausgeschlossen und es erfolgt eine eigenschaftsbezogene Glie-
derung des Gebietes durch Gerauschkontingentierung.

Die ausnahmsweise zulassigen Betriebswohnungen im Gebiet werden auf die Gewerbeteil-
gebiete begrenzt.

Mit dem gestaffelten Ausschluss der ansonsten allgemein zuldssigen sportlichen Einrichtun-
gen sowie der Vergnugungsstatten und Einrichtungen fur kirchliche, kulturelle, soziale und
gesundheitliche Zwecke wird der Mdglichkeit zur vorrangigen Ansiedlung von flachenintensi-
vem Gewerbe auch mit einem hdheren Stérgrad im Kernbereich entsprochen.

Ebenso wie durch die strikte Beschrankung des Einzelhandels innerhalb des Plangebietes
werden damit zudem vom Plangebiet ausgehende negative Einflisse auf die weitere Ent-
wicklung der stadtischen Zentren verhindert.
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10.3 Ortsbild

Hinsichtlich des Ortsbildes ist zunachst zu bericksichtigen, dass es sich um ein durch mas-
sive gewerblich/industrielle Bebauung sowie sonstige technische Anlagen vorgepragtes Are-
al handelt.

Die geplante raumwirksame Eingriinung des Gebietes zu den angrenzenden Strallen wertet
den Standort insgesamt auf.

Mit den gestaffelten Festsetzungen zur Héhe baulicher Anlagen wird ein abgestufter Uber-
gang von der am vorhanden Gewerbestandort bereits existieren massiven Bebauung, insbe-
sondere von den ca. 30 m hohen Gebauden auf dem Betriebsgrundstiick der Fa. ABB, zu
den angrenzenden Grunflachen und den darin eingestreuten kleinteiligen Nutzungen (Klein-
gartenanlagen und Splittersiedlung) sowie den 0Ostlich anschlielienden Wohngebieten (Ein-
familienhaus-Siedlungen) ermdglicht.

10.4 Verkehr

Durch die Entwicklung des Standortes wird zusatzlicher Verkehr erzeugt. Das Plangebiet ist
unmittelbar an das Ubergeordnete Strallennetz der Stadt angebunden. Dieses Netz ist
grundsatzlich - auch da es sich um eine langfristige, bereits im Flachennutzungsplan veran-
kerte Entwicklungsflache handelt - fur innerhalb des Plangebietes anzusiedelnde gewerbli-
che Nutzungen ausgelegt. Die Anbindepunkte fir das Gebiet wurden bereits realisiert, weite-
re werden im Bebauungsplan ausgeschlossen.

Zu dem durch die konkrete Planung erzeugten Verkehrsaufkommen wurde ein Gutachten
erstellt, das unter anderem die Leistungsfahigkeit des angrenzenden Straltennetzes unter-
sucht. Mit dem Abstellen des Gutachtens auf ein Logistikunternehmen wird hier bereits der
Lungunstigste Fall“ betrachtet.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die an das Gebiet angrenzenden unsignalisierten Knoten-
punkte das zusatzliche Verkehrsaufkommen aus dem Plangebiet mit ausreichender Qualitat
gewahrleisten. Jedoch kann in der Ubergangsphase bis zur Fertigstellung des 4. Bauab-
schnitts der Europachaussee (HES) die prognostizierte hohe Verkehrsbelastung an dem
signalisierten Knotenpunkt Delitzscher Stral’e/Grenzstraf’e nicht mehr bewaltigt werden und
dies unabhangig von der Entwicklung des Plangebietes.

Fir den Ubergangszeitraum kann durch weitere verkehrsorganisatorische MalRnahmen eine
Verbesserung der Situation erreicht werden.

10.5 Belange der Bevolkerung

Durch die Zonierung des Plangebietes und den Ausschluss von Betrieben bzw. Anlagen mit
einem hohen Konfliktpotential wird dem berechtigten Schutzanspruch im Umfeld befindlicher
Wohn- und Erholungsnutzungen entsprochen. Der Ausschluss von Betrieben in Anlehnung
an Abstandsklassen ftrifft im Hinblick auf die verschiedenen Emissionen die gebotene plane-
rische Vorsorge.

Uber die Auswirkungen der von den geplanten Nutzungen am Standort ausgehenden Larm-
emissionen liegen entsprechende Fachgutachten vor. Im Ergebnis dieser Gutachten trifft der
Bebauungsplan konkrete Festsetzungen zu flachenbezogenen Emissionskontingenten.

Mit den gewerblichen Ansiedlungen im Plangebiet wird der Notwendigkeit zur Schaffung und
Sicherung von Arbeitsplatzen entsprochen.

Grundsatzlich negative Planungsauswirkungen sind nicht zu erwarten.

10.6 Wirtschaft

Die Entwicklung des Standortes dient der Starkung der Wirtschaft und der Unternehmen der
Stadt Halle.
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Die Einschrankungen, die am Standort flr gewerblich/industrielle Ansiedlungen hinsichtlich
ihres Stérgrades erforderlich sind, werden im Hinblick auf die schutzbedirftigen Nutzungen
im (weiteren) Umfeld getroffen. Fur die im Plangebiet ausgeschlossenen Betriebsarten ste-
hen im Stadtgebiet bzw. unmittelbaren Umfeld freie Flachen zur Verfugung.

Die Fa. Finsterwalder mit Gber 900 Beschéftigten, die sich in den letzten Jahren bereits er-
heblich erweitert hat, ist nunmehr jedoch an ihre raumlich expansiven Grenzen gestolden.
Durch den unmittelbaren Anschluss des Plangebietes an das bestehende Betriebsgelande
an der Delitzscher Strale ist eine optimale Vernetzung und dartber hinaus verbesserte An-
bindung des Standortes insgesamt mdéglich. Damit dient die Planung der Wettbewerbsfahig-
keit des Unternehmens fir die Zukunft und schafft bzw. sichert Arbeitsplatze.

Die weitgehende Ausnutzung der Obergrenze des Malies der baulichen Nutzung fir die
festgesetzten Bauflachen entspricht der angrenzenden dichten Uberbauung sowie den spe-
ziellen Anforderungen eines Logistikunternehmens oder fur mit diesen vergleichbaren An-
siedlungen. Den Einschrankungen, die die Entwicklung zusatzlicher Grinflachen im Gebiet
darstellen wirde, wird durch externe Malinahmen entgegengewirkt.

Fir die kinftige innere ErschlieBung werden keine Festsetzungen getroffen.

Das Planungsziel, der wirtschaftlichen Entwicklung einen maglichst groRen Handlungsspiel-
raum zu geben und die kinftige Wettbewerbsfahigkeit zu gewahrleisten, wird damit erreicht.
Positive Auswirkungen der Planung liegen insbesondere in der Neuschaffung von Arbeits-
platzen. Dabei ist am Standort nicht nur die Entwicklung der Logistik méglich sondern auch
die Ansiedlung von Betrieben des produzierenden Gewerbes beziehungsweise von unter-
nehmensnahen Dienstleistungen.

Um diese Vielfalt von Entwicklungsoptionen zu erméglichen, wurde der Bebauungsplan als
Angebotsplanung entwickelt.

Durch die strikte Einschrankung von Verkaufseinrichtungen, die sich an den Endverbraucher
wenden, werden vom Plangebiet ausgehende negative Einflisse auf die weitere Entwicklung
der zentralen Versorgungsbereiche der Stadt Halle verhindert. Damit steht die Planung im
Einklang mit dem in Aufstellung befindlichen Einzelhandels- und Zentrenkonzept.

Die Planung unterstitzt die wirtschaftliche Entwicklung in der Stadt Halle und ermdglicht es
gemal ihrer oberzentralen Funktion, gewerbliche Bauflachen in verkehrsgunstiger Lage zur
Verflgung zu stellen.

Fir die Belange der Landwirtschaft ergeben sich Betroffenheiten einzelner landwirtschaftli-
cher Betriebe. Alle landwirtschaftlich genutzten Flachen im Bebauungsplangebiet waren von
den Eigentimern (Stadt Halle und Fa. Finsterwalder) verpachtet. Die Pachtvertrage der
Stadt wurden zum 30.09.2011 beendet. Der langfristige Pachtvertrag der Fa. Finsterwalder
wurde Anfang 2012 gekundigt und durch einen neuen, je nach Baufortschritt jahrlich kiindba-
ren, Vertrag ersetzt.

Zur Sicherung landwirtschaftlicher und agrarstruktureller Belange ist eine frihzeitige Einbe-
ziehung der vor Ort wirtschaftenden landwirtschaftlichen Unternehmen sowohl bei der Pla-
nung als auch bei der konkreten Ausfihrung von Bau-, Pflanz- und Begrinungsmafnahmen
erforderlich.

Dem Bewirtschafter der betroffenen Flache ist der Termin der Inanspruchnahme rechtzeitig
vor der Anbauplanung bekanntzugeben, damit die Antragstellung auf Betriebspramie ord-
nungsgemaf bis zum 15. Mai des laufenden Jahres erfolgen kann. Sollten nach Antragstel-
lung (15. Mai) beihilfefahige Flachen ohne rechtzeitige Abstimmung mit dem Bewirtschafter
durch Dritte in Anspruch genommen werden und dadurch gegebenenfalls Nachteile rechtli-
cher oder tatsachlicher Art erwachsen, sind diese durch den Inanspruchnehmenden zu tra-
gen.

Begriindung Satzung 17. April 2012



Bebauungsplan Nr. 146 ,Gewerbegebiet Grenzstrale — Europachaussee (HES)* 45

Die Zuwegung zu vorhandenen landwirtschaftlich genutzten Flachen/Teilflachen ist stets,
auch wahrend der Bauphase, zu gewahrleisten. Eventuelle Beschadigungen an
Dranageanlagen infolge der Bautatigkeit sind durch den Verursacher zu beseitigen.

Nachhaltige Strukturschaden in Form von Schadverdichtungen, Bodenvermischungen etc.,
insbesondere auf nicht geplanten bzw. vortibergehend in Anspruch genommenen Flachen,
sind zu beheben bzw. monetar auszugleichen.

Es ist jedoch auch festzustellen, dass das Plangebiet bereits durch den Ausbau des umge-
benden Strallennetzes von der ehemals zusammenhangenden Ackerflache abgeschnitten
worden ist. Es ist in die verkehrliche Infrastruktur der Stadt Halle integriert und demzufolge
verkehrlich voll erschlossen. Die gleichen Planungsziele lassen sich aullerhalb des be-
schriebenen urbanen Kontextes nur mit gréReren Eingriffen in das Schutzgut Natur realisie-
ren.

Demzufolge sind durch die Planung keine erheblichen negativen stadtebaulichen Auswir-
kungen fur die Gesamtstadt bzw. das Plangebiet zu erwarten.

10.7 Stadtischer Haushalt

Innerhalb des stadtischen Haushalts entstehen weder durch die Planungen noch durch de-
ren Umsetzung Kosten.

Fir Teile des Grundstlicks besteht eine Kaufoption der Fa. Finsterwalder, die bei Rechtskraft
des B-Plans wirksam wird. Mit dem Erwerb dieser Teilflache durch die Fa. Finsterwalder
werden Einnahmen erzielt.

Zur Realisierung der externen AusgleichsmafRnahmen wird zwischen der Fa. Finsterwalder
und der Stadt Halle ein stadtebaulicher Vertrag geschlossen.
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B  Teil Il der Begriindung — Umweltbericht

1 Einleitung

11.1 Kurzdarstellung des Inhaltes und der Ziele des Bauleitplanes

Das Plangebiet befindet sich im Ubergangsbereich vom Gewerbegebiet Halle-Ost in den
freien Landschaftsraum. Es wird nérdlich von gewerblichen Bauten sowie slidwestlich und
sudostlich von der Grenzstral’e bzw. Europachaussee (HES) begrenzt. Stidéstlich der Euro-
pachaussee (HES) setzen sich Ackerflachen fort.

Bezlglich des Standortes wird auf die Gliederungspunkte 1, 2 und 4 des vorliegenden Be-
grindungstextes verwiesen.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll eine Erweiterung des nérdlich des Plangebie-
tes angrenzenden Betriebsgeldndes der Firma Finsterwalder Transport und Logistik GmbH
planerisch gesichert werden. Da die dafir in Frage kommenden Flachen zu einem grofien
Teil dem AulRenbereich zuzuordnen sind, ist flr die Schaffung von Baurecht die Aufstellung
eines Bebauungsplans erforderlich.

Eine Entwicklung des Unternehmens innerhalb der derzeit bebauten Flachen ist nicht mehr
moglich, da diese bereits vollstandig bebaut sind. Um den Standort fir die Zukunft zu si-
chern, ist sowohl eine Erweiterung der Betriebsflache mit den entsprechenden baulichen
Anlagen (neue Hallen, Freilager, Stellplatzanlagen etc.) als auch eine verbesserte Organisa-
tion der verkehrlichen Ablaufe erforderlich.

Daher beabsichtigt die Firma Finsterwalder Transport und Logistik GmbH eine Erweiterung
angrenzend an das vorhandene Betriebsgelande in Richtung Stden.

Als planerisches Ziel wurde im Aufstellungsbeschluss festgehalten, dass die erforderlichen
Ausgleichsmalnahmen, soweit wie moglich, als Pflanzstreifen mit Alleebaumen nérdlich der
Europachaussee (HES) und dstlich der Grenzstrale, und damit innerhalb des Geltungsbe-
reiches, festgesetzt werden, um eine griine Raumkante entlang des 6ffentlichen StralRen-
raumes zu bilden. Des Weiteren wird eine Arrondierung des Uberganges zum freien Land-
schaftsraum angestrebt.

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes werden Bauflachen als Gewerbe-
gebiet (GE) und als Industriegebiet (Gl) festgesetzt. Die Abgrenzung der Nutzungen resul-
tiert auch aus der zulassigen Schallkontingentierung.

Das Plangebiet wird Uber die Verkehrsknoten G2 und G4 (Grenzstralle) sowie Knoten 9 (Eu-
ropachaussee (HES)) an das vorhandene 6ffentliche Verkehrsnetz angebunden.

Im Bebauungsplan werden folgende Festsetzungen getroffen:

s MaRB der baulichen Nutzung: Im Bebauungsplan werden die Uberbaubare Grundstlicks-
flache, die GRZ sowie die Hohe baulicher Anlagen geregelt. Im Plangebiet ist eine GRZ
von 0,8 vorgesehen.

e Immissionsschutz: Innerhalb der GE- und GI-Gebiete werden bestimmte Betriebsarten
mit wesentlichem Stérpotential ausgeschlossen und es erfolgt eine eigenschaftsbezoge-
ne Gliederung durch Gerduschkontingentierung.

s Pflanzgebote: Auf den Bauflachen werden Pflanzgebote zur Eingriinung des Standortes
festgesetzt.

Weiterfihrende Erlauterungen zu den vorgenannten Festsetzungen sind Pkt. 6 der vorlie-
genden Begrindung sowie den zeichnerischen und textlichen Festsetzungen zu entnehmen.
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11.2 Ziele des Umweltschutzes mit Bedeutung fiir den Bauleitplan und die Art der
Beriicksichtigung der Ziele und Umweltbelange

GemaR § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitplane eine nachhaltige stadtebauliche Entwicklung,
die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschitzenden Anforderungen auch in Verantwor-
tung gegenlber kinftigen Generationen miteinander in Einklang bringt und eine, dem Wohl
der Allgemeinheit dienende, sozialgerechte Bodennutzung gewahrleisten. Sie sollen dazu
beitragen, eine menschenwirdige Umwelt zu sichern und die natirlichen Lebensgrundlagen
zu schitzen und zu entwickeln, auch in Verantwortung fir den allgemeinen Klimaschutz,
sowie die stadtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten
und zu entwickeln. Weiterhin sind die Umweltbelange, einschliellich des Naturschutzes und
der Landschaftspflege gemal® § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu beachten sowie mit Grund und
Boden sparsam umzugehen (§1a Abs. 2 BauGB).

Fur das anstehende Bebauungsplanverfahren ist die Eingriffsregelung des § 1a Abs. 3
BauGB in Verbindung mit § 18 Abs. 1 BNatSchG zu beachten. Im Zuge der Umweltprifung
werden daher die entsprechenden Festsetzungen erarbeitet und im Umweltbericht verankert
bzw. im Bebauungsplan verbindlich festgesetzt.

Zur Bewaltigung mdglicher Anforderungen an den Schallschutz wurden schalltechnische
Untersuchungen (goritzka akustik 2010/2011) durchgeflihrt. Eine Festsetzung ist erforderlich,
da das Plangebiet zwar unmittelbar an gewerbliche Bauflachen angrenzt bzw. von unbebau-
ten Bereichen umgeben ist, aber beachtet werden muss, dass von den Flachen insgesamt
Auswirkungen auf die westlich bzw. sudlich und 6stlich gelegenen (teils vereinzelten) Wohn-
nutzungen ausgehen.

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Regionalen Entwicklungsplans flr die Entwick-
lungsregion Halle, der jedoch keine konkreten Festsetzungen flr den Bereich des Be-
bauungsplanes enthalt.

Im Landschaftsrahmenplan wird die Europachaussee (HES) als wesentliches Verkehrsbau-
vorhaben genannt. Diese begrenzt das Bebauungsplangebiet im Siidosten und wird in Zu-
kunft die Industriestra’e im Siden von Halle mit der B 100 im Osten verbinden. Damit tragt
sie wesentlich dazu bei, den Durchgangsverkehr auf tangentiale Bereiche zu lenken und die
Innenstadt von Halle zu entlasten. Gleichzeitig dient die Europachaussee (HES) der besse-
ren ErschlieRung der tangierenden Gewerbestandorte.

Das Gewerbegebiet Halle-Ost soll im gesamten Bereich durch gliedernde Griinelemente
gestalterisch und 6kologisch aufgewertet werden. Dariber hinaus verbessert die Randein-
grinung der Siedlungsbereiche das Landschafts- und Ortsbild und vermittelt einen harmoni-
schen Ubergang zwischen den Siedlungsflachen und dem freien Landschaftsraum.

Der Bereich des Bebauungsplanes ist im Flachennutzungsplan der Stadt Halle (FNP) als
gewerbliche Bauflache dargestellt. Zu den gewerblichen Bauflachen wird ausgefihrt, dass
diese je nach den értlichen Gegebenheiten des Einzelfalls als Gewerbe- oder Industriegebiet
entwickelt werden kénnen. Eine nordwestliche Teilflache im Ubergang zu Kleingérten ist be-
reits zoniert und als eingeschranktes Gewerbegebiet dargestellt.
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12 Beschreibung und Bewertung der in der Umweltpriifung ermittelten
Umweltauswirkungen

121 Bestandsaufnahme des Umweltzustands einschlieBlich der Umweltmerkmale,
die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden

12.1.1 Planungsgebiet und weiterer Untersuchungsraum

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich im Osten der Stadt Halle am west-
lichen Ortsrand von Buschdorf und sudlich des Gewerbestandortes Halle-Ost. Diese Flache
ist bislang unbebaut und wird fast ausschlieRlich landwirtschaftlich genutzt. Eine eingezaunte
Brachflache, die schon teilweise als Lagerplatz genutzt wird, befindet sich im nérdlichen Be-
reich des Geltungsbereiches.

Der Geltungsbereich wird im Norden durch einen Zufahrtsweg und die Betriebsgelande ver-
schiedener Unternehmen begrenzt. Die Europachaussee (HES) sowie die Grenzstralde ver-
laufen entlang der stdoéstlichen und stidwestlichen Geltungsbereichsgrenze. Das Plangebiet
ist nahezu eben und fallt nur nach Nordosten leicht ab. Die Hohen im Geltungsbereich be-
wegen sich zwischen 98 m UNN an der Europachaussee (HES) im Westen des Geltungsbe-
reiches und ca. 99 m GNN im norddéstlichen Teil des Gebietes.

Im weiteren Untersuchungsraum befindet sich stidéstlich vom Plangebiet der Hufeisensee,
der zum einen als Erholungsraum insbesondere flr den Osten von Halle von groRer Bedeu-
tung und zum anderen als Vorbehaltsgebiet flir den Aufbau eines dkologischen Verbundsys-
tems im Regionalplan fir die Planungsregion Halle ausgewiesen ist.

Westlich des Plangebietes befindet sich eine Kleingartenanlage und norddstlich sowie std-
lich Wohnbebauung in einer Entfernung von ca. 330 m bzw. 220 m.

12.1.2 Belange des Umweltschutzes, einschlieflich des Naturschutzes und der
Landschaftspflege

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im Ausgangszustand werden
nachfolgend auf das jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt, um die besondere Empfind-
lichkeit von Umweltmerkmalen gegenliber der Planung herauszustellen und Hinweise auf
ihre Berlicksichtigung im Zuge der planerischen Uberlegung zu geben. AnschlieBend wird
die mit der Durchfiihrung der Planung verbundene Veranderung des Umweltzustandes in der
Zusammenfassung der Fachgutachten dokumentiert und bewertet. Daraus werden Mal-
nahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblicher Auswirkungen abge-
leitet.

12.1.2.1 Tiere und Pflanzen

Analyse

Als potenzielle natirliche Vegetation wiirde sich auf den Schwarzerdeb6den im Untersu-
chungsraum ein Eichen-Hainbuchenwald (OECOCART/CuUI 1997) etablieren.

Biotoptypen/Pflanzen

Die Biotopkartierung erfolgte im Juni 2009 auf einer Kartengrundlage im Maf3stab 1:1.000 mit
Hilfe des Kartierschlussels fur Biotoptypen in der Stadt Halle (Saale). Die vorhandene Be-
standserfassung der Biotoptypen entspricht den verbindlichen Vorgaben der aktuellen ,Richt-
linie Uber die Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land Sachsen-Anhalt (Bewer-
tungsmodell Sachsen-Anhalt) (MINISTERIUM FUR LANDWIRTSCHAFT UND UMWELT 2004, zuletzt
geandert durch RdErl. des MUL vom 12.03.2009). Samtliche Biotoptypen und -strukturen,
die entsprechend ihrer Ausdehnung auf der Karte darstellbar sind, wurden flachendeckend
Uber die im Schlussel der o. g. Richtlinie vorgegebenen Kurzel aufgenommen.
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Das Untersuchungsgebiet wird hauptsachlich durch eine intensiv genutzte Ackerflache cha-
rakterisiert. Des Weiteren befinden sich im Untersuchungsraum anthropogen gepragte Griin-
landstrukturen, sowie eine Versickerungsanlage und vereinzelte Geholze. Die einzelnen er-
fassten Biotoptypen werden nachfolgend beschrieben. Eine Darstellung der Biotoptypen
bzw. deren Verteilung innerhalb des Untersuchungsraumes kann dem Bestandsplan (Anlage
3) enthommen werden.

Stillgewasser

Ostlich der bereits als Lagerplatz genutzten Flache befinden sich zwei Senken, in denen
temporar Wasser steht. Diese sind kunstlich angelegt worden, um bei Starkniederschlagen
ggf. Oberflachenwasser aufzunehmen. Es handelt sich dabei um anthropogene nahrstoffrei-
che Stillgewasser (SEC).

Ackerbaulich und gartnerisch genutzte Biotope

Innerhalb des Geltungsbereiches werden ca. 82 % der Flachen als Intensivacker (AIB) ge-
nutzt.

Krautige Vegetation

Von Grasern und Krautern dominierte Vegetationsbestande, welche aufgrund der fehlenden
Nutzung einen hohen Anteil an Ruderal-Arten, Brache-Arten und Stbrzeigern aufweisen,
werden unter dem Begriff ,Krautige Vegetation® zusammengefasst. Sie treten im Geltungs-
bereich entlang der Wege und des Ackers sowie innerhalb der abgezaunten Brachflache auf.

Im Geltungsbereich wurden entlang der nichtoffentlichen Zuwegung zum Betriebsgelande
der Firma Finsterwalder Transport und Logistik GmbH Scherrasen (GSB) kartiert, die augen-
scheinlich mehrmals im Jahr gemaht werden. Entlang des Zaunes um den Lagerplatz herum
und angrenzend an die Ackerflur haben sich aufgrund der Diingung auf diesen Flachen viele
nitrophile/ruderale Arten angesiedelt (Brennessel [Urtica dioica], Rainfarn [Tanacetum
vulgare,) Ackerkratzdistel [Cirsium arvense] etc.). Ferner sind Arten wie Schafgarbe (Achillea
millefolium), Sternmiere (Stellaria media), Mittelwegerich (Plantago media), Hirtentaschel-
kraut (Capsella bursa-pastoris), Rote Taubnessel (Lamium purpureum), Kriechklee (Trifolium
repens) haufig (URA).

Innerhalb der eingezdunten Brachflache hat sich auf den anthropogen gepragten Bereichen
eine fortgeschrittene, teilweise gestorte Sukzessions- und Ruderalflur entwickelt. Bestands-
bildend sind hierbei vor allem ein- bis zweijahrigen Arten (URB). Es dominieren Arten wie
Land-Reitgras (Calamagrostis epigejos), Rainfarn (Tanacetum vulgare), Kanadische Goldru-
te (Solidago canadensis), Lowenzahn (Taraxacum officinale), Ackerkratzdistel (Cirsium
spec.) Sie zeichnen sich durch ihre Hochwichsigkeit aus. Vereinzelt konnten sich auf der
Flache Pioniergehdlze (Hundsrose (Rosa canina), WeilRdorn (Crataegus monogyna) und
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) etablieren.

In dem Bereich, welcher derzeit als Lagerplatz genutzt wird, sind Vegetation und Boden er-
heblich gestort, so dass die sich entwickelnde Vegetationsdecke starke Narbenschaden auf-
weist (GSX).
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Geholze

Baumbestand (Baumgruppe - HEC; sonstiger Einzelbaum - HEX) existiert lediglich inner-
halb der abgezaunten Bracheflache und im Bereich der Tuimpel. Die haufigsten Vertreter
sind hierbei Hybrid-Pappeln (Populus x canadensis), Silberpappeln (Populus alba), Zitter-
pappeln (Populus tremula), Weidenarten (Salix spec.) und Birken (Betula pendula). Verein-
zelt sind Eschen (Fraxinus excelsior) anzutreffen. Des Weiteren ist der Aufwuchs einzelner
Gebusche stickstoffreicher, ruderaler Standorte (HYB) entlang des Zaunes vorhanden. Da-
bei handelt es sich hauptsachlich um heimische Arten, wie Holunder (Sambucus nigra),
Weilldorn (Crataegus monogyna), Gewdhnliche Waldrebe (Clematis vitalba), Brombeere
(Rubus fruticosus), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) sowie wild wachsende Obstgehdlze
(Prunus spec.).

Siedlungsbiotope / Bebauung / befestigte Flachen / Verkehrsflachen

Die Zufahrt zur Firma Finsterwalder Transport und Logistik GmbH ist als versiegelter Weg
(VWC) und als befestigter Platz (VPZ) erfasst. Die befestigten Wege und Platze sind vegeta-
tionsfrei. Auf den unbefestigten Platzen (VPX) haben sich anspruchslose Gesellschaften der
Trittrasen (z.B. Wegerich- und Ampfer-Arten) ausgebildet.

Bewertung
Biotoptypen/Pflanzen

Bewertungskriterien bei den Biotoptypen sind Naturnahe, Wiederherstellbarkeit, Flachengro-
Re und Strukturvielfalt. Des Weiteren flielien die Ergebnisse der Faunistischen Untersuchun-
gen in die Bewertung mit ein (Artenvielfalt, Anteil von streng geschitzten oder in ihrem Be-
stand gefahrdeten Arten).

Entsprechend der zuvor genannten einzelnen Bewertungskriterien kann eine Gesamtbiotop-
bedeutung fir die einzelnen Biotoptypen abgeleitet werden. Auf Grundlage der Bedeutung
eines Biotops konnen rickschlieRende Aussagen auf die Empfindlichkeit der betroffenen
Biotoptypen gegeniber Schadstoffen und Zerschneidungswirkungen getroffen werden. Es
kann demnach davon ausgegangen werden, dass ein Biotop mit einer grolRen Naturndhe,
Flachengrélle, Strukturvielfalt und einer geringen Wiederherstellbarkeit eine sehr hohe Be-
deutung fur den Biotopwert besitzt und entsprechend seiner Auspragung auch eine sehr ho-
he Empfindlichkeit gegenlber Stérfaktoren (und/oder umgekehrt) besitzt.

Die abgeleitete Empfindlichkeit eines Biotoptyps gegenuber Stéreinwirkungen (z. B. Schad-
stoffeintrag, Zerschneidungswirkungen) kann im Umkehrschluss ebenfalls fir die Empfind-
lichkeit der an das Biotop gebundenen faunistischen Lebensgemeinschaften dienen. So
kann die Empfindlichkeit eines Biotoptyps mit einer geringen bis mittleren Bedeutung gegen-
Uber Schadstoffen und Zerschneidung fir den Arten- und Biotopschutz ebenfalls als gering
bis mittel angenommen werden.

Fir die Regenerationsfahigkeit gilt fur alle Biotoptypen im Geltungsbereich eine geringe
Empfindlichkeit, da sie eine Regenerationszeit von weniger als 15 Jahren aufweisen.

Stillgewasser

Die Tumpel nehmen nur einen sehr geringen Teil des Geltungsbereiches ein, wodurch ihre
Funktion im Biotopverbund auch nur eine lokal eingeschréankte Bedeutung aufweist. Insge-
samt ist ihre Bedeutung durch eine bedingte Ersetzbarkeit, die geringe Bedeutung als Rep-
roduktionshabitat fur Amphibien und die relative Naturnahe als mittel eingestuft.
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Ackerflachen

Das Plangebiet stellt sich Gberwiegend als gro3flachig ausgerdumte Ackerflur dar, die keine
Geholzstruktur aufweist. Insofern ist die Bedeutung der vorhandenen Ackerflache fiir den
Arten- und Biotopschutz nur untergeordnet.

Krautige Vegetation

Bei den festgestellten Pflanzen der krautigen Vegetation handelt es sich um haufig vorkom-
mende Arten der Stralenrandbereiche sowie der landwirtschaftlich genutzten Kulturland-
schaft. Dieser Vegetationstyp gilt als ersetzbar. Die Bestande sind stark verarmt sowie star-
ken Vorbelastungen ausgesetzt.

Geholze

Die Geholzbestande sind im Geltungsbereich lokal auf die Brachflache beschrankt und somit
isoliert. Die Funktion im Biotopverbund ist daher nur als lokal eingeschrankt zu bewerten.
Insgesamt wird ihre Bedeutung durch eine bedingte Ersetzbarkeit (Wiederherstellung der
Okologischen Funktion nur mittelfristig gewahrleistbar), das geringe Angebot an Nisthéhlen
fur Baumbriter und ihrer relativen Naturndhe als mittel eingeschatzt.

Siedlungsbiotope/Bebauung/befestigte Flachen/Verkehrsflachen

Die versiegelten Wege und Platze haben keine Bedeutung fur den Biotopverbund. Auch die
unbefestigten Bereiche haben aufgrund ihrer Artenarmut und Regenerationszeit nur eine
sehr geringe Bedeutung.

Analyse

Fauna

Im Rahmen des Scopingtermins am 21.01.2010 wurde fir folgende Tierarten/-gruppen eine
faunistische Untersuchung gefordert, deren Ergebnisse im Folgenden erlautert werden:

= Brutvogel,
=  Amphibien und

= Saugetiere (nur Feldhamster).

Mit den faunistischen Untersuchungen zu den Brutvégeln und der Artgruppe der Amphibien
wurde das Blro Myotis beauftragt. Die Ergebnisse der Untersuchungen liegen in dem Er-
gebnisbericht ,Stadt Halle (Saale) — Bebauungsplan Nr. 146, Faunistische Sonderuntersu-
chungen (FSU), 2010“ vor (Anhang). Die Untersuchungen zum Vorkommen des Feldhams-
ters wurden durch das Biro Okotop durchgefihrt und die Ergebnisse in der vorliegenden
,Feldhamsteruntersuchung im Bereich des Bebauungsplans 146 in Halle (Saale)* (Anhang)
dargelegt. Wahrend der Kartierungen war die suddstlich des B-Plan-Gebietes verlaufende
Europachaussee (HES) noch nicht in Betrieb genommen.

Fir andere Arten/Artengruppen sind aufgrund der vorhandenen Biotopausstattung keine fr
die Lokalpopulation bedeutenden Vorkommen zu erwarten, die einem strengen oder beson-
deren Schutz unterliegen bzw. gefahrdete Arten der Roten Liste darstellen.
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Brutvogel

Aufgrund seiner auf einem groRRen Flachenanteil homogenen Struktur weist der Untersu-
chungsraum eine charakteristische Dominanzstruktur auf ([4], Anlage 1). So stellen die zwei
dominanten Arten Feldlerche und Amsel mit insgesamt neun Brutpaaren allein bereits Uber
26 % des Gesamtbrutpaarbestandes im Untersuchungsgebiet dar. Alle anderen vorkom-
menden Arten (Dorngrasmiicke, Klappergrasmicke, Ménchsgrasmiicke, Kohlmeise, Haus-
rotschwanz, Flussregenpfeifer, Bluthanfling, Wiesenschafstelze, Heckenbraunelle, Nachti-
gall, Grunfink, Blaumeise, Gartengrasmucke, Gelbspdtter, Fitis, Bachstelze, Girlitz, Zilpzalp,
Jagdfasan, Stockente) sind mit Anteilen zwischen 2,0 und 5,0 % des Gesamtpaarbrutbe-
standes subdominant.

Der Anteil von baumhoéhlenbritenden sowie von Nischen und Héhlungen an Gebauden oder
Bauwerken nutzenden Arten ist entsprechend des Anteils an geeigneten Nisthéhlen oder
kinstlichen Nistkasten relativ gering. Auffallig ist hingegen der hohe Anteil an bodenbriten-
den Arten. Insbesondere ist die Feldlerche mit 5 Brutplatzen innerhalb des Plangebietes vor-
kommend.

Weiterhin nutzen Turmfalke, Ringeltaube, Rabenkrahe, Mehlschwalbe und Feldsperling den
Untersuchungsraum fur die Nahrungssuche.

Amphibien

Im Bereich der Tumpel konnten 3 Amphibienarten (Teichmolch, Erdkréte, Teichfrosch) nach-
gewiesen werden ([4], Anlage 1). Hinsichtlich des aktuellen Status konnten nur fir den
Teichmolch Gber den Fund von Larven direkte Reproduktionsbelege erbracht werden. Das
Auftreten von Erdkréte und Teichfrosch wurde in der Saison 2010 ausschlieRlich durch
Nachweise von balzenden Mannchen belegt.

Sadugetiere (nur Feldhamster)

Im Bereich der Ackerflachen sowie angrenzender Ackerschlage konnte kein Vorkommen des
Feldhamsters belegt werden ([5], Anlage 2).

Bewertung
Fauna

Brutvogel

Gutachterlich wird eingeschatzt, dass die Gesamtanzahl der Arten (27 Arten) einen hohen
Wert erreicht. Die Gesamtdichte der vorkommenden Arten liegt hingegen auf einem mittleren
Niveau. Aufgrund des geringen Vorkommens gefahrdeter Arten sowie des Schutzstatus‘ der
kartierten Arten wird das Gebiet im Gesamtkontext nur als lokal bedeutsam eingestuft.

Amphibien

Aufgrund der im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen geringen Artenvielfalt sowie des un-
ter Beachtung der bei zwei Arten sehr geringen Individuenzahlen und fehlender Reprodukti-
onsnachweise kann in der Gesamtbewertung nur eine geringe (lokale) Bedeutung fir die
Artengruppe festgestellt werden.
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Saugetiere (nur Feldhamster)

Das Plangebiet hat keine Bedeutung als Feldhamsterlebensraum, da es zum einen aufgrund
des geringen Grundwasserflurabstandes zur Vernassung neigt und zum anderen die Flache
stark isoliert ist. Insbesondere die stark frequentierten Verkehrswege ermdglichen kein Ein-
wandern aus dem Umland bzw. keinen fir das Uberleben notwendigen Austausch. Somit
ware auch ohne Umsetzung des Bebauungsplanes ein Vorkommen in den nachsten Jahren
nicht zu erwarten.

12.1.2.2 Boden

Analyse

Der Untersuchungsraum ist Teil der ,Leipziger Tieflandbucht®. Naturrdumlich wird der Unter-
suchungsraum dem Dieskau-Groberser Plateau (sandléssbestimmte Ebenen und Platten)
zugeordnet (OecoCart/CUI 1997). Seine landschaftliche Pragung erhielt der Naturraum wah-
rend der Saalekaltzeit. Mehrfach Uberdeckte pleistozane Inlandsvereisungen der Elster- und
Saalekaltzeit formten das Gebiet und lagerten grof¥flachig Moranen (Geschiebemergel) und
Schmelzwassersedimente (Kiese und Sande) auf den Hochflachen ab [9]. Im Untersu-
chungsgebiet sind Grundmoranen (Geschiebemergel, -lehm) pragend. Das Plangebiet wird
von einem Streifen, in dem glaziale Kiese und Sande abgelagert sind, durchzogen.

Bedingt durch die geologische Ausgangssituation haben sich im Geltungsbereich sehr
fruchtbare Schwarzerden aus Sandloss uber Geschiebelehm/-mergel gebildet. Die
Schwarzerdeschicht ist Uberwiegend mit einer Machtigkeit von 70 cm ausgebildet. Die Boden
im Geltungsbereich sind mit einem Grundwasserflurabstand von 2,0 bis 5,0 m unter Flur re-
lativ grundwassernah [8]. Den in der LAGB-Bohrdatenbank enthaltenen Altbohrungen ist zu
entnehmen, dass die Oberkante der Sande und Kiese der Saalehauptterrasse meist ca. 5,0
bis 8,0 m unter Gelande ansteht. Die Schwarzerdebdden verfligen Uber eine relativ gute
Wasser- und Luftdurchlassigkeit. Die Bodenwertzahlen liegen im Plangebiet bei > 70.

Im Hinblick auf den Boden sind in die Umweltprifung auch die Bodenfunktionen gemaf
Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) innerhalb des Plangebietes zu beschreiben und zu
bewerten. Relevant im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes sind die Funktionen

s als Lebensraum fiir Pflanzen mit den Kriterien Standortpotenzial sowie nattrliche Bo-
denfruchtbarkeit und
* als Bestandteil des Naturhaushaltes und hier insbesondere des Wasserhaushaltes.

Die Leistungsfahigkeit des Bodens als Standort fir Kulturpflanzen, die sich aus der Boden-
zahl ableitet, stellt ein Mal fur die Ertragsfahigkeit dar. Bei einer Ackerzahl von > 70 ist diese
als hoch zu beschreiben.

Die Bdden im Plangebiet weisen eine hohe Austauschkapazitat, ein hohes Pufferungs- und
Bindungsvermogen auf. Aufgrund des grofRen Porenvolumens der Boden wirkt sich somit die
gute Durchliftung positiv auf das Pflanzenwachstum aus. Die LoRbéden haben eine geringe
Grundwasserneubildungsrate, sind aber fir den Grundwasserschutz von grofer Bedeutung.

Durch die intensive Nutzung des Bodens als Ackerstandort haben sich anthropogene Veran-
derungen des natirlichen Bodengefiiges lediglich in der obersten Bodenschicht ergeben.
Dennoch kann davon ausgegangen werden, dass bei Einhaltung einer ordnungsgemafen
Landwirtschaft die Bodenfruchtbarkeit als ein Kriterium der Lebensraumfunktion nicht erheb-
lich beeintrachtigt ist. Die Erfillung der Bodenfunktion ist insgesamt weiterhin als sehr hoch
einzuschatzen.
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Bewertung

Grundsatzlich ist anzumerken, dass jeder unversiegelte Boden gegenuber den Einflussen
einer Bebauung/Versiegelung und dem einhergehenden vollstandigen Verlust ein sehr hohes
Maf an Empfindlichkeit besitzt.

Die im Plangebiet vorherrschenden Schwarzerdebdden sind gegentber Schadstoffanreiche-
rung, Verdichtung und Entwasserung als hoch empfindlich einzustufen. Auch gegeniber
Versiegelung und sonstigem Flachenverlust (Uberschiittung / Abgrabung / Erosion) besteht
eine sehr hohe Empfindlichkeit.

Die Béden im Plangebiet sind, da Bodenwertzahlen von > 70 erreicht werden, als Béden mit
einer sehr hohen Bodenfruchtbarkeit einzuschatzen. Die Naturlichkeit der Ackerboden ist im
Plangebiet als gut zu bewerten. Insbesondere die sehr hohe Bodenfruchtbarkeit fihrt zu ei-
ner sehr hohen Gesamtbewertung der Bodenfunktion.

Nach Auskunft des Bewirtschafters der Flachen nahm die Ertragsfahigkeit der Flachen in
den vergangenen Jahren ab. Hoch anstehendes Grundwasser flihrte zum einen zu zeitlichen
Einschrankungen bei der Bewirtschaftung und zum anderen zu Ertragseinbufien durch eine
zu hohe Bodenfeuchte.

Hinsichtlich einer Beeintrachtigung des Plangebietes durch umweltgefahrdende Stoffe ist
darauf hinzuweisen, dass zumindest Teile des Plangebietes in der ,Datei schadlicher Bo-
denveranderungen und Altlasten“ aufgrund der jahrelangen industriell-gewerblichen Nutzung
erfasst sind. Zur Klarung dieses Altlastenverdachtes sind Gutachten erarbeitet worden, mit
dem Ergebnis, dass ein Altlastenverdacht ausgeraumt werden konnte. Die Flache wird den-
noch weiterhin im Archiv des ,Katasters flr Altlasten und altlastverdachtige Flachen der
Stadt Halle (Saale)” registriert. Weitere Ausfihrungen sind dem Punkt 6.4 zu entnehmen.

12.1.2.3 Wasser

Analyse

Als Grundlage fur die Beschreibung der Oberflachengewasser und des Grundwassers im
Untersuchungsraum dienen der Flachennutzungsplan der Stadt Halle (Saale) (1998), der
Landschaftsrahmenplan der Stadt Halle (Saale) (Oecocart/CUI 1997), die Hydrogeologische
Karte der Deutschen Demokratischen Republik - Karte der Grundwassergefahrdung
1:50.000 (VEB KoOMBINAT Geologische Forschung und Erkundung Halle 1984), die Erfas-
sung, Bewertung und Darstellung von Standgewassern des Stadtgebietes und des engeren
Stadtumlandes von Halle (Saale) mit einem GIS (Benhold, Falkenhagen und Zinke 2000)
sowie der Grunordnungsplan zum Bebauungsplan Nr. 30 ,Kanenaer Weg/Hochweg“ (Ge-
werbegebiet Halle-Ost) der Stadt Halle (Saale) (Landschaftsarchitekturbiro Darr 1998).

Oberflachengewasser sind im Geltungsbereich sowie in den direkt angrenzenden Bereichen
nicht vorhanden, daher beschranken sich die nachfolgenden Ausfiihrungen einzig auf das
Schutzgut Grundwasser. Der Hufeisensee liegt siddstlich des Geltungsbereiches in ca.
250 m Entfernung.

Der Hufeisensee beeinflusst die Vorflutverhaltnisse im Einzugsgebiet der Reide und die
Grundwasser-Situation der oberen grundwasserfuhrenden Schichten. Die Kiese der Saale-
Hauptterrasse, die in einem 8 km breiten, norddstlich verlaufenden Stromstrich abgelagert
wurden und Uber eine durchschnittliche Machtigkeit von 10 m verfligen, stellen den wichtigs-
ten Grundwasserleiter im Geltungsbereich dar. Der gesamte Wasseraustausch mit der Vor-
flut vollzieht sich Uber ihn. Es besteht eine generelle Grundwasserstromung von Nord-
Nordwest nach Sud-Sidost (Landschaftsarchitekturbiro Darr 1998).

Die Niederschlagsmenge ist mit 500 mm/Jahr und weniger in der Region Halle und demnach
auch im Geltungsbereich relativ gering. Da ferner die vorkommenden Bodenarten Uberwie-
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gend lehmig sind und der Hufeisensee als Zehrgebiet wirkt, ist die Grundwasserneubildung
mit 100 — 150 mm als gering einzuschatzen.

Die Sande und Kiese der Saale-Hauptterrasse bilden den wichtigsten Grundwasserleiter im
Untersuchungsraum, sie befinden sich im Geltungsbereich ca. 5 bis 8 m unter Gelande.

Wasserschutzgebiete

Innerhalb des Geltungsbereiches oder unmittelbar angrenzend befindet sich kein Wasser-
bzw. Trinkwasserschutzgebiet.

Bewertung

Aufgrund des vergleichsweise oberflachennah anstehenden Grundwassers sowie der Aus-
bildung und Machtigkeit der Uberlagernden Deckschichten besteht im Untersuchungsraum
eine vergleichsweise hohe Empfindlichkeit des Grundwassers gegenuber eindringenden
Schadstoffen. Fur die Flachen innerhalb des Geltungsbereiches liegen jedoch keine Kennt-
nisse flur Grundwasserverunreinigungen vor. Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes
wurden jedoch Kontaminationen des Grundwassers mit leichtfllichtigen halogenierten Koh-
lenwasserstoffen (LHKW) nachgewiesen (Stellungnahme Umweltamt vom 03.05.2011).

12.1.2.4  Luft, Klima

Analyse

Als Grundlage fur die Beschreibung des Klimas und der Luft im Untersuchungsraum dienen
der Flachennutzungsplan der Stadt Halle (Saale) (1998), der Landschaftsrahmenplan der
Stadt Halle (Saale) (Oecocart/ CUI1997), die Klimatopkarte in Mikroklimatopdarstellung Halle
(Saale) mit Umland und Ventilationsplan 1:25.000 (Magistrat der Stadt Halle (Hrsg.) 1991),
der Beitrag zur Landschaftsplanung der Stadt Halle (Saale) — Schutzgut Klima/Luft (Steinicke
& Streifeneder 1998) sowie der Grinordnungsplan zum Bebauungsplan Nr. 30 ,Kanenaer
Weg/Hochweg“ (Gewerbegebiet Halle-Ost) der Stadt Halle (Saale) (Landschaftsarchitektur-
biro Darr 1998).

Die durchschnittliche Jahresmitteltemperatur von 9 °C und mittlere Julitemperaturen von
18 °C deuten auf eine klimatische Ubergangsstellung zwischen dem niederschlagsarmen
Leegebiet des Harzes und dem sich 6stlich anschlieRenden, etwas niederschlagsreicheren
kontinental gepragten Binnenlandklima der Leipziger Tieflandsbucht hin. Neben einer relativ
ausgeglichenen Temperaturbilanz mit milden Januartemperaturen von 0,2 °C und relativ
warmen Julitemperaturen von 18 °C weist das Sommerregen-Maximum im Monat Juli auf
eine Subkontinentalitat hin. Allgemein ergibt sich fur Halle (Saale) und dessen Umgebung
ein ausgepragter Jahresgang der Klimaelemente mit relativ kiihlen, trockenen Wintern und
warmen, niederschlagsreichen Sommern (STEINICKE & STREIFENEDER 1998).

Vorherrschende Windrichtung ist die aus Sudwest bis Nordwest. Die Jahresniederschlage
schwanken zwischen etwa 450 mm - 500 mm, wobei von Jahr zu Jahr betrachtliche Unter-
schiede auftreten kénnen. Das Gebiet um Halle (Saale) gehdrt somit zu den vergleichsweise
niederschlagsarmsten und zugleich thermisch beglnstigten Gebieten Deutschlands. Klima-
tisch ist der Raum um Halle (Saale) dem Mitteldeutschen Trockengebiet zuzuordnen.

Das Klima im Geltungsbereich ist als Stadtrandklima zu bezeichnen. Hierunter versteht man
die Wechselwirkungen zwischen den bebauten Bereichen mit ihren Emissionen, ihren hdhe-
ren Umgebungstemperaturen, den eingeschrankten und kanalisierten Luftbewegungen so-
wie der hdheren Verdunstung und den Offenlandbereichen mit ihren naturndheren Klimaver-
haltnissen. Bedeutende Kaltluft- und Ventilationsbahnen sind im Geltungsbereich nicht vor-
handen. Nach Aussage des Landschaftsplanes befindet sich sidwestlich des Untersu-
chungsraums eine lokale Luftleitbahn welche vom Hufeisensee Uber die Bahntrasse in die
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Stadt flhrt. Die Luftleitbahn befindet sich vollstandig auRRerhalb des Plangebietes. Vorbelas-
tungen liegen durch die in Dammlage verlaufende Europachaussee (HES) vor.

Die Ackerflachen des Untersuchungsraumes fungieren als Kaltluftentstehungsgebiet.

Bewertung

Aufgrund des geringen Reliefs hat die Kaltluftproduktion auf der Ackerflache im Untersu-
chungsgebiet keinen direkten Bezug zur Wohnbebauung. Sie besitzt daher nur eine nach-
rangige Bedeutung fir den Luftaustausch zwischen dem stadtischen Bereich und dem Um-
land. Die Luftleitbahn, die sich suddstlich des Planbereichs befindet, besitzt aufgrund der
Vorbelastung fur den Planungsraum ebenfalls nur eine nachrangige Bedeutung.

12.1.2.5 Wirkungsgefige zwischen 2.1.2.1-2.1.2.4

Als Hauptmerkmal fiir das Wirkungsgeflige der einzelnen Schutzglter des Naturhaushalts
wirkt sich im urbanen Umfeld besonders der sehr geringe Versiegelungsgrad der Flache aus.
Vorbelastungen liegen fur die Flache durch die landwirtschaftliche Nutzung und die angren-
zenden Gewerbe- und Verkehrsflachen vor.

12.1.2.6 Landschaftsbild

Analyse

Der Geltungsbereich ist in seinem Erscheinungsbild durch eine offene, ausgerdaumte Acker-
flache gepragt, die den Ubergang der Stadt zur freien Landschaft darstellt. Dariiber hinaus
zerschneidet die Trasse der Europachaussee (HES) den Landschaftsraum. Die angrenzen-
den Industrie- und Gewerbeflachen im Norden des Untersuchungsraumes weisen in Teilbe-
reichen Gehdlze auf, doch treten diese optisch neben den grolden Gebauden zurlick. Aulder-
dem ist dort der Anteil versiegelter Flachen besonders hoch.

Bewertung

Die relativ strukturarme, ausgerdumte Landschaft besitzt nur einen geringen Erlebniswert
und dementsprechend nur eine sehr geringe Bedeutung fur die freiraumbezogene Erholung.
Die in geringem Male vorhandenen Gehdlzstrukturen fihren nur geringfiigig zu einer Auflo-
ckerung der Landschaft. Zur Abgrenzung des offenen Umlandes gegenliber dem stadtischen
Bereich besitzen die Geholzstrukturen ebenfalls nur einen geringen Wert. Durch die angren-
zende gewerbliche Nutzung, die Europachaussee (HES) und fehlende Erlebnisstrukturen ist
der Erlebniswert des Vorhabenraums sehr gering.
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12.1.2.7 Biologische Vielfalt

Analyse

Die biologische Vielfalt umfasst die Vielfalt an Okosystemen bzw. Lebensgemeinschaften,
Lebensraumen und Landschaften, die Artenvielfalt sowie die genetische Vielfalt innerhalb
der verschiedenen Arten.

Entsprechend der Analyse der einzelnen Schutzglter setzt sich das Plangebiet im Wesentli-
chen aus einer grol3en Ackerflache und in geringem Umfang aus Geholz- und Krautfluren
sowie einem kunstlichen Stillgewasser zusammen. Die faunistischen Untersuchungen zeigen
zwar eine relativ hohe Artenanzahl der Avifauna auf, jedoch sind die nachgewiesen Arten nur
mit relativ geringen Individuenzahlen vertreten. Bei den Amphibien wurde nur eine geringe
Artenzahl nachgewiesen.

Nach dem Landschaftsrahmenplan ist der Geltungsbereich als biologisch sehr stark verarm-
te Landschaft dargestellt. Dies entspricht auch den gutachterlichen Einschatzungen in den
faunistischen Gutachten sowie der Auswertung der Bestandsbeschreibung des vorliegenden
Umweltberichts.

Bewertung

Da die Geholz- und Krautstrukturen nur einen kleinen Teil des Plangebietes einnehmen, wird
der Betrachtungsraum Uberwiegend durch die strukturarme Ackerflache gepragt. Entspre-
chend der Biotopausstattung und dem faunistischen Artvorkommen besitzt das Plangebiet
nur eine geringe bis keine (lokale) Bedeutung fir die Biologische Vielfalt.

12.1.2.8 Mensch (Gesundheit, Bevilkerung)

Analyse

Im Hinblick auf das Schutzgut Mensch sind zum einen Wirkungen des Vorhabens auf das zu
betrachtende Gebiet und zum anderen die potenziell von dem Plangebiet ausgehenden Wir-
kungen zu beachten.

Das Plangebiet befindet sich im Ubergangsbereich von gewerblich genutzten Flachen ent-
lang der Delitzscher Stral’e (Gewerbestandort Halle-Ost) und dem freien Landschaftsraum.
Nordlich an das Plangebiet angrenzend befinden sich metallverarbeitende Unternehmen
(Firmen ABB und OECON), die Halloren Schokoladenfabrik sowie Transport- und Logistikun-
ternehmen (Firmen Schimke und Finsterwalder). Vom Gewerbestandort Halle-Ost gehen
insgesamt die fir diese Nutzung typischen Vorbelastungen insbesondere Schallemissionen
aus.

Daruber hinaus befinden sich im weiteren Umfeld auch stérempfindliche Nutzungen. West-
lich des Plangebietes bzw. der Grenzstralle befindet sich die Kleingartenanlage Grenzstra-
Re. Sudlich des Plangebietes hat sich Wohnen in einer Splittersiedlung (Krienitzweg) entwi-
ckelt. Nordostlich des Hochweges liegt eine weitere Kleingartenanlage. Das zum Plangebiet
nachstgelegene Wohngebiet hat einen Abstand von mindestens 330 m zum Geltungsbereich
(Bebauungsplan Nr. 8.1). Die den Hufeisensee umgebenden Flachen sollen als Erholungs-
raum entwickelt werden. Derzeit befinden sich zwischen Plangebiet und dem Hufeisensee
die Europachaussee (HES) und Ackerflachen. Weitere Ausfihrungen zur Ausgangssituation
sind dem Punkt 4.2.2 zu entnehmen.

Auch das Plangebiet wird fast ausschlief3lich durch die Ackernutzung gepragt. Entsprechend
dieser Nutzung besitzt die Flache selbst keine Erholungsfunktion. Die im geringen Umfang
vorhandenen Gehodlzstrukturen fuhren kaum zu einer Aufwertung des Gebietes. Zuséatzlich
liegen fur das Gebiet hohe Vorbelastungen insbesondere durch Schallemissionen durch die
nordlich angrenzenden Gewerbeflachen sowie durch die Hauptverkehrsachsen im Westen
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(Grenzstralde) und Suden (Europachaussee (HES)) vor. Eine Erholungsnutzung liegt fir die
durch den Bebauungsplan beanspruchten Flachen nicht vor. Als Ubergangsbereich zwi-
schen der stadtischen Bebauung und der freien Landschaft besitzt das Plangebiet eine ver-
bindende Funktion. Uber die angrenzende GrenzstraRe und den Hochweg erfolgt die Anbin-
dung der Erholungsflachen am Hufeisensee aus nérdlicher Richtung.

Bewertung

Das Plangebiet besitzt keine Bedeutung fur die Erholungsfunktion. Die Verbindungsfunktion
zu den nahe gelegenen Erholungsflachen ist flir das Schutzgut als gering anzusehen, da
keine direkte Wegeverbindung das Plangebiet quert. Durch die angrenzende gewerblich-
industrielle Nutzung liegen zudem Vorbelastungen hinsichtlich Schall vor. Zudem wird das
Plangebiet durch Hauptverkehrsstrallen (Europachaussee (HES), Grenzstral’e) begrenzt,
die zumindest im Randbereich zu einer Vorbelastung durch Larm, Staub und Abgase flhren.

Aufgrund der derzeitigen Nutzungen innerhalb des Plangebietes bestehen keine Beeintrach-
tigungen der im Umfeld vorhandenen schutzbedurftigen Nutzungen.

12.1.2.9 Kulturgiter und sonstige Sachguter

Analyse

Im Untersuchungsraum sind keine archaologischen Kulturdenkmale bekannt. Ungeachtet
dessen sind Funde zu melden und zu dokumentieren (§9 Abs. 3 und §14 Abs. 9
DenkmSchG LSA).

Durch das zu uUberplanende Gebiet fuhrt eine Hauptwasserleitung, die von Bebauung freizu-
halten ist. Weitere Sachguter sind nicht vorhanden.

Bewertung

Unter Berlcksichtigung der Anforderungen hinsichtlich der Freihaltung der Hauptwasserlei-
tung werden von der Planung Kultur- und sonstige Sachguter nicht beruhrt.

12.1.2.10 Wechselwirkungen der Schutzgiter

Analyse

Die einzelnen Schutzgulter beeinflussen sich gegenseitig auf unterschiedlichste Weise. So ist
z.B. die Beschaffenheit des Bodens fir die Grundwasserinfiltration und die Empfindlichkeit
des Grundwasserleiters gegenuber Schadstoffeintrag verantwortlich, gleichzeitig kann
Grundwasser bei einem geringen Grundwasserflurabstand Einfluss auf oberflachennahe
Gewasser sowie das dadurch beeinflusste Biotop- und Artenvorkommen (Réhricht, Amphi-
bien) haben. Das vorhandene Artenspektrum der Tiere ist abhdngig von der Biotopausstat-
tung. Die vorhandenen Tumpel sind beispielsweise Lebensraum fir Amphibien, die
Gehdlzbestéande sind potenzielle Brutstatten bzw. Ansitzwarten fir bestimmte Vogelarten
und die Ackerflache ist Nahrungsraum fur Greifvogel, die nach Kleinsdugern jagen, sowie
Brutbereich fur Bodenbruter (Feldlerche). Gleichzeitig kénnen Tiere auch einen groRen Ein-
fluss auf die Vegetation ausliben, indem Vdgel beispielsweise Samen verbreiten.

Da die Boden im Untersuchungsraum nahezu vollstandig unversiegelt sind, bestehen hier
die beschriebenen Wechselbeziehungen zwischen den Schutzgultern.
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Bewertung

Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgltern gehen nicht Uber die bereits
fur die einzelnen Schutzgiter beschriebenen Beeintrachtigungen hinaus. Aufgrund der
anthropogenen Uberpragung insbesondere im nordlich angrenzenden Gewerbestandort Hal-
le-Ost liegen Vorbelastungen vor, die hinsichtlich der Auswirkungen auf die Wechselbezie-
hungen nur schwer zu quantifizieren sind.

12.1.2.11 Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH) und Européische Vogel-
schutzgebiete

Im Plangebiet bzw. daran angrenzend befinden sich weder Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung (NATURA 2000), noch europaische Vogelschutzgebiete.

12.1.2.12 Weitere Schutzgebiete

Im Plangebiet befinden sich keine nach BNatSchG oder NatSchG LSA naturschutzrechtlich
geschitzten Gebiete. Auch andere, z.B. wasserrechtliche Schutzgebiete sind innerhalb des
Plangebietes bzw. im Einwirkungsbereich nicht ausgewiesen.

12.1.2.13 Zusammenfassende Bewertung

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Uberblick (iber die Bewertungen der einzelnen Schutz-
guter im Plangebiet. Des Weiteren wird eine erste Einschatzung bezlglich der Empfindlich-
keit gegeniber nachteiligen Auswirkungen vorgenommen.

Tab. 1: Zusammenfassende Bewertung der Schutzgiiter

Schutzgut Bewertung des Schutzgutes Empfindlichkeit
gegeniiber Beein-

trachtigungen

Biotoptypen/ | Pflanzen keine hochwertigen Biotope vorhanden, maxi-

Tiere/ Pflan- mal mittlere Bedeutung (Gehdlzstrukturen und
zen kiinstliches Kleingewasser), -
hohe Vorbelastungen g

geringe — mittlere Bedeutung

Tiere keine besondere Bedeutung fiir die Fauna, nur
siedlungsangepasste, relativ stérungstolerante
Fauna, hohe Vorbelastung durch angrenzende -
Hauptverkehrsstralten -

geringe — mittlere Bedeutung

Boden hochwertige Ackerbdden vorhanden, keine
Vorbelastungen durch Versiegelungen

sehr hohe Bedeutung

Wasser relativ geringer Grundwasser-Flurabstand, kei-
ne nennenswerte Funktion fiir das Schutzgut

nachrangige — geringe Bedeutung

Luft, Klima Vorhabensraum besitzt nachrangige klimatisch
wirksame Funktion fir die angrenzenden | ]
Wohngebiete
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Schutzgut Bewertung des Schutzgutes Empfindlichkeit
gegeniiber Beein-
trachtigungen

nachrangige — geringe Bedeutung

Landschaftsbild Vorhabensraum besitzt keinen Erlebniswert
U

nachrangige Bedeutung

Biologische Vielfalt aufgrund der Biotopausstattung und der sied-
lungsangepassten Fauna keine nennenswerte
Bedeutung O
nachrangige Bedeutung

Mensch Flache besitzt keine Erholungsfunktion, Wege-

beziehung zu Naherholungsgebiet nur angren-
zend " -
geringe Bedeutung

Kultur- und Sachguter Hauptwasserleitung quert das Gebiet, keine

weiteren Kultur- und Sachgtter vorhanden 0
geringe Bedeutung

Wechselwirkungen keine besonderen Wechselwirkungen unter den

Schutzgitern vorhanden 0
nachrangige — geringe Bedeutung

Gesamtbewertung geringe Bedeutung " -

| sehr hohe Empfindlichkeit

u hohe Empfindlichkeit

O geringe Empfindlichkeit

(0] keine Empfindlichkeit

12.2 Prognose lber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung und
Nichtdurchfiihrung der Planung

12.2.1 Zielkonzept zur Entwicklung von Umwelt, Natur und Landschaft
12.2.1.1 Vorhabenunabhéngiges Zielkonzept

Der Flachennutzungsplan der Stadt Halle (Saale) sieht fir das Plangebiet die Nutzung als
gewerbliche Bauflache vor. Dabei sind die Flachen Uberwiegend fur starker emittierendes
Gewerbe geeignet. Flachen mit nicht stérendem Gewerbe sind im Bereich der bestehenden
Kleingartenanlage ,Kanenaer Weg“ im westlichen Bereich geplant. Die Grenzstralle sowie
die Europachaussee (HES) gelten als sonstige Uberdrtliche und oértliche Hauptverkehrsstra-
Ren, wobei die Europachaussee (HES) einseitig mit einem breiten verkehrsbegleitenden
Grunstreifen versehen ist. Zwischen Hufeisensee und Europachaussee (HES) sind Flachen
fur Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft als
Ausgleichsmalnahme fur die Errichtung der Europachaussee (HES) vorgesehen.

12.2.1.2 Vorhabenbezogenes Zielkonzept

Innerhalb des Plangebietes soll ein Gewerbe- und Industriegebiet entwickelt werden. Zur
Gliederung des Landschaftsbildes und zur Arrondierung des Uberganges von der offenen
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Landschaft zur Stadt ist eine Geholzstruktur, die durch Laubbdume dominiert wird, zu entwi-
ckeln. Dadurch erfolgt eine Abschirmung des Gewerbestandortes zur offenen Landschaft
und zu den angrenzenden Strallen.

12.2.2 Konfliktanalyse
12.2.2.1 Planungs-Prognose

Mit Umsetzung des Bebauungsplanes geht der vorhandene Lebensraum fir Pflanzen und
Tiere sowie die Funktionen flr Boden, Wasser, Klima und Luft fast vollstandig verloren. Zu-
dem sind Auswirkungen auf die im Umfeld vorhandenen schutzbedirftigen Nutzungen
(Kleingartenanlagen, Wohnen) zu erwarten.

Tiere und Pflanzen

Mit Umsetzung des Bebauungsplanes geht die belebte Bodenschicht verloren und damit die
Flache als potenzieller Lebensraum flr Pflanzen und Tiere. Im Hinblick auf die Pflanzen sind
Uberwiegend Biotopstrukturen (Ackerflache, geringwertige Ruderalfluren mit Geholzbe-
standen) betroffen, die nur eine geringe bis mittlere Bedeutung aufweisen. Die im Plangebiet
vorkommende Fauna setzt sich aus siedlungsangepassten und stérungstoleranten Arten
zusammen, die durch den Verlust der Biotopstrukturen vertrieben werden. Es kann davon
ausgegangen werden, dass keine besonders oder streng geschitzten Arten betroffen sind.
Zudem befinden sich angrenzend ausreichend groflie Ersatzlebensrdume. Durch die Umset-
zung des Vorhabens ergeben sich fir Flachen, die sich norddstlich der Geltungsbereichs-
grenze befinden und bislang unversiegelt sind, Isolierungswirkungen, da die Flachen kunftig
vollstandig von Gewerbegebieten bzw. bebauten Flachen umgrenzt sind. Fur diese Flachen
ist demnach eine Verschlechterung der Nutzbarkeit flr die Fauna festzustellen. Die entste-
hende Verinselung kann zu einer Artenverarmung innerhalb der Grunflachen fuhren.

Die entstehenden Biotop- und Habitatverluste kénnen durch landschaftspflegerische Mal-
nahmen grundsatzlich kompensiert werden. Die Gehdlzverluste kdnnen vollstandig durch
Pflanzgebote entlang der sudlich und westlich des Plangebietes verlaufenden Strallen wie-
derhergestellt bzw. durch externe Ausgleichsmallnahmen kompensiert werden.

Boden

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes geht ein erheblicher Eingriff in das Schutzgut Bo-
den einher. Der Eingriff erfolgt in einem Bereich mit Ackerbdden, die eine hohe Bodenfrucht-
barkeit aufweisen. Die bislang unversiegelten Bodenflachen kédnnen gemaf der Festsetzun-
gen (GRZ 0,8) zu 80 % Uberbaut werden. Mit der zuldassigen Bebauung verbunden ist ein
grol¥flachiger Bodenabtrag sowie Verdichtungen des Unterbodens. Die naturlichen Boden-
funktionen werden somit innerhalb des Geltungsbereiches vollstandig zerstért. Zudem sind
sowohl wahrend der Bauphase als auch betriebsbedingt Schadstoffeintrdge in den Unter-
grund potenziell méglich.

Dieser Eingriff kann innerhalb des Plangebietes nicht ausgeglichen werden. Eine Minimie-
rung ist lediglich durch die Gewinnung des anstehenden Mutterbodens und deren Verwen-
dung fur bodenverbessernde MalRnahmen auflerhalb des Plangebietes mdglich. Aufgrund
der Schwere des Eingriffs in das Schutzgut Boden ist nur eine Entsiegelung und Wiederher-
stellung von Bodenfunktionen angezeigt. Dieser Ausgleich kann nur aulerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes erfolgen.

Wasser

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes ist, da ein sehr hoher Flachenanteil versiegelbar
und der anstehende Boden nur eingeschrankt versickerbar ist, eine Zunahme des Abflusses
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des anfallenden Oberflachenwassers verbunden. Eine Versickerung kann nur anteilig inner-
halb der Grinflachen erfolgen.

Beeintrachtigungen des Grundwassers sind aufgrund der geringen Bedeutung des Standor-
tes fur die Grundwasserneubildungsrate nicht erheblich. Schadstoffeintrage in das Grund-
wasser missen durch einen sachgemaflen Umgang (z. B. Einbau von Leichtfliissigkeitsab-
scheidern, Sand-/Schlammfange) vermieden werden.

Luft, Klima

Durch die Uberbauung der Ackerflachen geht die Funktion der Kaltluftproduktion an diesem
Standort vollstandig verloren. Jedoch werden keine Frischluftbahnen und somit die lufthygie-
nische Situation umliegender Siedlungsflachen nicht beeintrachtigt.

Uber versiegelten Flachen kommt es vielmehr zu einer Erwarmung und durch die Gebaude-
korper zu einer Veranderung des Stromungsverhaltens der Luft. Diese Auswirkungen kon-
nen gemindert werden, indem Grunflachen angelegt werden. Insbesondere Baume tragen
durch Staubbindung und Verschattung zur Verbesserung des Mikroklimas innerhalb bebau-
ter Bereiche bei.

Landschaft

Da das Ortsbild im Betrachtungsraum zumindest seit Errichtung der Europachaussee (HES)
nur einen geringen Erlebniswert besitzt, ergeben sich fir diese Flache keine Beeintrachti-
gungen durch den Verlust von landschaftsbildprdgenden Strukturen. Mit der Errichtung ge-
werblicher Anlagen werden in das Plangebiet neue Ausstattungselemente eingebracht und
das Orts- und Landschaftsbild verandert. Die zum Teil sehr hohen Gebaude werden weithin
sichtbar sein und somit auch in den umgebenden Landschaftsraum wirken. Jedoch ist das
Plangebiet als sinnvolle Erganzung bereits bestehender Gewerbeflachen mit den typischen
und jetzt schon weithin sichtbaren Gebaudekdrpern (z.B. Fa. ABB) zu verstehen. Bei zulas-
sigen Gebaudehoéhen von 30 m im zentralen Bereich des Geltungsbereiches ist eine Kom-
pensation der Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes nicht méglich. Entlang der Europa-
chaussee (HES) und der Grenzstralde werden jedoch Gehdlzpflanzungen festgesetzt, um
das Plangebiet in den umgebenden Landschaftsraum einzubinden. Mit diesen Bepflanzun-
gen wird auch eine Beeintrachtigung des Erholungsraumes am Hufeisensee dahingehend
gemindert, dass die Hohe der baulichen Anlagen nicht absolut wahrgenommen wird.

Biologische Vielfalt

Trotz der direkten Zerstdrung von Lebensraumen ergibt sich aufgrund der nachrangigen Be-
deutung flur die biologische Vielfalt (keine Betroffenheit von hochwertigen Biotopen oder sen-
siblen Arten) sowie der kurzen Regenerationszeit der Biotope (weniger als 15 Jahre) eine
geringe Empfindlichkeit der biologischen Vielfalt.

Mensch

Durch die mit den Planungen innerhalb des Gebietes zulassigen gewerblichen Nutzungen
sowie das von diesen ausgehende Verkehrsaufkommen erhéhen sich die Immissionen fir im
(weiteren) Umfeld vorhandene Wohn- und Erholungsnutzungen. Durch eine Zonierung des
Plangebietes und den Ausschluss von Betrieben bzw. Anlagen mit einem hohen Konfliktpo-
tential wird deren berechtigter Schutzanspruch bericksichtigt. Im Ergebnis vorliegender
schalltechnischer Untersuchungen trifft der Bebauungsplan zudem konkrete Festsetzungen
zu flachenbezogenen Emissionskontingenten.
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12.2.2.2 Status-Quo-Prognose

Die Nutzung der hochwertigen Ackerflachen bliebe weiterhin erhalten. Die Geholzbestéande
entlang der Einzaunung der Brachflache sowie die Baume innerhalb der Brachflache wirden
sich weiter entwickeln. Die Brachflache wirde den bisherigen Stérungen (Lagerung, Ran-
gierbetrieb durch LKW, eventuelles Abschieben der Flachen zur Schaffung von temporaren
Lagerflachen) unterliegen. Landschaftlich wiirde als Auftakt zur freien Landschaft der Blick
auf eine Ackerflache sowie auf eine viel befahrene Hauptverkehrsstralle (Europachaussee
(HES)) bestehen. Aus 6kologischer Sicht bliebe der Standort aufgrund der umliegenden Ver-
kehrstrassen isoliert. Austauschbeziehungen z.B. von Kleinsaugern und Amphibien waren
bei dem sich entwickelnden hohen Verkehrsaufkommen unmaglich.

12.3 MaRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteili-
gen Auswirkungen

Die Belange des Umweltschutzes sind gemall § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstellung
der Bauleitplane und in der Abwagung nach § 1 Abs. 7 zu berticksichtigen. Im Besonderen
sind auf der Grundlage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gema® § 1a Abs. 3
BauGB i. V. mit § 18 Abs. 1 BNatSchG die Beeintrachtigung von Natur und Landschaft durch
die geplante Bebauung des Standortes zu beurteilen und Aussagen zur Vermeidung, Verrin-
gerung und zum Ausgleich zu entwickeln. Der Bebauungsplan stellt zwar selbst keinen Ein-
griff in Natur und Landschaft dar, bereitet aber MalRnahmen vor, die als Eingriff anzusehen
sind.

Die Ausfliihrungen zur Eingriffsregelung fuhren zu dem Ergebnis, dass durch eine Vielzahl
von Malnahmen zur Verringerung (z.B. teilweise Regenwasserrickhaltung im Bereich der
Pflanzgebote) und zum Ausgleich sowohl intern und als auch extern (Pflanzgebote, Entsie-
gelung) der mit der Umsetzung des Bebauungsplanes verursachte Eingriff in den Natur-
haushalt und das Landschaftsbild i. S. der Naturschutzgesetzgebung im Vergleich zum Aus-
gangszustand vollstdndig ausgeglichen werden kann. Jedoch kann dieser Ausgleich zum
einen aufgrund der Schwere des Eingriffs und zum anderen infolge der maximalen Ausnut-
zung der Flache fur eine Bebauung nur ansatzweise innerhalb des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes ausgeglichen werden. Die Kompensation erfolgt vielmehr Uber ein Mal3-
nahmenpaket, dass extern innerhalb des Stadtgebietes umgesetzt werden soll.

Die einzelnen Schritte der Vermeidung und Verringerung werden nachfolgend als zusam-
mengefasste Zielvorstellung und anschlieend durch die auf die jeweiligen betroffenen
Schutzguter bezogene MalRnahmenbeschreibung konkretisiert.

Der Eingriff in die Schutzguter ist auch unter besonderer Wirdigung der Schwere des Ein-
griffs in das Schutzgut Boden unvermeidbar. Vermeidungsmafnahmen sind nur sehr einge-
schrankt mdglich und kénnen sich dann nur auf einzelne Aspekte beziehen. So sollte wah-
rend der Bauphase ein Eindringen von Schadstoffen in den Untergrund sowie das Grund-
wasser vermieden werden. Mit der Beachtung der Regelungen des BNatSchG zur Rodung
von Geholzen werden Stérungen von Brutvogeln eingeschrankt.

Im Hinblick auf die Verminderungsmafnahmen ist insbesondere die Wiederverwendung des
Mutterbodens notwendig. Dieser kann fir bodenverbessernde Malkhahmen an anderer Stelle
eingesetzt werden.

Als MalRnahme zur Vermeidung von Beeintrachtigungen des Schutzgutes Mensch kann zum
einen die Festsetzung von Larmkontingenten und zum anderen die Festsetzung zur Zulas-
sigkeit bestimmter Betriebe und Anlagen angesehen werden. Die Herleitung und Begrin-
dung dieser Festsetzungen ist Pkt. 6.1.1 bzw. zum Schallimmissionsschutz auch Pkt. 12.3.2
zu entnehmen. Ziel dieser Festsetzungen ist es, schadliche Auswirkungen auf im Umfeld des
Plangebietes vorhandene schutzbedirftige Nutzungen zu vermeiden.
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12.3.1 MaBnahmenkonzept zur Eingriffsregelung

Aus der Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile ergeben sich hinsichtlich der um-
weltbezogenen Zielvorstellungen Anforderungen aufgrund der erheblichen nachhaltigen
Umweltauswirkungen in folgenden Teilbereichen:

» Beriicksichtigung der Uberbauung bislang unversiegelter Flachen,
* Berucksichtigung von Belangen des Immissionsschutzes und
e Berucksichtigung des Orts- und Landschaftsbildes im Zuge der Baugebietsentwicklung.

Auf der Grundlage der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege, wie sie im
BNatSchG formuliert sind, leiten sich flir das Plangebiet MaRnahmen ab, die folgende Punk-
te zum Ziel haben:

s Verbesserung des Landschaftsbildes und
¢ Absichern von Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen.

Innerhalb des Plangebietes werden Pflanzgebote entlang der Europachaussee (HES) und
entlang der Grenzstralle festgesetzt. Damit soll zum einen ein Ausgleich fur Eingriffe inner-
halb des Plangebietes und zum anderen eine Zasur zu den angrenzenden Stra3en zur Auf-
wertung des Landschaftsbildes geschaffen werden. Erganzend werden, um auch eine innere
Durchgrinung des Plangebietes zu erreichen, Baumpflanzungen innerhalb des Plangebietes
festgesetzt.

Der Eingriff in Natur und Landschaft kann im Plangebiet jedoch nur anteilig ausgeglichen
werden. Insbesondere der Eingriff in das Schutzgut Boden ist erheblich und kann nur durch
Wiederherstellung der Bodenfunktionen auf devastierten Standorten kompensiert werden.
Aus diesem Grund ist die Rekultivierung eines Standortes an der Dolauer Stralte 91 dem
Eingriff zugeordnet. Hierbei sollen ein Gebdudekomplex sowie versiegelte Flachen zurlck-
gebaut und diese Flache insgesamt und dauerhaft wieder dem Naturhaushalt zugeflihrt wer-
den. Fur die Wiederherstellung der Bodenfunktionen auf dieser Rickbauflache ist der im
Bebauungsplangebiet anfallende Mutterboden wieder zu verwenden. Als Entwicklungsziel far
diese Flache wird ein Eichen-Hainbuchen-Wald angestrebt, der der standértlichen potenziel-
len natlrlichen Vegetation entspricht.

Weiterhin werden Forstflachen am Bruchsee mit heimischen und standortgerechten Laubge-
holzen aufgewertet, damit sich hier ein naturnaher Laubmischwald entwickeln kann. Derzeit
sind diese Forstflachen Uberwiegend mit Eschenahorn bestanden. Diese werden gerodet
und durch Neuaufforstung zu einem standorttypischen Eichen-Hainbuchenwald entwickelt.

Die AusgleichsmalRnahmen streben insbesondere einen funktionsgleichen Ausgleich fiir die
Bodenfunktionen an. Weitere Ausfuhrungen zur Mallnahmenbeschreibung sind dem Punkt
6.2 zu enthnehmen.

Eingriffs-/Ausgleichsbilanz

Im Bestand ist innerhalb des Geltungsbereiches nur ein sehr geringer Flachenanteil (6 %)
versiegelt bzw. teilversiegelt. Mit Umsetzung der Planung wird sich der Versiegelungsgrad
auf max. 80 % erhdhen. In den Randbereichen des Plangebietes werden Baum-Strauch-
Hecken bzw. Baumreihen entwickelt, um zum einen eine Randeingrinung entlang der an-
grenzenden Stral3en zu schaffen und zum anderen Mal3nahmen zum Ausgleich umzusetzen.

Ziel ist es jedoch, auch wenn wertvolle Ackerbdden in Anspruch genommen werden, das
Plangebiet intensiv zu bebauen. Mithin sind Ausgleichsmalinahmen aullerhalb des Plange-
bietes umzusetzen, die insbesondere den Eingriff in das Schutzgut Boden kompensieren.
Dazu wird eine Flachenentsiegelung und anschlieliende Wiederbewaldung vorgenommen.
Erganzt wird das Ausgleichskonzept durch Malinahmen zur Waldumwandlung.

Insbesondere der Eingriff in das Schutzgut Boden ist als erheblich einzuschatzen. In die Be-
wertung dieses Eingriffs sind die nachfolgend aufgefihrten Aspekte einzustellen.
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Die in Anspruch genommene Flache ist im rechtskraftigen FNP als gewerbliche Bauflache
dargestellt. Damit hat im Zusammenhang mit der Aufstellung des FNP eine Vorabwagung
stattgefunden, die noch heute rechtswirksam ist.

Es handelt sich um die Erweiterung eines am Standort ansassigen Betriebes. Die Alternative
ist nicht, dass der Betrieb sich zusatzlich an einem anderen Standort erweitert; die Alternati-
ve ist, dass das Unternehmen komplett umzieht, dort ebenfalls Flachen versiegelt und eine
innerstadtische Gewerbebrache hinterlasst, die nur schwer einer neuen Nutzung zuzufihren
ist (groRe Hallen) und darlber hinaus die stabilen angrenzenden Gewerbestandorte beein-
trachtigen wirde. Die alternative Flacheninanspruchnahme wurde demnach die Erweite-
rungsflache und die Flachengrofle des bisherigen Standortes umfassen.

Aufgrund der immissionsrechtlichen Belange ist das festzusetzende Nutzungsspektrum stets
in Randlagen des innerdrtlichen baulichen Zusammenhangs anzusiedeln. Zentraler gelegene
Gewerbebrachflachen scheiden aus diesem Grund als Alternative aus.

Die wichtigste externe Ausgleichsmalinahme ist zwar flachenmafig erheblich kleiner, sie
starkt aber ein funktionsfahiges Biotop, erlaubt die Verwendung des zu sichernden Mutter-
bodens und entspricht den anerkannten Bewertungsmalistaben des Landes Sachsen-
Anhalt. In diesem Zusammenhang wird auf die Stellungnahme des Landesamtes fur Um-
weltschutz Sachsen-Anhalt verwiesen. Als zustandige Fachbehorde wird die Entsiegelungs-
maflinahme darin als sachgerecht bewertet. Insofern ist im Ergebnis einer verbal-
argumentativen Betrachtung zum Schutzgut Boden festzustellen, dass der Eingriff erheblich
ist, mit der externen EntsiegelungsmalRnahme nur ein teilweiser funktionaler Ausgleich her-
beigeflihrt werden kann, dieser aber unter Wirdigung der weiteren in die Abwagung einzu-
stellenden Belange angemessen und ausreichend ist.

Der Anlage 3 ist die rechnerische Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung zu entnehmen. Die Ge-
genuberstellung des Eingriffsumfanges und des Ausgleichspotenzials weist ein positives
Ergebnis aus, insofern sind die festgesetzten Mallnahmen ausreichend, den mit der Umset-
zung des Bebauungsplanes einhergehenden Eingriff in Natur und Landschaft zu kompensie-
ren.

12.3.2 MaRnahmen zum Immissionsschutz

Der Schutz des Menschen in Gewerbe- bzw. Industriegebieten bezieht sich im Wesentlichen
auf die Gewahrleistung gesunder Arbeitsbedingungen innerhalb des Plangebietes sowie auf
den Schutz von angrenzenden schutzbedurftigen Nutzungen vor Emissionen aus dem Plan-
gebiet.

Nach § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) sind zur Vermeidung schadlicher
Umwelteinwirkungen emittierende Betriebe und schitzenswerte Gebiete (bzw. Objekte)
raumlich voneinander zu trennen.

Dies erfolgt, wie bereits unter Punkt 6.1.1 Teil A der Begrindung ausfuhrlich beschrieben,
zunachst nutzungsbezogen durch den Ausschluss bestimmter Betriebs- und Anlagenarten,
die nach der 4. BImSchV genehmigungsbediirftig sind, wobei in diesem Zusammenhang
samtliche erheblich belastigende Immissionsarten erfasst werden.

Hinsichtlich des Schallschutzes werden dartber hinaus flr das Plangebiet ganz konkrete
Regelungen getroffen.

Schallimmissionsschutz

Das BauGB fordert, dass bei der Aufstellung der Bauleitplane insbesondere die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohnverhaltnisse zu bertcksichtigen sind. Diese grundsatzliche
Forderung konkretisiert das Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplanen regelmafig
durch die Beachtung der Vorgaben der DIN 18005 Teil | "Schallschutz im Stadtebau - Be-
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rechnungsverfahren" mit dem zugehorigen Beiblatt "Schalltechnische Orientierungswerte fir
die stadtebauliche Planung" sowie die "Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA
Larm)".

Das BauGB fordert, dass bei der Aufstellung der Bauleitplane insbesondere die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohnverhaltnisse zu berucksichtigen sind. Diese grundsatzliche
Forderung konkretisiert das Verfahren zur Aufstellung von Bebauungspléanen regelmafig
durch die Beachtung der Vorgaben der DIN 18005 Teil 1 ,Schallschutz im Stadtebau — Be-
rechnungsverfahren“ mit dem zugehérigen Beiblatt ,Schalltechnische Orientierungswerte fir
die stadtebauliche Planung®.

Die DIN 18005, Beiblatt 1 (Schallschutz im Stadtebau), nennt schalltechnische Orientie-
rungswerte fir den Immissionsschutz, die sich auf die Gebietseinteilung der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) beziehen. Dies erfordert, dass eine klare Gebietszuordnung i.S. der
BauNVO moglich ist.

Weiter wird im Beiblatt 1 zur DIN 18005 auf nachgeordnete technische Regelwerke hinge-
wiesen, so die Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm). In der TA Larm
wird auch geregelt, wie mit den Fallen umzugehen ist, in denen die Orientierungswerte nach
DIN 18005 nicht angewendet werden kdnnen, so z.B. in vorbelasteten Bereichen, sog. ,Ge-
mengelagen®.

In diesem Zusammenhang ist eine umfangliche Prifung der Situation am Standort hinsicht-
lich der Einordnung der einzelnen Immissionspunkte und der Méglichkeit, auf die Gemenge-
lagensituation nach TA Larm abzustellen, erfolgt. Diese ist in der Anlage 5 zusammenge-
fasst.

Mit der Planung war der Nachweis zu erbringen, dass durch die Schallemissionen der im
Plangebiet anzusiedelnden Unternehmen unter Berlcksichtigung vorhandener Vorbelastun-
gen an den nachstgelegenen schutzbedurftigen Nutzungen die entsprechenden Richtwerte
eingehalten werden. Bei auftretenden Konflikten waren schalltechnische Einschrankungen
zum Plangebiet zu formulieren.

Dazu wurden begleitend zur Aufstellung des Bebauungsplans verschiedene Schalltechni-
sche Untersuchungen durch das Buro goritzka akustik Dipl.-Ing. M. Goritzka und Partner
Ingenieurbiro flr Schall- und Schwingungstechnik Leipzig erstellt.

Im Rahmen von Voruntersuchungen' wurde zunéchst die grundsatzliche Erweiterungsmog-
lichkeit gepruft.

Die bereits in diesem Rahmen vorgenommene Kontingentierung wird mit dem BERICHT
2958/11 ,Kontingentierung Bebauungsplan Nr. 146 Finsterwalder Transport und Logistik*
konkretisiert [6].

Vorbelastung
Zunachst wurden die am Standort bestehenden Vorbelastungen ermittelt.

Die nordlich des Plangebietes befindlichen Unternehmen der Firmen Finsterwalder (Be-
stand), Schimke, ABB? und OECON? waren im Sinne der DIN 45691 als gewerbliche Vorbe-
lastung (aulRerhalb des Plangebietes) zu betrachten. Weitere Unternehmen, z.B. entlang der
Delitzscher Stral3e, sind fur die zu betrachtenden Immissionsorte nicht relevant. Westlich der
GrenzstralRe war die Aufstellung des gewerblichen Bebauungsplanes Nr. 147 als planerische
Vorbelastung im Sinne der DIN 45691 zu berucksichtigen.

BERICHT 2958-10, goritzka akustik, Voruntersuchung fiir die geplante Anlagenerweiterung Finsterwal-
der Transport und Logistik, Bebauungsplan Nr. 146, vom 05.07.2010

BERICHT 3046-2/11, goritzka akustik; Messbericht / Schallimmissionsprognose Fa. ABB AG, Halle -
Bischdorf, vom 22.02.2011

BERICHT 3046-3/11, goritzka akustik; Schallimmissionsprognose Fa. OECON Produktions GmbH,
Halle - Bischdorf vom 22.02.2011
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Fir die Firmen ABB und OECON wurden in gesonderten Schallimmissionsprognosen Emis-
sionskontingente ermittelt, die im Ergebnis als gewerbliche Vorbelastung zur Kontingentie-
rungsberechnung im Bebauungsplan Nr. 146 der Stadt Halle (Saale) zu berucksichtigen wa-
ren. Um den ansassigen Betrieben noch einen Entwicklungsspielraum einzuraumen, wurden
seitens der Stadt auch im Sinne einer Staffelung der Teilgebiete folgende Emissionskontin-
gente als Vorbelastung eingestellt:

Fa. ABB: tags: Lex = 62 dB(A) und
nachts: Lgx =50 dB(A).

Fa. OECON: tags: Lex = 50 dB(A) und
nachts: Lgx =47 dB(A).

Als planerische Vorbelastung fir den angrenzenden Bebauungsplan Nr. 147 mit einer vorge-
sehenen gewerblichen Nutzung wurden die folgenden Werte seitens der Stadt vorgegeben:

tags: Lex = 60 dB(A) und
nachts: Lgx =45dB(A.)

Dabei sind 60 dB (A) der flachenbezogene Schallleistungspegel fir ein Gewerbegebiet, der
nach DIN 18005 anzusetzen ist, wenn die unterzubringenden Anlagen nicht bekannt sind.

Fir die ansassigen Transportunternehmen werden durch den Gutachter im Analogieschluss
zu eigenen schalltechnischen Untersuchungen mit einem ahnlichen Firmenprofil folgende
Emissionskontingente vergeben:

tags: Lex =59 dB(A) und
nachts: Legx =48 dB(A).

Immissionsorte

Anzahl, Lage sowie die der Schutzwirdigkeit des Gebietes entsprechenden Richtwerte wur-
den im Vorfeld unter besonderer Beriicksichtigung von Gemengelagen i.S. der TA Larm er-
mittelt (Anlage 5). Sie werden im Sinne der DIN 45691 den Gesamt — Immissionswerten Lg,
gleichgesetzt.

Betrachtet wurden die folgenden relevanten Immissionsorte (I0) mit den jeweiligen Immissi-
onsrichtwerten (IRW)

IRW entspricht
Immissionsort Nutzung IRW, tags IRW, nachts | der Schutz-
wardigkeit eines
101, GrenzstralRe 13 Wohnen 70 70 Gl
102, Kleingarten Grenzstralie Kleingartenanlage 60 -- MI
103, Krienitzweg Wohnen 60 45 M
104, Kleingarten Krienitzweg Wohnen 60 45 M
105, Kleingarten Krienitzweg Kleingartenanlage 60 -- MI
106, Kleingarten Hochweg Kleingartenanlage 60 -- MI
107, Hochweg 5 Wohnen 60 45 M
108, Libellenweg Wohnen 55 40 WA

Begriindung Satzung 17. April 2012




Bebauungsplan Nr. 146 ,Gewerbegebiet Grenzstrale — Europachaussee (HES)* 68

Kontingentierung

Fir die Berechnung der Emissionskontingente Lgx werden zunachst Planwerte Lp; fur die
schutzbedurftige Bebauung berechnet, die unter Beachtung der gewerblichen Vorbelastung
L. vor gewahrleisten, dass die Gesamt-Immissionswerte Lg an der schutzbedurftigen Be-
bauung eingehalten werden.

Die nachfolgenden Kontingentierungsberechnungen erfolgten mit dem Ziel, hdchstmaogli-
che Emissionskontingente in den Beurteilungszeitrdumen tags und nachts zu berechnen.

In der folgenden Tabelle werden die errechneten Immissionskontingente den einzuhaltenden
Planwerten gegeniibergestellt.

Gegenuberstellung Planwert LrLj/ Immissionskontingent, Beurteilung

Immissionsort Planwert Immissionskontingente Unterschreitung der
Planwerte

Lpi tags Lpi nachts Lik,Plan tags LikPlan,nachts Liags Lnachts

dB(A) dB(A) dB(A) dB(A) dB dB

1 2 3 4 5 6 7
10 01 69,5 70,0 61,3 45,6 -8,2 -24,4
10 02 58,6 -- 58,6 -- 0,0 --
10 03 59,6 44 .4 56,5 36,1 -3,1 -8,3
10 04 59,8 447 55,3 34,8 -4,5 -9,9
10 05 59,8 -- 55,0 -- -4,8 --
10 06 59,6 -- 54,8 -- -4,8 --
10 07 59,5 43,0 53,9 34,1 -5,6 -8,9
10 08 53,8 33,5 53,2 33,4 -0,6 -0,1

* Nach Auffassung des Rates von Sachverstandigen fir Umweltfragen ist zur Vorbeugung gegen Gesundheitsgefahren eine
Uberschreitung von 65 dB(A), tags, und 55 dB(A), nachts zu vermeiden (Bayerisches Landesamt fir Umweltschutz, Beurteilung
anlagenbezogener Verkehrsgerausche, Stand 6.2002).

Die ermittelten Immissionskontingente L pian unterschreiten die Planwerte Lg, fur den Beurtei-
lungszeitraum tags und nachts durchgangig oder halten diese ein.

Dabei wird die Hohe der berechneten Emissionskontingente Lex tags nachts durch die minimale
Unterschreitung der Planwerte Liags nachts @n den Immissionsorten 10 02 und 10 08 begrenzt.

Die Differenzen, die fir die Immissionsorte 10 03 bis 05 berechnet wurden, berechtigen nach
DIN 45691 zur Vergabe von Zusatzkontingenten Lzgx in ausgewiesenen Sektoren.

Gegenuberstellung Planwert LrLj/ Gesamtimmissionskontingent

Immissionsort Planwert Immissionskontingente Unterschreitung der
Planwerte

Lpi tags Lpi nachts Lik,Pian tags Lik,Pian,nachts Ltags Lnachts

dB(A) dB(A) dB(A) dB(A) dB dB

1 2 3 4 5 6 7
10 03 59,6 44 .4 57,8 44 .4 -1,9 0,0
10 04 59,8 447 56,6 43,2 -3,2 1,5
10 05 59,8 -- 56,4 -- -3,5 -
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Daraus ergibt sich, dass die Planwerte an den relevanten Immissionsorten IO 03 bis 10 05
auch unter Einbeziehung der Zusatzkontingente in den Beurteilungszeitrdumen tags und
nachts unterschritten oder eingehalten werden.

Bei Einhaltung der festgesetzten Emissionskontingente Lek tagsnachis — €inschlieRlich der rich-
tungsabhangigen Zusatzkontingente Lzek tagsnachts - Nach DIN 45691 fur die Erweiterungsfla-
chen ist gewahrleistet, dass durch die Nachbarschaft des gewerblichen Bebauungsplanes
Nr. 146 zur schutzbedurftigen Nutzung keine schalltechnischen Konflikte auftreten.

Abwagung/ Festsetzung

Die Berechnungen des Schallgutachters sind auf eine maximale gewerblich/industrielle Ent-
wicklung des Bebauungsplangebietes Nr. 146 ausgelegt, die die umgebenden schutzbedirf-
tigen Nutzungen konfliktfrei zulassen.

Teilgebiet Emissionskontingent Zusatzkontingent Gesamtkontingent (in-

nerhalb der Sektoren)

LK tags Le nachts LzEK tags LzEx nachts LzEK tags Lzek nachts

TG 1 (GE) 62 50 8 6 70 58
TG 2 (Gl) 69 47 1 9 70 56
TG 3 (GE) 62 48 8 8 70 56
TG 4 (Gl) 69 48 1 9 70 57
TG 5 (Gl) 70 49 -- 8 70 57

Im Rahmen der Abwagung hat sich die Stadt entschieden, in den Gewerbeteilgebieten TG 1
und TG 3, in denen auch Betriebswohnungen zulassig sind, die richtungsabhangigen Zu-
satzkontingente soweit zu reduzieren, dass sich das Gebiet nicht selbst verlarmt. Damit lie-
gen die Gesamtkontingente unter der Obergrenze des Wertes, der nach DIN 18005 fir ein
Industriegebiet anzusetzen ist (65 dB (A)) bzw. der als gesundheitsschadigend anzusehen
ist (65 dB(A), tags, und 55 dB(A), nachts).

Damit ergeben sich folgende Festsetzungen:

Teilgebiet Emissionskontingent Zusatzkontingent Gesamtkontingent (in-
nerhalb der Sektoren)
I—EK,tags LEK,nachts LZEK,tags LZEK,nachts I—ZEK,tags I—ZEK,nachts

TG 1 (GE) 62 50 2 4 64 54
TG 2 (Gl) 69 47 1 9 70 56
TG 3 (GE) 62 48 2 6 64 54
TG 4 (Gl) 69 48 1 9 70 57
TG 5 (Gl) 70 49 -- 8 70 57

Die Unterschreitung der Planwerte ist an den 10 entsprechend gréf3er. Damit wird eine aus-
gewogene und abgestufte Kontingentierung erreicht, mit der sowohl im Gebiet als auch an-
grenzend die Richtwerte eingehalten werden. Das Gebiet wird insgesamt gestaffelt.

Die Prufung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7)
fur die Immissionsorte j im Richtungssektor k Lgg; durch Leg; + Lex, zus, k ZU ersetzen ist.
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Beim Genehmigungsantrag von jedem anzusiedelnden Betrieb bzw. bei Anderungsgeneh-
migungsantragen von bestehenden Betrieben ist anhand schalltechnischer Gutachten auf
der Grundlage der Beurteilungsvorschrift ,Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm"“
(TA Larm) vom 26.08.1998 nachzuweisen, dass die Immissionskontingente Li; an den Im-
missionsorten nicht tUberschritten werden. Die Gutachten sind zusammen mit dem Bauantrag
unaufgefordert vorzulegen.

Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie flir Betriebsleiter und Betriebs-
inhaber dirfen auf den gewerblichen Bauflachen nur errichtet werden, wenn mit dem Bauan-
trag nachgewiesen wird, dass die Schutzwurdigkeit der Wohnungen zu keinen zusatzlichen
Einschrankungen der zulassigen Immissionen von benachbarten oder zukiinftig moglichen,
hinzukommenden Gewerbebetrieben flhrt. Es ist deshalb bei einem Bauantrag mit Wohnung
ein schalltechnisches Gutachten vorzulegen, das die Einhaltung der in den einschlagigen
Regelwerken zum Larmschutz (TA Larm) genannten Immissionsrichtwerte nachweist.

12.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmaoglichkeiten
Standort

Mit der vorliegenden Planung wird eine Flache beansprucht, deren Béden insbesondere auf-
grund ihres Uberdurchschnittlich hohen Ertragspotentials zu bewerten sind. Dennoch muss
deren Inanspruchnahme am Standort auch im Hinblick auf die Erweiterung des angrenzen-
den Betriebes einschlieldlich der Nutzung der vorhandenen Infrastruktur gesehen werden. Es
handelt sich, wie bereits ausgefiihrt, um eine Flache, die unmittelbar an bestehende Gewer-
beflachen anschlie3t. Die Fa. Finsterwalder Transport und Logistik GmbH, die ihr Betriebs-
gelande innerhalb des Plangebietes erweitern will, grenzt mit ihrem bestehenden Standort
ndrdlich an das Plangebiet an. Mit der Erweiterung ergeben sich fir das Unternehmen Vor-
teile hinsichtlich des Betriebsablaufes.

Mit der Ansiedlung eines entsprechenden Logistikunternehmens aulierhalb des Stadtgebie-
tes ware ein weitaus grofRerer Eingriff verbunden. Die Fa. Finsterwalder Transport und Logis-
tik GmbH wirde den Standort an der Delitzscher Stra3e aufgeben und sowohl das beste-
hende Unternehmen als auch die Erweiterung auf einen entsprechend grof3en, neuen
Standort verlagern. Die Inanspruchnahme dieser neuen Gewerbe- und Industrieflache ware
mit einem wesentlich grofleren Eingriff verbunden. Zudem wirde ggf. der bestehende
Standort an der Delitzscher Stralde aufgrund der Struktur der Bestandsgebaude nicht nach-
genutzt werden kénnen und brachfallen.

Bereits im Flachennutzungsplan ist das Plangebiet als gewerbliche Bauflache dargestellt.
Das Gebiet ist Bestandteil des Gewerbegebietes Halle - Ost und arrondiert dieses nach Su-
den hin. Im Rahmen der Aufstellung des Flachennutzungsplanes sind Alternativstandorte
untersucht worden. Insofern hat auf dieser Ebene bereits eine Abwagung stattgefunden. Je-
doch bieten sich hinsichtlich GréRe, Anbindung und Lage keine anderen vergleichbaren
Standorte an. Aufgrund der immissionsrechtlichen Belange ist das festzusetzende Nut-
zungsspektrum stets in Randlagen des innerértlichen baulichen Zusammenhangs anzusie-
deln. Zentraler gelegene Gewerbebrachflachen scheiden aus diesem Grund als Alternative
aus.

Mit der Festlegung der Europachaussee (HES) wurde eine Tangente festgelegt, die zukunf-
tig Gewerbeflachen erschlieRen soll. Zum einen soll damit die verkehrliche Anbindung der
bestehenden Gewerbe- und Industriegebiete verbessert und zum anderen neue Standorte
fur Gewerbe- und Industrieansiedlungen erschlossen werden. Die Ausweisung des Plange-
bietes ordnet sich in dieses Entwicklungsziel ein.

Planungsalternativen hinsichtlich des Standortes gibt es insofern fir dieses Plangebiet nicht.

Planinhalte

Auch hinsichtlich der Planinhalte bestehen keine grundsatzlichen Alternativen. Bei dem Be-
bauungsplan Nr. 146 handelt es sich nicht um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Er

Begriindung Satzung 17. April 2012



Bebauungsplan Nr. 146 ,Gewerbegebiet Grenzstrale — Europachaussee (HES)* 71

bildet vielmehr den stadtebaulichen Rahmen flir Ansiedlungen ggf. auch anderer Unterneh-
men und unterstitzt damit eine nachhaltige Entwicklung des Standortes. Mit dem Abstellen
auf die Ansiedlung eines Logistikunternehmens erfolgt beispielhaft die Betrachtung im Hin-
blick auf eine besonders intensive Flachennutzung.

Der Bebauungsplan wird aus dem Flachennutzungsplan entwickelt. Die stadtische Zielset-
zung besteht darin, insbesondere den Gewerbestandort Halle-Ost zu starken. Dafur sind
bereits mit der Herstellung der Grenzstralle und der Europastralie die entsprechenden Er-
schlieBungsmalinahmen umgesetzt worden. Die Aufstellung des Bebauungsplanes fligt sich
nunmehr in dieses Ubergeordnete Ziel ein.

Im Hinblick auf Alternativen zur Art der baulichen Nutzung ist nochmals auf das nérdlich an-
grenzende Gewerbe- und Industriegebiet entlang der Delitzscher Stralle zu verweisen. Auf-
grund dieser bereits angrenzenden Nutzungen ist eine Nutzung beispielsweise flir eine
Wohnbebauung nicht angezeigt. Unter Berlicksichtigung der genannten Vorbelastungen des
Standortes ist nur eine Erweiterung der gewerblichen Nutzung sinnvoll.

Dagegen wirde eine ausschlieBliche Nutzung fir nicht erheblich belastigende Gewerbebe-
triebe den angrenzenden Unternehmen und hier besonders der Logistik, keine weitere Ent-
wicklung erlauben.

Die Festsetzung der tberbaubaren und damit auch der nicht Gberbaubaren Grundstlicksfla-
che regelt nicht das Mal} sondern die Verteilung der baulichen Nutzung auf den Grundsti-
cken. Erfolgt keine Festsetzung, ist der gesamte Teil des im Bauland liegenden Grundstu-
ckes Uberbaubar. Da der Standort jedoch durch eine Randeingriinung zu den angrenzenden
Hauptverkehrsstrallen abgegrenzt werden soll, wurde die Uberbaubare Grundsticksflache
nach § 23 Abs. 1 BauNVO mittels Baugrenze bestimmt. Zu den Pflanzgeboten wird ein Ab-
stand von 5 m festgesetzt. Dies gewahrleistet den Baumpflanzungen einen angemessenen
Entwicklungsspielraum.

13 Zusatzliche Angaben
13.1 Merkmale der verwendeten Verfahren sowie Hinweise auf Schwierigkeiten

13.1.1 Methodik

Zur Beurteilung der Planung aus der Sicht von Natur und Landschaft wurden die Schutzguter
erfasst und bewertet. Fur die Aussagen zu den naturlichen Schutzgitern standen der Land-
schaftsplan sowie der Landschaftsrahmenplan der Stadt Halle (Saale) als Grundlage zur
Verfugung.

Es erfolgte eine Bestandskartierung hinsichtlich der Bodennutzung und des vorhandenen
Vegetationsbestandes und die Auswertung vorhandenen Kartenmaterials (z.B. von Klimakar-
ten, geologischen Karten).

Die Aussagen zum Schutzgut Mensch stltzen sich auf vorliegende Gutachten [6] und ein-
schlagige Literaturquellen [3].

Die Bewertung der Schutzgiter in Bestand und Planungsprognose erfolgte verbal-
argumentativ. Erganzend wurde eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung nach dem sogenann-
ten sachsen-anhaltinischen Modell vorgenommen.

13.1.2 Hinweise auf Schwierigkeiten

Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen haben sich nicht ergeben. Aus den vorlie-
genden Unterlagen haben sich auch keine Anhaltspunkte fur eine vertiefende Untersuchung
einzelner Aspekte ergeben. Es liegen eine ganze Reihe wichtiger umweltbezogener und fur
das Vorhaben relevanter Informationen vor, die es erlauben, eine Einschatzung der zu er-
wartenden Umweltfolgen vorzunehmen. Die relevanten Umweltfolgen, die mit der Umset-
zung des Bebauungsplanes verbunden sein werden, sind in den genannten Gutachten tber-
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prift worden, so dass hinreichende Beurteilungskriterien flr eine umweltvertragliche Reali-
sierung des Bebauungsplanes vorliegen.

13.1.3 Quellen

Folgende Quellen standen bei der Erarbeitung des Umweltberichts zur Verfugung:
¢ Faunistische Sonderuntersuchungen [4],

» Feldhamsteruntersuchungen [5],

¢ Baugrunduntersuchungen [8] sowie

s Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan [6].

13.2 MaBnahmen zur Uberwachung

Entsprechend § 4 Abs. 3 BauGB haben die Behorden nach Abschluss des Verfahrens die
Stadt Halle (Saale) zu unterrichten, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die
Durchfiihrung des Bauleitplanes erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige
Auswirkungen auf die Umwelt hat. Dies betrifft sowohl die Behdrden aulerhalb der Stadt-
verwaltung als auch die stadtischen Amter.

In Ergénzung dazu sollen die Amter und Behérden das Stadtplanungs- bzw. Umweltamt (iber
Beschwerden zu Umweltbelangen aus dem Plangebiet und der Umgebung informieren. Die-
se Uberprifen berechtigte Beschwerden auf Bebauungsplanrelevanz. Damit werden mogli-
che erhebliche Umweltauswirkungen auf den Menschen Uberwacht.

Im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren wird die Einhaltung der Festsetzungen zur
Umwelt kontrolliert. Damit werden erhebliche Umweltauswirkungen Gberwacht.

Zudem soll die Wirksamkeit der festgesetzten internen und externen AusgleichsmalRnahmen
begleitet werden. Das in den entsprechenden Festsetzungen festgeschriebene Entwick-
lungsziel fur die Pflanzgebote und externen Mallnahmen wird 5 Jahre nach Inkrafttreten des
Bebauungsplanes durch die zustandige Behdrde Uberpriift.

13.3 Allgemeinverstandliche Zusammenfassung

Innerhalb des Plangebietes soll ein Gewerbe- und Industriegebiet zur Erganzung und Arron-
dierung des Gewerbestandortes Halle-Ost entwickelt werden. Mit dem Bebauungsplan Nr.
146 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir dieses Entwicklungsziel geschaffen
werden.

Der Standort wird im Norden durch Gewerbebetriebe und im Westen und Siden zum einen
durch die Grenzstral’e und zum anderen durch die Europachaussee (HES) begrenzt. Diese
Strallen dienen gleichzeitig zur Anbindung des Standortes an das regionale und Uberregio-
nale Strallennetz.

Derzeit wird das Plangebiet Uberwiegend als Ackerflache genutzt, da sehr ertragreiche Bo-
den anstehen. Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes Nr. 146 werden die Bodenfunktio-
nen vollstandig verloren gehen. Es erfolgt ein erheblicher Eingriff insbesondere in das
Schutzgut Boden. Dieser kann aufgrund der Erheblichkeit nur durch eine Renaturierung ei-
ner bislang versiegelten Flache kompensiert werden. Dazu soll ein Gebaudekomplex an der
Dolauer Stralde 91 zurickgebaut und wieder dem Naturhaushalt zugefuhrt werden.

Daruber hinaus soll der naturschutzfachliche Eingriff ausgeglichen werden durch:
e Festsetzung von Pflanzgeboten innerhalb des Plangebietes und
s Festsetzung weiterer externer Ausgleichsmalinahmen.
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In der Umweltprifung war auch zu prifen, inwieweit mit der Umsetzung des Bebauungspla-
nes Nr. 146 schadliche Umweltauswirkungen im Hinblick auf die Arbeitsbedingungen inner-
halb des Plangebietes sowie auf angrenzende schutzbedurftige Nutzungen im Umfeld po-
tenziell moglich sind. Uber die Festsetzung von Schallkontingenten und den Ausschluss be-
sonders storender Betriebsarten sollen Beeintrachtigungen vermeiden werden.

Im Ergebnis der Umweltprifung ist festzustellen, dass mit der Umsetzung des Bebauungs-
planes bei Einhaltung und Beachtung der Festsetzungen zum Ausgleichskonzept und zum
Immissionsschutz keine erheblichen nachhaltigen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.
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Die Ausarbeitung ist urheberrechtlich geschiitzt. Eine Weitergabe an Dritte, Vervielfaltigung
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Dieses Dokument besteht aus 20 Seiten gutachterlicher Text sowie zwei Plananlagen.

Halle (Saale), den 09.09.2010
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1 Brutvogel (Aves)
11 Kenntnisstand

Aus dem unmittelbaren Bereich des aktuellen UG sind bisher keine avifaunistischen Be-
standsaufnahmen bekannt.

1.2 Erfassungsmethodik

Das aktuelle Untersuchungsgebiet besitzt mit einer GréRe von ca. 17,3 ha einen vergleichs-
weise geringen Flachenansatz. Daher ist eine reviergenaue Aufnahme bei allen Arten im
Sinne einer Siedlungsdichteermittiung entsprechend den Empfehlungen der Deutschen
Ornithologen-Gesellschaft (DO-G 1995) méglich. Diese Vorgehensweise besitzt den Vorteil,
dass sich raumlich exakte Angaben zum Vorkommen der einzelnen Revierpaare bzw. bei
einzelnen Arten auch zur Lage der Brutplatze ergeben. Somit ist eine sehr genaue Be-
wertung der Folgen der vorgesehenen Planung fir die einzelnen Spezies mdglich.

Zur Bestimmung des Brutvogelstatus der einzelnen Arten dienten die folgenden Kriterien
nach SHARROK (1973).

Tab. 1: Einstufungskriterien zur Ermittlung des Brutvogelstatus im UG ,,B-Plan 146 der
Stadt Halle (Saale)” nach SHARROK (1973).
Status Beobachtung
A (Brutzeitbeobachtung — BZB) 0 [Art zur Brutzeit im Gebiet beobachtet
B (méglicher Brutvogel — BV) 1 | Art zur Brutzeit in typischem Lebensraum beobachtet
2 |singendes Mannchen, Paarungs- oder Balzlaute zur
Brutzeit

C (wahrscheinlicher Brutvogel — B) ein Paar zur Brutzeit in arttypischem Lebensraum
Revier mindestens nach einer Woche noch besetzt
Paarungsverhalten und Balz

3
4
5
6 |wahrscheinlichen Nistplatz aufsuchend
7
8
9

Verhalten der Altvogel deutet auf Nest oder Jungvégel
gefangener Altvogel mit Brutfleck

Nestbau oder Anlage einer Nisththle

D (sicherer Brutvogel — B) 10 | Altvogel verleitet

11 [benutztes Nest oder Eischalen gefunden

12 | eben fligge juv. oder Dunenjunge festgestellt

13 |ad. Britet bzw. fliegt zum oder vom (unerreichbaren)
Nest

14 | Altvogel tragt Futter oder Kotballen
15 [ Nest mit Eiern
16 [Jungvogel im Nest (gesehen/ gehort)
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Insgesamt fanden in der Saison 2010 im UG vier Tagbegehungen (31.03., 20.04., 10.05.,
und 07.06.2010) sowie eine Dammerungs- bzw. Nachtbegehung (19.04.2010) statt. Die
methodischen Anséatze bei den einzelnen Arten folgen im Wesentlichen SUDBECK et al.
(2005).

Alle Nachweise wurden punktgenau in Tageskarten eingetragen und anschlieRend tber die
Konstruktion von Papierrevieren die Paarzahlen ermittelt. So ergeben sich bezogen auf die
nachgewiesenen Brutvogelarten jeweils genaue Brutpaar- oder Revierzahlen. Neben der
Aufnahme der Brutvoégel wurden bei den Begehungen ebenfalls alle Nachweise von
Nahrungsgésten dokumentiert.

Die Nomenklatur folgt BARTHEL & HELBIG 2005.

Methodenkritik: Die Anzahl der im UG durchgefilhrten Begehungen entspricht nicht den
strengen Anforderungen der DO-G (1995) (hiernach acht erforderlich, sechs durchgefiihrt).
Aufgrund der Ubersichtlichkeit und homogenen Habitatstruktur des UG kann in gutachter-

licher Einschatzung jedoch davon ausgegangen werden, dass der aktuelle Bestand
vollstandig erfasst werden konnte.

1.3 Bestand

Im UG konnten wahrend der Erfassung von April bis Juni 2010 Nachweise von insgesamt 27
Vogelarten erbracht werden.

Die nachfolgende Tabelle stelit das gesamte nachgewiesene Arteninventar mit aktueller
wissenschaftlicher und deutscher Nomenklatur sowie dem Status, den ermittelten Revier-
paarzahlen bzw. der Anzahl der nachgewiesenen Individuen und bei den Brutvégeln der
Abundanz (Siedlungsdichte) dar.

Tab. 2: Liste der im UG ,,B-Plan 146 der Stadt Halle (Saale)” in der Kartiersaison 2010 nach-

gewiesenen Vogelarten.

Status: B — wahrscheinlicher oder sicherer Brutvogel, BV — Brutverdacht, NG — Nahrungsgast.
Bestand: BP — Brutpaar(e), BR — Brutrevier, Ind. — Individuum/ Individuen, RR — Rufrevier.

Nomenklatur. Status Bestand | Abundanz
Deutscher Arthame Wissenschaftl. Arthame [BP/ 10 ha]
Stockente Anas platyrhynchos B 1BR 0,6
Jagdfasan Phasianus colchicus B 1RR 0,6
Turmfalke Falco tinnunculus NG max. 1 Ind. -
Flussregenpfeifer Charadrius dubius BV 1 BP 0,6
Ringeltaube Columba palumbus NG max. 2 Ind. -
Rabenkréhe Corvus corone NG max. 2 Ind. -
Blaumeise Parus caeruleus B 1BP 0,6
Kohlmeise Parus major B 2 BP 1,2
Feldlerche Alauda arvensis B 5BP 2.9
Mehlschwalbe Delichon urbicum NG max. 12 Ind. -
Fitis Phylloscopus trochilus B 1BP 0,6
Zilpzalp Phylloscopus collybita B 1BP 0,6
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Nomenklatur Status Bestand | Abundanz
Deutscher Artname Wissenschaftl. Artname [BP/ 10 ha]
Gelbspétter Hippolais icterina B 1 BP 0,6
Ménchsgrasmiicke Sylvia atricapilla B 2 BP 1.2
Gartengrasmiicke Sylvia borin B 1BP 0,6
Klappergrasmiicke Sylvia curruca B 2BP 1,2
Dorngrasmiicke Sylvia communis B 2 BP 12
Amsel Turdus merula B 4 BP 2,3
Nachtigall Luscinia megarhynchos B 1 BP 0,6
Hausrotschwanz Phoenicurus phoenicurus B 2 BP 1,2
Heckenbraunelle Prunella modularis B 1BP 0,6
Feldsperling Passer montanus NG max. 2 Ind. -
Wiesenschafstelze Motacilla flava B 1BP 0,6
Bachstelze Motacilla alba B 1BP 06
Girlitz Serinus serinus B 1BP 06
Grinfink Carduelis chloris B 1BP 0,6
Bluthanfling Carduelis cannabina B 1 BP 0,6

Von den im UG nachgewiesenen 27 Vogelarten kénnen 21 hinsichtlich ihres Status als
sichere oder wahrscheinliche Brutvégel angesprochen werden. Die rdumliche Verteilung der
Reviermittelpunkte bzw. Brutplatze der einzelnen Arten kann der Anlage entnommen
werden. Weiterhin bestand fir den Flussregenpfeifer Brutverdacht. Diese Art konnte zur
Brutzeit mehrfach im arttypischen Habitat nachgewiesen werden, es wurde jedoch kein
konkreter Brutnachweis erbracht.

Dariber hinaus wurden mit Turmfalke, Ringeltaube, Rabenkrdhe, Mehlschwalbe und
Feldsperling funf Nahrungsgaste nachgewiesen, deren Brutpldtze sich auerhalb des UG
befinden, die den Raum jedoch zur Nahrungssuche nutzen.

14 Bewertung

1.4.1 Administrativer Schutz und Gefahrdungseinstufungen

Die einzelnen, im UG vorkommenden Arten unterliegen unterschiedlichen Schutz- und
Gefahrdungseinstufungen. Die nachfolgende Tabelle stellt das nachgewiesene Gesamt-
inventar der Brutvogel und Nahrungsgéaste mit dem ermittelten Status sowie den adminis-
trativen Schutzbestimmungen nach der Vogelschutz-Richtlinie (Richtlinie Nr. 2009/147/EG
der EU; VSRL) und der Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) sowie dem Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) dar.

Des Weiteren werden die Gefahrdungseinstufungen gemaf der Roten Listen der Brutvigel
Deutschlands (SUDBECK et. al 2007) und des Landes Sachsen-Anhalt (DORNBUSCH et al.
2004) aufgefiihrt.
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Tab. 3: Schutz- und Gefdhrdungseinstufungen der im UG ,B-Plan 146 der Stadt Halle
(Saale)” in der Kartiersaison 2010 nachgewiesenen Vogelarten.

Status: B — wahrscheinlicher oder sicherer Brutvogel, BV - Brutverdacht, NG — Nahrungsgast.
Schutz: VSRL (Richtlinie 2009/147/EG — EU-Vogelschutzrichtlinie): Art. 1 — europaische Vogelart
nach Artikel 1 mit allgemeinem Schutzerfordernis nach Art. 2 und 3 etc.; BArtSchV gBundesarten-
schutzverordnung): 1.3 — streng geschitzte Art nach § 1 Satz 2 und Anlage 1, Spalte 3; ) — besonders
geschitzte Art auf Grund § 7 Abs. 2 Buchstabe Nr. 13b Doppelbuchstabe bb des Bundesnatur-
schutzgesetzes; BNatSchG (Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege — Bundesnaturschutz-
gesetz): b — besonders geschitzte Art nach § 7 Abs. 2 Satz 13, s — streng geschiitzte Art nach § 7
Abs. 2 Satz 14.

Gefdahrdung (Gefahrdungsgrad nach den Roten Listen Deutschlands (RL D) und Sachsen-Anhalts
(RL LSA): 3 — geféhrdet, V — Art der Vorwarnliste.

Art Status Schutz Gefahrdung
VSRL BArtSchV | BNatSchG RLD RL LSA

Stockente B Art.1 - b - -
Jagdfasan B Art.1 - b - -
Turmfalke NG Art.1 - b, s - -
Flussregenpfeifer BV Art.1 1.3% b,s - -
Ringeltaube NG Art.1 - b = -
Rabenkréhe NG Art.1 - b - -
Blaumeise B Art.1 - b - -
Kohimeise B Art.1 - b - B
Feldlerche B Art.1 - b 3 V
Mehlschwalbe NG Art.1 - b Vv -
Fitis B Art.1 - b - -
Zilpzalp B Art.1 - b - -
Gelbspotter B Art.1 - b - Vv
Moénchsgrasmucke B Art.1 - b - -
Gartengrasmucke B Art.1 - b - -
Klappergrasmicke B Art.1 - b - -
Dorngrasmiicke B Art.1 - b - Vv
Amsel B Art.1 - b - -
Nachtigall B Art.1 - b - -
Hausrotschwanz B Art.1 - b - -
Heckenbraunelle B Art.1 - b - -
Feldsperling NG Art.1 - b Y, 3
Wiesenschafstelze B Art.1 - b - V
Bachstelze B Art.1 - b - A%
Girlitz B Art.1 - b - -
Grinfink B Art.1 - b - y
Bluthanfling B Art.1 - b V Vv
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Alle im UG nachgewiesenen Arten sind als europédische Vogelarten im Sinne des Art. 1 der
VSRL einzuordnen. Sie unterliegen damit einem allgemeinen Schutzerfordernis nach den
Art. 2 und 3 der genannten Richtlinie. Spezies des Anhanges | der VSRL, fur die nach Art. 4
ein besonderes Schutzerfordernis besteht, konnten hingegen fiir das UG nicht nachgewiesen
werden. Der Flussregenpfeifer ist durch seine Nennung in der Anlage 1 Spalte 3 BArtSchV
eine streng geschitzte Art im Sinne § 1 Satz 2 der BArtSchV. Streng geschitzt im Sinne des
§ 7 Abs. 2 Satz 14 BNatSchG sind von dem in der Saison 2010 festgestellten Inventar
Turmfalke und Flussregenpfeifer. Alle anderen Spezies sind nach der Definition des § 7
Abs. 2 Satz 13 BNatSchG besonders geschiitzt. Neozone Arten, die keinem Schutz-
erfordernis unterliegen, wurden im UG hingegen nicht nachgewiesen.

Als in ihrem Bestand bundesweit geféhrdet gilt die Feldlerche. Auf dem Landesterritorium
von Sachsen-Anhalt ist der Feldsperling gefahrdet. In der Vorwarnliste der Bundesrepublik
finden sich von dem im UG nachgewiesenen Inventar der Brutvégel und Nahrungsgéste mit
Mehlschwalbe, Feldsperling und Bluthénfling drei Spezies, auf der des Landes Sachsen-
Anhalt mit Feldlerche, Gelbspétter, Dorngrasmiicke, Wiesenschafstelze, Bachstelze und
Bluthénfling insgesamt sechs Spezies.

1.4.2 Ausgewahlte Strukturwerte der Ornithozénose

Die Dominanzstruktur beschreibt den Anteil der Brutpaare einer Art am Gesamtbrutpaar-
bestand einer Untersuchungsfiiche und verdeutlicht so die Haufigkeitsverhéltnisse im
Artgefiige der Ornithozonose.

Dominanzstruktur der Ornithozénose

Feldlerche

Amsel

Dorngrasmiicke

Klappergrasmiicke

Monchsgrasmiicke

Kohlmeise
Hausrotschwanz |

Flussregenpfeifer

Bluthénfling

Wiesenschafstelze

Heckenbraunelle

Nachtigall

Grinfink

Blaumeise

Gartengrasmiucke

Gelbspdtter

Fitis

Bachstelze

Girlitz

Zilpzalp

Jagdfasan

Stockente

Arten

0 2 4 6 8 10 12 14 16

Dominanzin %

Abb. 1: Dominanzstruktur der Ornithozénose im UG ,,B-Plan 146 der Stadt Halle (Saale)“.
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Aufgrund seiner auf einem groBen Flachenanteil homogenen Struktur weist das UG eine
charakteristische Dominanzstruktur auf, die insbesondere von einem geringen Anteil domi-
nanter Arten (artspezifischer Anteil am Gesamtindividuenbestand jeweils >5,0 %) und dem
Fehlen influenter (artspezifischer Anteil am Gesamtindividuenbestand zwischen 1,0 und
2,0 %) und rezedenter (artspezifischer Anteil am Gesamtindividuenbestand jeweils <1,0 %)
Spezies gekennzeichnet ist. So stellen die zwei dominanten Arten Feldlerche und Amsel mit
insgesamt neun Brutpaaren allein bereits Uber 26 % des Gesamtbrutpaarbestandes im UG
(34 BP). Alle anderen Arten sind mit Anteilen zwischen 2,0 und 5,0 % am Gesamtindividuen-
aufkommen subdominant.

Die Dominanzstruktur kann insbesondere zusammen mit der Einteilung in Nistgilden zur
Verdeutlichung des Anteils der hohlen- oder gebaudebritenden Arten am Gesamtbestand
und damit zur Bewertung der Bedeutung eines Gebietes fur Arten mit dauerhaft genutzten
Niststatten herangezogen werden. Die nachfolgende Tabelle stellt die Zuordnung der einzel-
nen Brutvogelarten des UG zu Nistgilden dar.

Tab. 4: Nistgilden-Einnischung der im UG ,B-Plan 146 der Stadt Halle (Saale)” in der
Kartiersaison 2010 nachgewiesenen Brutvogelarten.

Nistgilde: ba — Baumbriiter, bo — Bodenbriite, bu — Buschbriter, fe — Felsbriiter, fr — Freibriter, ge —
Gebaudebriter, ha — Halbhéhlenbriter, hé — Hohlenbriiter, ni — Nischenbriiter.

Art Nistgilde Art Nistgilde
Stockente bo (ba, ge) Klappergrasmiicke fr, bu
Jagdfasan bo Dorngrasmiicke fr
Flussregenpfeifer bo Amsel fr (bu, ge, ni)
Blaumeise hé Nachtigall bo, fr
Kohlmeise ho Hausrotschwanz ni, ha, fe
Feldlerche bo Heckenbraunelle fr, bu
Fitis bo Wiesenschafstelze bo
Zilpzalp bo Bachstelze ha, ni (ge, bo, ba)
Gelbspotter fr (ba, bu) Girlitz fr
Ménchsgrasmiicke fr Griinfink fr
Gartengrasmiicke fr Bluthanfling fr, bu, ba (bo)

Die zwei baumhohlenbriitenden Arten Blau- und Kohimeise erreichen mit drei Brutpaaren
einen geringen Anteil von knapp 9 % am Gesamtbestand. Diese Arten reagieren damit im
UG auf das geringe Dargebot an geeigneten Nisthéhlen in Baumen oder kiinstlichen Nist-
kasten. Mit Hausrotschwanz und Bachstelze sind weiterhin zwei Arten im UG vertreten, die
uberwiegend Nischen oder H6hlungen an Gebduden oder Bauwerken flr die Anlage ihrer
Niststatten nutzen.
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Diese Arten wurden mit insgesamt drei Paaren erfasst, was wiederum einem Anteil von
knapp 9 % am Gesamt-Individuenaufkommen im UG entspricht. In der Gesamtbetrachtung
ist daher die Eignung des Gebietes fiur Hohlen- und Gebaudebriiter begrenzt.

Auffallig ist hingegen der hohe Anteil an bodenbritenden Arten. So konnten mit Stockente,
Jagdfasan, Flussregenpfeifer, Feldlerche, Fitis und Zilpzalp sowie Nachtigall und Wiesen-
schafstelze insgesamt acht Arten erfasst werden, die Gberwiegend oder ganz als Boden-
briter einzustufen sind. Diese Arten sind im UG mit 12 Brutpaaren préasent und stellen damit
einen bedeutenden Teil (35 %) am Gesamtbrutbestand.

Eine weitergehende Darstellung, wie etwa eine Einordnung der Ergebnisse in das Leitarten-
modell von FLADE (1994), |&sst die Inhomogenitédt der Habitatstruktur im UG hingegen nicht
zu.

1.4.3 Kurzeinschdtzung der avifaunistischen Bedeutung des UG

Im UG briten 21 (22) Arten in 33 (34) Brutpaaren. Dies entspricht einer Gesamtdichte von
etwa 19 BP/ 10 ha. Damit kann gutachterlich eingeschatzt werden, dass die Artzahl einen
hohen Wert erreicht. Die Gesamtabundanz liegt hingegen auf einem mittleren Niveau.
Jedoch reichen Schutzbedurftigkeit und Gefdhrdung des Arteninventars nicht aus, dem UG
eine Bedeutung auf regionaler Ebene zuzusprechen. Das Gebiet wird daher im Gesamt-
kontext als lokal bedeutsam eingestuft.

1.4.4 Autodkologische Profile und lokales Auftreten ausgewahiter Wert
gebender Brutvogelarten

Im UG kommen nur wenige gefahrdete bzw. streng geschiitzte Arten vor. Aufgrund ihrer
spezifischen Habitatbindung werden daher nachfolgend ausschlieBlich Flussregenpfeifer und
Feldlerche als fur das UG Wert gebend naher dargestelit.

Charadrius dubius (SCOPOLI, 1786) - Flussregenpfeifer

Status im UG: Brutverdacht

Schutz: besonders und streng geschitzt nach BArtSchV und BNatSchG, europaische
Vogelart nach Art. 1 VSRL

Gefahrdung: RL D: nicht gefahrdet , RL LSA: nicht gefahrdet.

Verbreitung und Bestand: Der Flussregenpfeifer ist als Charakterart naturnaher Flusslandschaften von
den Kanarischen Inseln {lber das gesamte Eurasien bis nach Japan verbreitet und siedelt auch in
Indien, Neuguinea und Nordafrika (GEISTER 1997). Die Spezies briitet in der gesamten Bundesrepu-
blik, neigt regional jedoch vor allem aufgrund der Kurzlebigkeit vieler Brutplatze zu erheblichen Popu-
lationsschwankungen. Der aktuelle Bestand liegt nach SUDBECK et al. (2007) bei etwa 4.500 bis 5.700
Paaren. Auch in Sachsen ist die Art weit verbreitet, wobei sich eine Vorkommensballung in Regionen
mit einem guten Angebot an Sekund&rlebensrdumen wie den Folgelandschaften des Braunkohle-
abbaus erkennen lassen. Der Gesamtbestand wird gegenwartig auf 600-1.000 Brutpaare geschatzt
(DORNBUSCH et al. 2007).
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Habitatpréferenzen: Urspringlich ist die Spezies ein typischer Siedler naturnaher Flusslandschaften
und nutzt hier unbewachsene Sedimentbanke oder -ablagerungen zur Anlage des Brutplatzes. Auch
an vegetationsfreien bzw. -armen Ufern groRerer Stillgewéasser kann der Flussregenpfeifer angetroffen
werden. Mit dem Rickgang der Hochwasserdynamik in vielen Auen erschloss die Art in Mitteleuropa
zunehmend Sekundérstandorte. Heute lokalsiert sich daher in Mitteldeutschland der iberwiegende
Teil der Brutplatze in Tagebauen, Kies- und Sandgruben, auf Sptil- und Rieselfeldern, Baustellen- und
Brachbereichen u. &., gelegentlich auch auf Ackern und kiesbedeckten Flachdachern. Zur Anlage des
Nistplatzes benétigt die Spezies kahle, tbersichtliche Flachen mit einem kiesigen Untergrund.

Wanderungen und Phéanologie: Der Flussregenpfeifer ist Langstreckenzieher, der hauptséchlich
sidlich der Sahara tberwintert. Die Ankunft im Brutgebiet beginnt ab Ende Marz. Vollgelege werden
von Mitte Mai bis Anfang Juni angetroffen, Nachgelege noch bis in den Juli hinein. Ab Juli setzt der
Durchzug ein, der Héhepunkt des Zuggeschehens liegt im August. Spate Durchziigler kénnen noch
bis Ende Oktober/ Anfang November nachgewiesen werden.

Nutzung des UG: Der Flussregenpfeifer war im UG bei den ersten Begehungen mit einem Paar im
Bereich einer temporaren Vernassung auf der Ackerflache im ¢stlichen Teil prasent. Es ergaben sich
jedoch keine konkreten Hinweise auf einen Brutversuch, weshalb die Prasenz im Gebiet nur als
Brutverdacht gewertet werden kann. Mit der Austrocknung der Senke im Mai verlieRen die Tiere das
Gebiet, so dass in jedem Fall eine erfolgreiche Brut ausgeschlossen werden kann.

Alauda arvensis LINNAEUS 1758 - Feldlerche

Status im UG: Brutvogel mit 5 Paaren, Abundanz 2,9 BP/ 10 ha
Schutz: besonders geschiitzt nach BNatSchG, europaische Vogelart nach Art. 1 VSRL
Gefahrdung: RL D: gefahrdet, RL LSA: Vorwarnstufe.

Verbreitung und Bestand: Die Feldlerche ist in der Bundesrepublik weit verbreitet und auch heute
noch eine der haufigsten Vogelarten. Der gegenwartige Bestand betrégt 2.100.000 bis 3.200.000
Paare (SupBeck et al. 2007), jedoch bei einer Abnahme von mehr als 20 % seit 1980. Auch in
Sachsen-Anhalt ist die Art gegenwartig noch weit verbreitet und mit Ausnahme der geschlossenen
Waldungen im Harzraum flachendeckend anzutreffen (GNIELKA 1997). Der Gesamtbestand betragt
nach DORNBUSCH et al. (2007) ca. 150.000 bis 300.000 Brutpaare. Es wurde in den letzten 25 Jahren
jedoch eine Abnahme von mehr als 20 % registriert. Im weiteren Umfeld des UG ist die Art in den
agrarisch genutzten Radumen die haufigste Brutvogelart, obwohl auch regional in den letzten Jahren
deutliche Bestandsriickgange zu verzeichnen sind.

Habitatpraéferenzen: In der modernen Kulturlandschaft bilden groRRraumige Agrarflaichen den Haupt-
lebensraum. Die Art besiedelt weitgehend offene Landschaften mit steppenartigem Charakter. Neben
Acker- und Grinlandflachen gehéren hierzu Hochmoore, Heiden, gréRere Waldlichtungen und Kahl-
schlage, aber auch Industriebrachen und aufgelassene Abbaubereiche (vgl. SUDBECK et al. 2005). Die
Spezies ist Bodenbriter, das Nest selbst wird in niedriger Gras- oder Krautvegetation angelegt.

Wert gebende Habitatparameter bzw. -requisiten stellen nach SUDBECK et al. (2005) (ergénzt) dar:

- trockene bis wechselfeuchte Bdden,
- karge bis vergleichsweise niedrige Gras- und Krautvegetation,

- im Bereich von Ackerfluren offene Bodenstellen zum Anflug oder eine Ausstattung mit
Habitatrequisiten wie Steine oder Erdschollen.

Wanderungen und Phénologie: Die Feldlerche ist Kurzstreckenzieher. Die Ankunft im Brutgebiet setzt
frih ein und kann bereits ab Ende Januar erfolgen. Die (lberwiegende Zahl der Revierbesetzungen
liegt jedoch im Februar und Méarz. Die Eiablage bei der Erstbrut erfolgt im April, die der Zweitbrut im
Juni. Die Tiere verlassen die Brutgebiet ab September, das Maximum des Weg- und Durchzuges liegt
im Oktober (vgl. auch SUDBECK et al. 2005).

Auftreten im UG: Die Feldlerche ist im UG Brutvogel. Im Bereich der Ackerfluren wurden insgesamt
funf Reviere auskartiert, die sich vornehmlich im sudlichen und &stlichen Teil lokalisieren. Mit einer
Abundanz von 2,9 BP/ 10 ha erreicht die Art nur eine vergleichsweise geringe Dichte (vgl. FLADE 1994,
BAUER et al. 2005).
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2 Amphibien (Amphibia)
21 Kenntnisstand

Aus dem unmittelbaren Bereich des aktueelle UG standen keine konkreten Daten zum Vor-
kommen von Amphibien zur Verfugung.

2.2 Erfassungsmethodik

Der methodische Ansatz der Geldndeerfassungen richtet sich im Wesentlichen nach den bei
REINHARD (1992) bzw. bezogen auf die einzelnen Spezies nach FFH-Richtlinie nach den bei
PETERSON et al. (2004) fixierten Standards. Schwerpunkt der Untersuchungen war die
Ermittlung des Artinventares der einzelnen potenziell als Laichplédtze in Frage kommenden
Gewadsser sowie die Erfassung von wichtigen Wanderkorridoren. Hierzu erfolgte vor Beginn
der eigentlichen Arterfassungen zundchst eine Aufnahme aller im UG und im né&heren
Umfeld vorhandenen Gewasser, um neben den bekannten dauerhaften auch temporare
Kleingewéasser in die eigentlichen Arterfassungen einbeziehen zu kénnen.

Wahrend vier néchtlicher Begehungen am 31.03., 06.04., 19.04. und 09.05.2010 wurde das
gesamte Uber adulte Tiere nachweisbare Art- und Individueninventar durch Ausleuchten der
jeweiligen Gewadsser sondiert sowie die anwandernden Tiere erfasst. Drei weitere
Begehungen tagsiuber (20.04., 10.05. sowie 07.06.2010) dienten zur Suche nach Laich-
schnuren und/ oder -ballen.

Die Prasenzprifung bei den Molchen erfolgte zusétzlich durch den Einsatz von Reusenfallen
(Eigenkonstruktion aus schwimmfahigen Kunststoff-Eimern mit trichterférmigen Zugéngen)
mit néchtlicher Lockbeleuchtung. Diese wurden jeweils zu Beginn der Begehungen in die
Gewadsser eingebracht, Uber die gesamte Nacht betrieben und am Morgen geleert.

Ergénzend kamen folgende Erfassungsmethoden zur Anwendung:

- akustische Nachweise (Froschlurche) und Zahlung/ Schatzung rufender Tiere,
- Abkaschern der Uferzonen der Gewasser (Suche nach Molchen und Larven).

2.3 Bestand

Wahrend der Erfassung von Mérz bis Juni 2010 konnten Nachweise von insgesamt zwei
Amphibienarten und mit dem Teichfrosch einer weiteren Kleptonform erbracht werden.

Die nachfolgende Tabelle stellt das gesamte nachgewiesene Arteninventar mit aktueller
wissenschaftlicher und deutscher Nomenklatur, dem fiir die Saison 2010 ermittelten Status
sowie den fiur das Gesamt-UG geschéatzten Bestandszahlen adulter Tiere zum Beginn der
Reproduktionszeit dar.
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Tab. 5: Liste der im UG ,Liste der im UG ,B-Plan 146 der Stadt Halle (Saale)* in der

Kartiersaison 2010 nachgewiesenen Amphibienarten.

Status: ba — balzend ohne Nachweis erfolgreicher Reproduktion, RN — Nachweis erfolgreicher
Reproduktion.

Nomenklatur Status Bestand
Deutscher Artname Wissenschaftlicher Arthame
Teichmolch Triturus vulgaris (LINNAEUS, 1758) RN > 100 Ind.
Erdkrote Bufo bufo (LINNAEUS, 1758) ba >3448
Teichfrosch Rana kl. esculenta (LINNAEUS, 1758) ba >2448

Hinsichtlich des aktuellen Status konnten fir den Teichmolch tber den Fund von Larven
direkte Reproduktionsbelege erbracht werden. Das Auftreten von Erdkrote und Teichfrosch
wurde in der Saison 2010 ausschlieRlich durch Nachweise von balzenden Mannchen belegt.
Bei beiden Arten wird nicht von einer aktuellen Fortpflanzung innerhalb der Grenzen des UG
ausgegangen.

24 Bewertung

2.41 Administrativer Schutz und Gefahrdungseinstufungen

Die einzelnen nachgewiesenen Amphibienarten unterliegen unterschiedlichen Schutz- und
Gefahrdungseinstufungen. Die nachfolgende Tabelle stellt das Gesamtinventar mit den
administrativen Schutzbestimmungen nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (Richtlinie Nr.
92/43/EWG; FFH-RL) und der Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) sowie dem
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) dar. Des Weiteren werden die Gefahrdungsein-

stufungen nach den Roten Listen benannt.
Tab. 6: Schutz- und Gefahrdungseinstufungen der im ,,UG ,B-Plan 146 der Stadt Halle
(Saale) in der Kartiersaison 2010 nachgewiesenen Amphibienarten.

Schutz: FFH-RL (Richtlinie zur Erhaltung der natiirlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere
und Pflanzen — FFH-Richtlinie): V — Art des Anhanges V (Tierart von gemeinschaftlichem Interesse,
deren Entnahme aus der Natur und Nutzung Gegenstand von VerwaltungsmaRnahmen sein kann).
BArtSchV (Bundesartenschutzverordnung): 1.2 — besonders geschitzte Art nach § 1 Satz 1 und
Anlage 1, Spalte 2. BNatSchG (Gesetz tber Naturschutz und Landschaftspflege — Bundesnatur-
schutzgesetz): b — besonders geschiitzte Art nach § 7 Abs. 2 Satz 13.

Gefahrdung (Gefahrdungsgrad nach den Roten Listen Deutschlands (RL D) und Sachsen-Anhalts
(RL LSA)): V — Art der Vorwarnliste.

Schutz Gefahrdung
A FFH-RL BArtSchV BNatSchG RL D RL LSA
Teichmolch - 1.2 b - -
Erdkrote - 1.2 b - \Y
Teichfrosch V 1.2 b - -
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Der Teichfrosch wird im Anhang V der FFH-Richtlinie gefiihrt. Die Entnahme von Individuen
dieser Arten aus der Natur und ihre Nutzung kann damit Gegenstand von Verwaltungs-
malnahmen sein. Ein Vorkommen von streng geschitzten Arten nach Anhang IV der FFH-
RL konnte hingegen im UG nicht belegt werden. In der Anlage 1, Spalte 2 der BArtSchV
werden Teichmolch, Erdkréte und Teichfrosch als besonders geschiitzt im Sinne des § 1
Satz 1 der genannten Verordnung gefuhrt. Alle im UG nachgewiesenen Arten werden weiter-
hin nach § 7 Abs. 2 Satz 13 des BNatSchG als besonders geschiitzte Tierarten eingestuft.

Die aktuelle Gefahrdungssituation der einzelnen Spezies im nationalen und iberregionalen
(landesweiten) Bezug wird von den Roten Listen der Bundesrepublik (KUHNEL et al. 2009)
und des Landes Sachsen-Anhalt (MEYER & BUSCHENDORF 2004) verdeutlicht. Hiernach wird
die Erdkrote auf dem Territorium des Landes Sachsen-Anhalt in die Vorwarnstufe ein-
gruppiert. Eine dartiberhinausgehende Gefdhrdung besteht fiir die im UG nachgewiesenen
Arten hingegen nicht.

2.4.2 Kurzeinschatzung der Bedeutung des UG fiir die Art

Mit zwei aktuell nachgewiesenen Amphibienarten sowie einer Kleptonform wird im UG eine
geringe Artdiversitdt erreicht. Die Gesamtzahl entspricht knapp 17 % der 18 in Sachsen-
Anhalt (MEYER et al. 2004) und etwa 14 % der 22 in der Bundesrepublik (KUHNEL et al. 2009)
aktuell vorkommenden Spezies.

Aufgrund dieser im UG nachgewiesenen geringen Artdiversitdt sowie des unter Beachtung
der bei zwei Arten sehr geringen Individuenzahlen und der fehlenden Reproduktion kann in
der Gesamtbewertung nur eine geringe (lokale) Bedeutung des UG fir die Artgruppe
postuliert werden.

2.4.3 Autokologische Profile und lokales Auftreten der nachgewiesenen
Arten

Triturus vulgaris (LINNAEUS, 17568) — Teichmolch

Status im UG: Vorkommen in zwei Gewassern des UG, Nachweis erfolgreicher Reproduktion
Schutz: besonders geschitzt nach BArtSchV und BNatSchG, Anhang V der FFH-Richtlinie
Gefahrdung: RL D: ungefahrdet, RL LSA: ungefahrdet.

Verbreitung und Bestand: Das Gesamtareal des Teichmolches umfasst weite Teile Mittel- und
Osteuropas (BUSCHENDORF & GUNTHER 1996). In Deutschland ist die Spezies weit verbreitet und
gleichzeitig die haufigste Molchart bzw. eine der haufigsten Amphibienarten tUberhaupt. Auch in
Sachsen-Anhalt und in der Region um Halle kommt der Teichmolch nahezu flachendeckend vor und
ist hier wiederum die mit Abstand haufigste Molchart (BUSCHENDORF 2004).

Habitatpréferenzen und Phéanologie: Der Teichmolch besitzt eine enorme 6kologische Valenz und ist
daher in der Lage, eine Vielzahl unterschiedlicher Gewassertypen zur Laichablage zu erschlieen. Zu
nennen sind hier Weiher, Teiche, Altwasser, Sélle, Seen und Stauseen, Abbaugewasser und
wassergefillte Graben bis hin zu nur temporér Wasser flilhrenden Strukturen wie Spurrinnen oder
Vernassungen auf Wiesen und Feldern. Offensichtlich werden jedoch kleine bis mittelgroRe, pflanzen-
reiche und besonnte Gewéasser aullerhalb des Waldes bevorzugt. Die Landlebensrdume liegen in
Laub- und Mischwaldern, aber auch in Gérten, Wiesen und Weiden, Friedhéfen, etc.
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Der Teichmolch wandert frih im Jahr in die Laichgewasser ein. Die Tiere lassen sich bereits im
Februar, ausnahmsweise auch schon im Januar, in den Gewassern feststellen. Der tiberwiegende Teil
der Wanderbewegungen liegt im Méarz, wobei BUSCHENDORF & GUNTHER (1996) davon ausgehen,
dass in Normaljahren bereits Mitte Marz ein Grofiteil der Population die Laichgewasser erreicht hat.
Die Larven schlipfen im Zeitraum zwischen Anfang April und Mitte Juli, die Metamorphose findet
zwischen Mitte Juni und Ende Oktober statt. Der (iberwiegende Teil der Tiere verlasst das Gewasser
im September, spat geschliipfte Larven kénnen auch im Gewasser (iberwintern.

Auftreten im UG: Die Spezies tritt im UG in beiden dauerhaften Gewéssern auf und nutzt auch die
temporaren Vernassungen in dem Brachsaum an der norddstlichen Gebietsgrenze. Eine Reproduktion
konnte jedoch nur fur das nérdliche der beiden Versickerungsbecken belegt werden. Hier ist die
Populationsdichte auch deutlich hdher als in dem sudlichen der beiden Gewasser. Insgesamt wird
anhand der Anzahl der gefangenen Tiere (max. 59, 34 am 09.05.2010) der Bestand auf mind. 100
Adulti geschatzt. Vermutlich liegt der reale Bestandswert jedoch noch deutlich tber diesem Wert.
Wanderbewegungen konnten bei der Art nicht registriert werden. Anhand der Habitatstruktur ist davon
auszugehen, dass der wesentliche Teil der Tiere im unmittelbaren Umfeld der Gewésser Uberwintert.

Bufo bufo (LINNAEUS, 1758) — Erdkréte

Status im UG: Vorkommen in einem Gewasser im UG, 2010 keine Reproduktion
Schutz: besonders geschiltzt nach BArtSchV und BNatSchG
Gefahrdung: RL D: ungefahrdet, RL LSA: Vorwarnstufe.

Verbreitung und Bestand: Die Erdkréte besiedelt fast ganz Europa mit Ausnahme von Irland und den
Mittelmeerinseln. Das Gesamtaral spannt sich in West-Ost-Richtung von Portugal bis Japan und
schlieRt auch Teile von Nordwestafrika und Kleinasien mit ein. Die Erdkréte ist in der Bundesrepublik
weit verbreitet und zusammen mit dem Teichmolch auch die haufigste Lurchart der Bundesrepublik
(vgl. GUNTHER & GEIGER 1996). Auch in Sachsen-Anhalt ist die Art weit verbreitet und haufig. Lokale
Vorkommensliicken liegen in den ausgerdumten Agrarsteppen wie der Magdeburger Bérde oder der
Querfurter Platte. Ansonsten ist mit der Art landesweit zu rechnen. In der Region um Halle ist die
Erdkréte ebenfalls haufig und weit verbreitet. Jedoch sind die Populationen im Stadtgebiet meist recht
klein und zumindest teilweise im Rickgang begriffen.

Habitatpréferenzen und Phénologie: Erdkréten sind sehr anpassungsfahig und auch bei der Wahl
ihrer Laichgewéasser besitzt die Art eine groRe dkologische Plastizitidt. Die Spezies nutzt daher ein
weites Spektrum von Laichgewassern vom Altarm Uber Weiher, Teiche und Sélle bis hin zu Beton-
becken und Gartenteichen. Es werden jedoch mittelgroRe Gewasser mit submerser Vegetation prafe-
riert (GUNTHER & GEIGER 1996). Als Wert gebende Habitatrequisiten sind vor allem Pflanzenbestande
oder Astmaterial im Gewasser zu betrachten, welches die Tiere zum Anheften ihres Laiches
bendtigen. Hinsichtlich der Ausstattung des Umfeldes korreliert der Individuenbesatz in einem
Gewasser meist mit dem Vorhandensein von flachig ausgebildeten Geholzen mit einer entsprechend
feuchten Streuschicht innerhalb des Aktionsraumes. Die Landhabitate liegen in Gehélzen, Garten, auf
Wiesen und Weiden sowie im Bereich von Erdaufschlissen und Brachflachen.

Die Erdkrote zahlt zu den frih- und explosivlaichenden Arten. Bei geeigneter feuchter Witterung und
Bodentemperaturen >5°C beginnen meist im Mé&rz nahezu zeitgleich groRRe Teile der Population mit
der Laichwanderung. Die Laichablage schlie}t meist unmittelbar an. Danach wandern die adulten
Tiere innerhalb einer recht kurzen Zeitspanne aus den Gewéssern wieder ab. Ab Anfang Juni ist dann
mit den ersten umgewandelten Jungtieren zu rechnen. Ab Juli hat in der Regel auch der Grofiteil der
Jungtiere die Gewasser verlassen.

Auftreten im UG: Die Erdkréte besiedelt im UG die beiden Versickerungsbecken, schreitet hier aber
augenscheinlich nicht zur Reproduktion. Maximal konnten am 19.04.2010 drei mannliche Tiere
nachgewiesen werden. Hinweise auf die Anwesenheit von Weibchen ergaben sich im Rahmen der
Erfassungen nicht. Ein am 19.04.2010 anwanderndes Tier erreichte das nérdliche Versickerungs-
becken offensichtlich aus Richtung der nérdlich angrenzenden Industrieflachen. Aufgrund der
geringen Zahl der anwesenden Tiere lieRBen sich im UG keine gerichteten Wanderbewegungen
nachweisen.
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Rana kl. esculenta LINNAEUS 1758 — Teichfrosch

Status im UG: Vorkommen in einem Gewasser im UG, 2010 keine Reproduktion
Schutz: besonders geschiitzt nach BArtSchV und BNatSchG, Anhang V der FFH-Richtlinie
Gefdhrdung: RL D: ungeféhrdet, RL LSA: ungefahrdet.

Verbreitung und Bestand: Das Areal der Art ist haupts&chlich europaisch gepragt. Die Grenzen bilden
West-Frankreich im Westen, Danemark und Stidschweden im Norden, die Oka-Miindung im Osten
sowie im Siden Italien und Bulgarien (Sy 2004). Sowohl in Deutschland als auch in Sachsen-Anhalt
ist die Art weit verbreitet und haufig. Sie kann mit Ausnahme der Hoéhenlagen iber ca. 450 m
landesweit nachgewiesen werden (ReuscH 2004). Auch in der Region ist der Teichfrosch die am
weitesten verbreitete Anuren-Art.

Habitatpréferenzen und Phénologie: Der Teichfrosch ist ein Bastard aus Kreuzungen zwischen See-
frosch (Rana ridibunda) und Kleinem Wasserfrosch (Rana lessonae). Die Kleptonform kommt meist
nur mit einer Elternart syntop vor, es kénnen jedoch auch reine Bastardpopulationen nachgewiesen
werden. Der Teichfrosch besitzt eine hohe tkologische Plastizitat und nutzt ein breites Spektrum von
Gewassern. Die Art kann in Betonbecken und Gartenteichen tber Weiher, Altarme, Seen und Tage-
baugewasser bis hin zu Flielgewassern nachgewiesen werden. Auch temporare Gewasser kénnen
zumindest zeitweise bewohnt werden. Entscheidend sind lediglich eine zumindest zeitweilige Sonnen-
einstrahlung, kleinflachige Vegetationssdume sowie einige freiere Wasserflachen. Auch hinsichtlich
der Wahl der terrestrischen Habitate zeigt die Art eine breite Valenz. Feuchtwiesen, sonstige Griin-
lander, Laub- und Mischwélder sowie Erdaufschliisse gehéren nach SCHIEMENZ & GUNTHER (1994) zu
den am haufigsten registrierten Landhabitaten. Hierbei kénnen Bereiche bis zu 2 km Entfernung vom
Laichgewéasser aufgesucht werden.

Ein Teil der Tiere tberwintert offensichtlich im Gewésser, es tiberwiegen jedoch Uberwinterungen an
Land. Die Laichwanderung kann bereits ab Marz einsetzen, ordnet sich zeitlich aber meist hinter den
explosivlaichenden Arten ein. Die Balz beginnt in Abhangigkeit von den Temperaturen im April und
erreicht im Mai ihren H6hepunkt. Die Abwanderung in die Winterquartiere kann ab September beo-
bachtet werden.

Auftreten im UG: Der Teichfrosch tritt im UG nur in dem siidlichen der beiden Versickerungsbecken
auf. Hier konnten am 09.05.2010 zwei rufende Tiere nachgewiesen werden. Hinweise auf eine
Anwesenheit von Weibchen oder aber eine Eiablage ergaben sich im Rahmen der Erfassungen nicht.
Es wird daher davon ausgegangen, dass die Art zumindest in der Saison 2010 im UG nicht
reproduziert hat. Hinweise auf Wanderbewegungen ergaben sich bei der Art ebenfalls nicht.
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Reviermittelpunkt (mit Kirzel der Art)

Art-Kirzel

Am  Amsel

BM  Blaumeise

Bst Bachstelze

Dgr Dorngrasmiicke
Fas Jagdfasan

Fdl  Feldlerche

Fi Fitis

FIRe Flussregenpfeifer
Ge Gelbspotter

Gf  Grinfink

Ggr Gartengrasmiicke
Gz  Girlitz

He Heckenbraunelle
Hf  Bluthanfling

HR  Hausrotschwanz
Kgr Klappergrasmiicke
KM  Kohimeise

Mgr Monchsgrasmiicke
Ntg Nachtigall

Sst  Wiesenschafstelze
StE  Stockente

Zi Zilpzalp

Turdus merula

Parus caeruleus
Motacilla alba

Sylvia communis
Phasianus colchicus
Alauda arvensis
Phylloscopus trochilus
Charadrius dubius
Hippolais icterina
Carduelis chloris
Sylvia borin

Serinus serinus
Prunella modularis
Carduelis cannabina
Phoenicurus ochruros
Sylvia curruca

Parus major

Sylvia atricapilla
Luscinia megarhynchos
Motacilla flava

Anas platyrhynchos
Phylloscopus collybita
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OKOTOP GbR (2010): Feldhamsteruntersuchung im Bereich des B-Plans 146 in Halle (Saale)

1.  Anlass und Aufgabenstellung

Der Feldhamster ist eine ,streng geschitzte Art* im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 14 b)
BNatSchG, da die Art in Anhang IV a) der FFH-Richtlinie aufgefiihrt ist. Gleichzeitig handelt
es sich um eine ,besonders geschitzte Art* im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 13 a) BNatSchG.
Nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wildlebenden Tieren der ,besonders
geschiitzten Arten* nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu tdten oder ihre
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstéren. In den
aktuellen Roten Listen der Saugetiere Deutschlands und Sachsen-Anhalts ist der
Feldhamster als ,vom Aussterben bedroht* (Kat. 1) (MEINIG et al. 2009, HEIDECKE et al.
2004) aufgefihrt.

Im Geltungsbereich des B-Plans 146 in Halle (Saale) waren Vorkommen des Feldhamsters
nicht auszuschiieBen. Bei Erdarbeiten im Zuge der Realisierung des B-Plans kénnten
Feldhamsterbaue zerstért und auch Tiere getétet werden. Deshalb galt es zu prifen, ob auf
der Ackerflaiche des B-Plans Feldhamster vorkommen oder nicht. Der vorliegende Bericht
dokumentiert diese durch die OKOTOP GbR - Biro fiir angewandte Landschaftsékologie
durchgefiihrte Untersuchung.

2. Bestandssituation und Gefihrdung des Feldhamsters

Als urspriingliches Steppentier bewohnt der Feldhamster (Cricetus cricetus) bevorzugt
Offenlandstandorte auf tiefgrindigen Loss- oder Lehmbdden. AuBerhalb der Steppen lebt er
fast ausschlieBlich auf ackerbaulich genutzten Flachen.

Feldhamster leben einzeln in bis zu 2 m tiefen unterirdischen Bauen. In den Bauen wird der
gréBte Teil des Tages verbracht und sie werden meist nur wahrend der
Hauptaktivitdtsphasen in der Dammerung bzw. Nacht verlassen. Den Winter verbringen
Feldhamster im Winterschlaf, der immer wieder von Wachphasen unterbrochen wird.

In Deutschland kam die Art noch um 1900-1930 wberall dort vor, wo tiefgriindige bindige
Boden (in der Regel die fruchtbarsten Ackerbéden) die Voraussetzungen fiir die Anlage der
tiefen Baue boten. Doch gab es aufgrund der differenzierten Bodenverhaltnisse von jeher nur
wenige grofle, zusammenhangende Vorkommensgebiete in den Bérdelandschaften, aber
zahlreiche kleinere Inselvorkommen (Nehring 1894, Werth 1936). Das groRte
zusammenhangende Vorkommensgebiet befindet sich in den ausgedehnten, fruchtbaren
Léssbereichen Niedersachsens, Sachsen-Anhalts, Thiringens und Sachsens.

Die Bestandsentwicklung der Art ist seit etwa 40 Jahren im mittel- und westeuropaischen,
teilweise auch im osteuropdischen Raum ricklaufig. Innerhalb Deutschlands ist diese
Entwicklung als allgemeiner, deutlich sichtbarer Bestandsriickgang mit zunehmendem
Arealverlust registriert worden (Piechocki 1979, Pott-Dérfer & Heckenroth 1994,
Zimmermann 1995, Seluga & Stubbe 1997, Hutterer & Geiger-Roswora 1998, Seluga 1998).
Der Arealverlust zeigt sich sowohl in der Schrumpfung der Vorkommensgebiete von den
aueren Randbereichen her, als auch in der generellen Ausdiinnung und Verinselung von
Lokalvorkommen bis hin zu deren Erléschen. Inzwischen ist die Art selbst im mitteldeutschen
Kerngebiet nur noch diskontinuierlich verbreitet.
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Die verbliebenen Vorkommen konzentrieren sich auf die in Bezug auf Boden und Klima fiir
die Art am besten geeigneten Regionen (Seluga 1998).

3. Methoden

Im Bereich des B-Plans 146 in Halle (Saale) wurde der dort vorhandene Ackerschlag (Grofie
ca. 16,5 ha) auf Feldhamsterbaue oder sonstige Anzeichen einer Besiedlung (Auswurf,
Fralkreise) untersucht. Die Kartierung erfolgte flachendeckend. Bei einer soichen
Feinkartierung werden die Ackerschidge in ihrer vollen Ausdehnung im Regelfall von
mehreren Bearbeitern systematisch abgegangen. Dabei laufen die Kartierer zueinander
parallel in einem der Sichtbarkeit der Bodenoberfliche angepassten Abstand. Auf
Getreidestoppelfeldern liegt dieser Abstand gewtéhnlich zwischen 5 und 7 Metern, je nach
Einsehbarkeit infolge von Strohlage, Halmdichte und Stoppelhéhe. Voraussetzung fur eine
Feldhamster-Feinkartierung ist ein kartierfahiger Zustand der Flache, d.h. dass die
Bodenoberflaiche komplett einsehbar ist. |dealerweise erfolgt die Kartierung bei Getreide
nach der Ernte und vor dem Umbruch.

Auf dem Ackerschlag war im Bewirtschaftungsjahr 2009/2010 Winterweizen angebaut, der
unmittelbar vor der Untersuchung gemaht wurden.

Die Feldhamster-Feinkartierung fand am 10.08.2010 durch 4 Bearbeiter statt.

S\l
WA
Haupthahnhot
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Abbildung 1: Plangebiet des B-Planes 146.
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4. Ergebnisse und Fazit

Die Feldhamster-Kartierung auf dem Weizenschlag verlief negativ. Es wurden keine
Feldhamsterbaue oder sonstige Anzeichen einer Besiedlung (Auswurf, FraBkreise etc.)
festgestelit.

Alte Feldhamsternachweise aus genau diesem Bereich sind nicht bekannt. Bis in die 1960er
Jahre, also der Zeitspanne, in welcher der Feldhamster noch weit verbreitet und héufig war,
wurden Vorkommen aber nur selten flachengenau vermerkt. Es ist also nicht
auszuschliefRen, dass hier friiher einmal Feldhamster lebten. Die Siedlungsbedingungen sind
suboptimal, da die Bdden etwas ndssebeeinflusst sind, was eine Besiediung aber nicht
ausschlielt. Die Verndssungstendenzen verstarken sich nach Siden hin (stidlich des
Hufeisensees) auf den Kippbdden des ehemaligen Tagebaus. Die n&chsten bekannten
Feldhamster-Nachweise im Umfeld befinden sich in gréerer Entfernung zum Plangebiet.
Aus den friihen 1990er Jahren ist noch ein Vorkommen bei Schkopau (ca. 8 km entfernt,
jenseits der Saale) bekannt. Letzte Informationen zu Feldhamstern in Randbereichen der
Saale-Elster-Aue stammen aus den 1960er und 1970er Jahren. Diese Vorkommen kénnen
als erloschen angesehen werden. Aktuelle Vorkommen gibt es im Osten um Bageritz (ca.
10 km entfernt) und im Stdosten um Grébers (ca. 8 km entfernt). Alle diese aktuellen oder
zumindest nach 1990 bekannt gewordenen Feldhamstervorkommen im weiteren Umfeld des
Plangebiets sind durch Siedlungs- und Gewerbeflachen, Verkehrswege, Gewasser oder die
Uberflutungsaue von Saale und WeiRer Elster vom Plangebiet getrennt. Dieses befindet sich
ohnehin in einer sehr isolierten Stadtrandlage. Nach Norden und Westen ist eine vollstandige
Isolation der Ackerflache des Plangebietes durch die Bebauung der Stadt Halle gegeben. In
den verbleibenden Richtungen sind zwischen dem benachbarten Hufeisensee und den aus
Halle fihrenden stark frequentierten Verkehrswegen (B6, S-Bahn- und ICE-Trasse) nur
schmale Landbriicken zur Feldflur des Umlandes vorhanden. Die Voraussetzungen fiir eine
lokale Feldhamsterpopulation waren also in diesem stark isolierten ackerbaulich genutzten
Bereich seit vielen Jahren sehr ungiinstig. Feldhamster hatten kaum einwandern oder mit
dem Umland in einem - aufgrund der geringen FlachengréRe iiberlebensnotwendigen -
Austausch stehen koénnen. Aktuell wurden auch die bestehenden Landbriicken mit der
Verlangerung der Osttangente bis zur Delitzscher Strae funktional gekappt.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass Feldhamster im Bereich des B-Plans 146 nicht
(mehr?) vorkommen und einem Beginn der Erdarbeiten (einschlieBlich der archéologischen
Grabungen) aus der Sicht des Feldhamsterschutzes und unter Beriicksichtigung der
nationalen und europaischen artenschutzrechtlichen Gesetze und Richtlinien nichts
entgegensteht. ’

Nach gutachterlicher Einschatzung ist auch in den nachsten Jahren nicht mit einer
Einwanderung von Feldhamstern zu rechnen, da sich die nachsten Vorkommen in gréRerer
Entfernung befinden und der Standort bereits stark isoliert ist.
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Lage und Einstufung der Immissionsorte im Umfeld des Plangebietes
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Begleitend zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 146 der Stadt Halle und als Grundlage
fir die Erarbeitung der Schallgutachten war die Situation am Standort und in diesem Zu-
sammenhang insbesondere die der schutzbedurftigen Nutzungen im Umfeld zu prufen.

Das BauGB fordert, dass bei der Aufstellung der Bauleitplane insbesondere die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohnverhaltnisse zu bertcksichtigen sind. Diese grundsatzliche
Forderung konkretisiert das Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplanen regelmaBig
durch die Beachtung der Vorgaben der DIN 18 005 Teil 1 ,Schallschutz im Stadtebau — Be-
rechnungsverfahren” mit ihnrem Beiblatt ,Schalltechnische Orientierungswerte fir die stadte-
bauliche Planung®.

Die DIN 18005, Beiblatt 1 (Schallschutz im Stadtebau), nennt schalltechnische Orientie-
rungswerte fir den Immissionsschutz, die sich auf die Gebietseinteilung der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) beziehen. In den friihen Phasen der Bauleitplanung reicht es in der
Regel aus, mit diesen Orientierungswerten (ORW) zu arbeiten. Voraussetzung ist allerdings,
dass klare Gebietszuordnungen i.S. der BauNVO mdglich sind und keine Gebiete unter-
schiedlicher Schutzwirdigkeit zusammentreffen.

Im Beiblatt 1 zur DIN 18005, wird aber ausdricklich darauf hingewiesen, dass die DIN 18005
nicht ,fir den Schutz einzelner Objekie“ anzuwenden ist. Im vorliegenden Fall stellen die
schutzwirdigen Nutzungen an den als relevant erkannten Immissionsorten jedoch einzelne
Objekte oder Gruppen einzelner Objekte dar, die in ein heterogenes und von vorwiegend
gewerblichen Nutzungen gepragtes Umfeld eingestreut sind.

Darlber hinaus wird im Beiblatt 1 zur DIN 18005 - unter Punkt 1.2 ,Hinweise fir die Anwen-
dung der Orientierungswerte“ - auf nachgeordnete technische Regelwerke hingewiesen. Ei-
nes davon, die Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm), hebt auf die tat-
sachliche Nutzung des Gebietes ab, weil die Schutzbedurftigkeit gegenuber Larmeinwirkun-
gen durch alles mitbestimmt wird, was fir den Charakter und die Funktion eines Gebietes
objektiv von Bedeutung ist. FlUr die so beschreibend unterschiedenen Nutzungskategorien
benennt die TA L&rm Immissionsrichtwerte (IRW), welche die Schutzwiirdigkeit eines
Gebietes widerspiegeln.

In der TA Larm wird auch geregelt, wie mit den Fallen umzugehen ist, wo die Orientierungs-
werte nach DIN 15005 nicht angewendet werden kdnnen, z.B. weil sich die Orientierungs-
werte flr bestimmte, bauordnungsrechtlich zuldssige Nutzungen, nicht einhalten lassen. Da-
bei meint ,bauordnungsrechtlich zulassig“ alle Nutzungen, fur die entweder eine Baugeneh-
migung vorliegt oder Nutzungen, die einen Bestandsschutz aufweisen. Fiir solche vorbelas-
teten Bereiche, in denen sich die Orientierungswerte der DIN 18005 nicht einhalten lassen,
findet der Begriff ,Gemengelage® (i.S. der TA Larm) seine Anwendung.

Die klassische Gemengelage i.S. TA Larm Nr. 6.7 bezieht sich auf das Aneinandergrenzen
von gewerblich, industriell oder schalltechnisch vergleichbar genutzten Gebieten und Wohn-
gebieten, wobei das Aneinandergrenzen nicht schematisch sondern wirkungsbezogen, unter
Beriicksichtigung der GesetzmaBigkeiten der Schallausbreitung, zu verstehen ist.

In einer vorbereitenden Grundlagenuntersuchung wurde in Zusammenarbeit zwischen dem
Stadtplanungsamt und der Unteren Immissionsschutzbehérde (UIB) geprift, ob solche Ge-
mengelagen (i.S. TA La&rm Nr. 6.7) im schalltechnischen Wirkungsbereich des Bebauungs-
plangebiets bestehen. Dazu wurde eine Bestandsaufnahme schutzbedurftiger Nutzungen
durchgefiihrt und in Einzelfallabwagungen der jeweilige Grad ihrer Schutzwirdigkeit be-
stimmt, wie er sich - unter Berlcksichtigung des historisch durch Uberwiegend gewerbliche
Nutzungen gepragten Umfeldes - ergibt. Diese Untersuchungen sind in der Anlage XX zu-
sammengestellt [X].

,Entsprechend TA Larm Nr. 6.7 ist im Fall einer Gemengelage von den Folgen des soge-
nannten Rucksichtnahmegebotes® auszugehen Zwischen den konfligierenden Nutzungen
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muss ein Interessenausgleich gefunden werden.' (Tegeder, Sachs: ,Schalltechnische Kriteri-
en fir Gemengelagen®, Larmbekdmpfung 1 (2006) Sep S. 20).

In der Praxis wird zur schalltechnischen Beurteilung — unter Abwéagung aller relevanten Be-
lange — ein Richtwert herangezogen, der zwischen dem von der TA Larm vorgeschriebenen
Richtwert fir ein Gebiet, in dem die belastigende Nutzung zulassig wére (Gl, GE oder M) und
dem Richtwert fur ein Gebiet héherer Schutzwirdigkeit (VVR, WA oder M) liegt. Die Wahl
des Richtwertes spiegelt das Resultat des zu begriindenden Abwagungsprozesses und da-
mit den Interessenausgleich zwischen den konfligierenden Nutzungen wider.

Je nach (erfasster) Vorbelastung kann sich der Richtwert erheblich hin zum Richtwert fir das
Gebiet geringerer Schutzwiirdigkeit verschieben. Es ist keinesfalls schematisch das arithme-
tische Mittel zwischen den beiden Richtwerten anzuwenden.

Laut Rechtsprechung in Baden-Wurttemberg sollten fiir Wohnnutzungen auf keinen Fall die
in Dorf-, Kern- oder Mischgebieten zulassigen Richtwerte der TA Larm Uberschritten werden.
,Eine Uberschreitung dieser Richtwerte macht eine Wohnnutzung unzumutbar”(a.a.0.)

Einen Sonderfall stellt in diesem Zusammenhang der 101, eine Wohnnutzung auf dem Ge-
l&ande einer Speditionsfirma, dar, weil hier ein gerichtlicher Vergleich zwischen dem Eigentl-
mer und der Fa. Finsterwalder bzgl. der hinzunehmenden aktuellen und kinftigen
Immissionen vorliegt. Beachtlich bleiben allenfalls noch die Belange des Schutzes der Ge-
sundheit am Immissionsort.

Der Sonderfall einer Gemengelage i.S. TA Larm Nr. 6.7 ist in Tegeder, Sachs (5. 20) be-
schrieben.,, Unter Gebieten i.S. TA Larm Nr. 6.7 sind nicht nur Baugebiete zu verstehen;
auch einzelne dem Wohnen dienende Grundstliicke kénnen mit einem angrenzenden ge-
werblich oder industriell genutzten Gebiet eine Gemengelage bilden* (VGH Baden- Wirttem-
berg, 26.02.2004, Feldhaus, ESTA Larm, Nr. 6.7-1). Es wird gezeigt werden, dass dieser Fall
ausgepragt am 107 auftritt.

Zusammenfassend l&asst sich aus den obigen Ausfihrungen ableiten:

a) dass die wesentlichen - die schutzbedirftigen - Wohnnutzungen Einzelobjekte oder
Gruppen von Einzelobjekten darstellen (die Splittersiedlung am Krienitzweg wird ge-
sondert eingestuft),

b) dass allein schon aus diesem Grund (Schutz von Einzelobjekten) die DIN 18005 und
die damit verbunden Orientierungswerte (ORW) nicht anwendbar sind und

c) dass - gerade fur die hier zu betrachtenden Falle schutzbedurftiger Einzelnutzungen -
die TA Larm und die damit verbundenen Immissionsrichtwerte (IRW) anzuwenden
sind.

In der Regel werden die Schallschutznachweise fiir Angebotsbebauungsplane auf der Basis
der DIN 18005 gefiihrt, da es in dieser - im allgemeinen frihen Phase der Bauleitplanung -
ausreicht, mit den Orientierungswerten (ORW) nach DIN zu arbeiten.

Im vorliegenden Fall wird ebenfalls eine Angebotsplanung erstellt. Das Bebauungsplangebiet
ist vorgesehen als Arrondierung eines heterogenen Bestands-Gewerbegebiets sldlich der
Delitzscher StraBe zwischen GrenzstraBe und Europachaussee. Der zur Arrondierung vor-
gesehene Bereich soll in der Zukunft flexibel wirtschaftlich nutzbar sein. Aufgrund der vorlau-
figen Nutzungskonzeption des Investors zeichnet sich eine mbgliche maximale Inanspruch-
nahme der zulassigen Schallemissionen aus den zentralen Teilgebieten des Plangebiets ab.
Diese maximale immissionstechnische Ausnutzung der kinftigen gewerblichen Bauflachen
lasst sich bereits jetzt relativ konkret bestimmen, so dass vorsorglich dieser Grenzfall nach-
zuweisen ist, ohne dass es sich deshalb um eine vorhabenbezogene Bauleitplanung handelt.

Auch aufgrund des inzwischen fortgeschrittenen Planungsstadiums ist die Anwendung der
TA Larm mdglich und sinnvoll.
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Da im Zuge der spateren bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren fir die Errichtung
der baulichen Anlagen im Plangebiet die schalltechnischen Nachweise ohnehin nach TA
Larm durchgefihrt werden missen, ist es unschéadlich, den schalltechnischen Nachweis be-
reits im Rahmen der Bauleitplanung auf Basis der Immissionsrichtwerte (IRW) nach TA Larm
und nicht auf Basis der Orientierungswerte (ORW) nach DIN 18005 zu fiihren.

Da darlber hinaus die TA Larm vorschreibt, schutzbedurftige Nutzungen nicht nur in einer
Entfernung bis zu 300 m (DIN 18005) sondern bis zu 500 m vom Emissionsort nachzuweisen
und weil darlber hinaus die Bewertung der Schutzwirdigkeit der Immissionsorte durch Ab-
wagung des Einzelfalls zu ermitteln ist, werden die Nachweiskriterien durch das beschriebe-
ne Vorgehen insgesamt nicht aufgeweicht, sondern — aus der Sicht der schutzbedurftigen
Nutzungen — in der Tendenz sogar eher verscharft.

Immissionsorte

Die Anzahl und Lage der zu betrachtenden Immissionsorte mit schutzbedurftigen Nutzungen
wurde im Vorfeld mit dem Stadtplanungsamt und der Unteren Immissionsschutzbehérde im
Umweltamt der Stadt Halle wie folgt abgestimmt.

101 Wohnhaus GrenzstraBe 13

Im Grundbuch von Blschdorf, Blatt 506, zweite Abteilung, Einlegebogen 1, ist fir das betref-
fende Flurstliick eine Grunddienstbarkeit (Larm- und Immissionsduldungsrecht) eingetragen,
die auf einem gerichtlichen Vergleich vom 08.03.2006 (Verwaltungsgericht Halle, 2 A 109/05
HAL) basiert.

Dieser Vergleich beinhaltet die Duldung von gewerbebetriebsbedingten Immissionen, soweit
dadurch die , in einem Industriegenbiet zuldssigen immissionsschutzgrenzwerte® (Ver-
gleichstext, Seite 3) eingehalten werden, durch die Eigentiimer der tatsachlich hergestellten
Wohnnutzung sowie durch ihre Rechtsnachfolger.

Aus diesem Grund ist ein Immissionsrichtwert (IRW) anzusetzen, der dem Schutzanspruch
eines Industriegebietes (Gl) entspricht:

IRW: tags/nachts 70 dB(A)

I02 Kleingartenanlage GrenzstraBe

Nachts besteht kein Schutzanspruch. Tagsulber liegt, aufgrund der Vorbelastung durch den
angrenzenden Gewerbebestand, eine Gemengelage i.S. TA Larm Nr. 6.7 vor, so dass die
Gartenanlage nur eine Schutzwirdigkeit besitzt wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet, d.h.
als Immissionsrichtwert ware angemessen:

IRW: tags 60 dB(A)

I03  Krienitzweg

Der Immissionsort stellt eine Wohnnutzung dar. Das Amt fir Bauordnung und Denkmal-
schutz stuft die Siedlung am Krienitzweg als Splittersiedlung ein. Nach derzeitigem Kenntnis-
stand hat sich an diesem Standort das Wohnen, ausgehend von einer Garten,- Erholungs-
und Freizeitnutzung verfestigt. Bauantrage fir Wohnh&user wurden nach 1990 nicht geneh-
migt. Klnftig eingereichte Bauantrdge werden nach Auskunft des BOA voraussichtlich nicht
auf der Grundlage des § 34 BauGB zu beurteilen sein.

Auf dieser Basis ware die Siedlung als Wohnnutzung im AuBenbereich einzuordnen. Laut
aktueller Rechtsprechung genieBt das Wohnen im AuBenbereich keinen héheren Schutzan-
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spruch als das Wohnen im Mischgebiet. Es ist daher legitim, die Immissionsrichtwerte der TA
Larm fir ein Mischgebiet anzuwenden.

Dieses Argument wird untermauert durch bestatigte (gerichtlich Gberprifte) andere schall-
technische Berechnungen (Planfeststellungsverfahren zum 3. Bauabschnitt Europachaus-
see/HES). In dieser schalltechnischen Untersuchung wurden fir sémtliche 10 am Krienitz-
weg die Immissionsrichtwerte der TA Larm fir ein Mischgebiet angesetzt. Ohne fundierte
Begriindung ist nicht von der einmal getroffenen und vor Gericht bestéatigten Einstufung der
Schutzwirdigkeit der Wohnnutzung abzugehen.

AbschlieBend kann argumentiert werden, dass sich die betrachtete Splittersiedlung aus einer
landwirtschaftlich gepragten Anlage, vermutlich Garten, in einem zunachst landwirtschaftlich
gepragten Umfeld (Acker) entwickelt hat. Die eingestreuten Géarten sowie Freizeit- und Erho-
lungsnutzungen deuten darauf hin, dass sich in den urspringlichen Nutzgarten zun&chst
zusatzlich die Nutzung Erholung und spater auch das Wohnen etabliert hat. Teile, die immer
noch als Géarten oder Grundstucke fir Freizeit und Erholung genutzt werden, zeigen, dass
die Umwandlung in ein Wohngebiet nicht vollzogen ist. Auch aus diesem Grund lassen sich
Zweifel formulieren, ob es sich am IO Uberhaupt um eine Wohnnutzung in einem Wohnge-
biet, wenn auch als Splittersiedlung eingeschatzt, handelt, oder vielleicht doch um eine
bauordnungsrechtliche Gemengelage aus Nutzungen, die fir Kleinsiedlungsgebiete sowie
fir Sondergebiete, die der Erholung dienen, typisch sind.

Zusammenfassend l&sst sich sagen dass die Wohnnutzungen in der o.g. Splittersiedlung nur
eine Schutzwirdigkeit besitzen wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet (M), d.h. als Immissi-
onsrichtwert ist angemessen:

IRW: tags/nachts 60/45 dB(A)

104 Krinitzweg

Wenn eine bauordnungsrechtlich zulassige Wohnnutzung vorliegt, gilt die gleiche Schutz-
wurdigkeit wie am 1083. Vorsorglich wird als Immissionsrichtwert angesetzt:

IRW: tags/nachts 60/45 dB(A)

I05 Krienitzweg

Laut Luftbild eine ruindése, aufgegebene Gartenanlage. Ein Ortstermin hat diesen Befund
bestatigt. Da die dahinter liegenden Grundstiicke aufgrund des dichten Bewuchses nicht
oder nur begrenzt einsehbar sind, wird der Nachweis wie fir 103 und 104 geflihrt, ohne dass
sich daraus ableiten l&sst, dass am Immissionsort tatséchlich der Schutzanspruch einer
Wohnnutzung besteht.

IRW: tags/nachts 60/45 dB(A)

I06 Kleingartenanlage Hochweg

Nachts besteht kein Schutzanspruch. Aufgrund der haufigen Beschwerden der Anwohner
der 6stlich angrenzenden Wohngebiete Uber Larmbeléstigung durch die Firma ABB ist auch
am 106 tagslber der Fall einer Vorbelastung gegeben, so dass von einer Gemengelage zwi-
schen gewerblicher Nutzung und Gartennutzung auszugehen ist.

TagsuUber liegt, aufgrund der exakten Erfassung der Vorbelastung durch den angrenzenden
Gewerbebestand (Schalltechnische Untersuchungen 3046-2/11 und 3046-3/11), eine Ge-
mengelage i.S. TA Larm Nr. 6.7 vor, so dass die Gartenanlage nur eine Schutzwurdigkeit
besitzt wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet, d.h. als Immissionsrichtwert ware angemes-
sen:

IRW: tags 60 dB(A)
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I07 Hochweg5

Es handelt sich eindeutig um eine Bestandswohnnutzung.

Wie die Luftbilder zeigen, grenzte urspringlich eine Fabrikhalle unmittelbar nérdlich an das
Wohngrundstick an. Die stédtischen Senkrechtluftbilder zeigen in ihrer zeitlichen Abfolge,
dass diese Fabrikhalle 2006 noch nachgewiesen werden kann. Im Zuge der Schaffung von
Baufreiheit fir den Knoten HES-Delitzscher Str. weist das Luftbild von 2008 (es existiert kein
Luftbild aus dem Jahr 2007) die Berdumung des Fabrikgeldndes nach. Damit befindet sich
die Wohnnutzung am Hochweg 5 bauordnungsrechtlich in einer Gemengelage, die historisch
gewachsen ist.

Durch den Abriss ist aus dem urspriinglichen Ubergang der Gewerbeflachen nach Osten in
Gartenland, in das einzelne Wohnh&user eingestreut waren, eine Gemengelage aus Ver-
kehrsflachen, z.T. berdumter, z.T. noch mit Gebauderesten bestandenen gewerblichen Bau-
flachen sowie von mit einzelnen Wohnhdusern durchsetztem Gartenland entstanden, an das
sich 6stlich die neu errichteten Wohngebiete anschlieBen, fir die mittels Bauleitplanung Bau-
recht geschaffen wurde.

Als Immissionsort (I0) kann das Wohngebaude Hochweg 5 daher keiner Gebietskategorie
entsprechend BauNVO zugeordnet werden. Auf diese Weise lasst sich demzufolge kein
Richtwert flr diesen 10 herleiten.

Wegen des nachwirkenden Bestandschutzes flir die bis mindestens 2007 nachgewiesene
gewerbliche Nutzung liegt jedoch mindestens der eingangs diskutierte Sonderfall einer Ge-
mengelage nach TA Larm Nr. 6.7 vor. Aufgrund des ursprunglich bestehenden Verhaltnis-
ses: Ein Wohngrundstiick gegentlber einer vielfach gréBeren unmittelbar angrenzenden Ge-
werbeflache muss der Immissionsrichtwert zwischen den beiden konfligierenden Nutzungen
deutlich in Richtung der gewerblichen Nutzung verschoben werden. Da eine normale Wohn-
nutzung, wie eingangs ausgefiihrt, unzumutbar wird, wenn die Richtwerte der TA Larm fur
ein Mischgebiet lberschritten werden, wird damit dem Abwagungsprozess jedoch eine obere
Grenze gesetzt.

Auch in diesem Fall wird die obige Argumentation durch bestéatigte (gerichtlich Gberprifte)
andere schalltechnische Berechnungen untermauert (Planfeststellungsverfahren zum 3.
Bauabschnitt Europachaussee/HES). Dort wurde fir den 107 der Immissionsrichtwert der TA
Larm fir ein Mischgebiet angesetzt. Es lasst sich keine fundierte Begriindung finden, um von
dieser einmal getroffenen und vor Gericht bestatigten Einstufung der Schutzwirdigkeit der
Wohnnutzung abzugehen.
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Zusammenfassend lasst sich sagen, dass die Wohnnutzung am 107 nur eine Schutzwirdig-
keit besitzt wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet (M), d.h. als Immissionsrichtwert ist an-
gemessen:

IRW: tags/nachts 60/45 dB(A)

I08 Gstlich anschlieBendes Nachbargrundstiick (Libellenweg)

Die gleiche Argumentation bezlglich der Schutzwirdigkeit gilt grundsatzlich fir das Wohn-
grundstiick, das 6stlich an den Hochweg Nr. 5 angrenzt, d.h. diese Wohnnutzung genieBt
tatsachlich nur die Schutzwirdigkeit wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet (M).

Zur Uberleitung in das durch einen B-Plan festgesetzte allgemeine Wohngebiet, das sich
Ostlich an den 108 anschlieBt, und zur Bestatigung, dass der Immissionsrichtwert (IRW) flr
den 107 nicht zu hoch angesetzt wurde, soll der Nachweis so geflihrt werden, als héatte die
Wohnnutzung am 108 selbst den Schutzanspruch einer Wohnnutzung im allgemeinen
Wohngebiet (WA).

Technisch wird dabei der relevante Immissionsort, welcher fir den Nachweis des WA ohne-
hin erforderlich ist, lediglich etwas naher an das Plangebiet heran geschoben.

Daraus leitet sich jedoch ausdricklich nicht ein erhéhter Schutzanspruch der Wohnnutzung
am |08 ab. Es wird allein der Nachweis des Immissionsschutzes mit einem herabgesetzten
- also strengeren - Immissionsrichtwert (IRW) gefuhrt.

Auf diese Weise wird mittels des 108 sowohl der Immissionsschutz fir das éstlich angren-
zende allgemeine Wohngebiet gefihrt, als auch der Abwagungsprozess Uberprift, der zur
Festsetzung des Immissionsrichtwerts (IRW) fir den 107 gefiihrt hat: Wenn auf dem angren-
zenden Nachbargrundstiick (I08) bereits der Schutzanspruch des Wohnens im allgemeinen
Wohngebiet erflllt ist, kann der Immissionsrichtwert (IRW) fir den 107 unangemessen hoch
angesetzt sein.

Daher wird angesetzt:

IRW: tags/nachts 55/40 dB(A)

109 Wohn- und Geschaftshaus Delitzscher StraBBe 77

Es handelt sich um ein einzeln stehendes Wohn- und Geschéaftshaus, das direkt an der De-
litzscher StraBe zwischen der Flache der ehemaligen StraBenbahnwendeschleife und den
dahinter liegenden Betriebsflachen verschiedener Gewerbebetriebe liegt. Diese Betriebsfla-
chen sind Bestandteil des historisch gewachsenen Gewerbestandortes Halle-Ost. Vor 1990
war in diesem Bereich u.a. metallverarbeitende Betriebe (Baumaschinen) ansassig.

Mit den westlich angrenzenden Wohnnutzungen bildet das betrachtete Wohn- und Ge-
schéftshaus eine Haufung von in ein gewerblich gepragtes Nutzungsumfeld eingestreuten
Einzelnutzungen und stellt schalltechnisch eine Gemengelage nach TA Larm Nr. 6.7 dar.

Auch in diesem Fall wird die obige Argumentation durch bestéatigte (gerichtlich Gberprifte)
andere schalltechnische Berechnungen untermauert (Planfeststellungsverfahren zum 3.
Bauabschnitt Europachaussee/HES). Dort wurde fir den 107 der Immissionsrichtwert der TA
Larm fur ein Mischgebiet angesetzt. Es lasst sich keine fundierte Begriindung finden, um von
dieser einmal getroffenen und vor Gericht bestatigten Einstufung der Schutzwirdigkeit der
Wohnnutzung abzugehen.

Zusammenfassend lasst sich daher sagen, dass die Wohnnutzung am 109 nur eine Schutz-
wirdigkeit besitzt wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet (M), d.h. als Immissionsrichtwert ist
angemessen:

IRW: tags/nachts 60/45 dB(A)
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1010 Wohn- und Geschaftshaus Delitzscher StraBBe 73

Es handelt sich um ein einzeln stehendes Wohn- und Geschéftshaus, das direkt an der De-
litzscher StraBe zwischen der Flache der ehemaligen StraBenbahnwendeschleife und den
dahinter liegenden Betriebsflachen verschiedener Gewerbebetriebe liegt. Diese Betriebsfla-
chen sind Bestandteil des historisch gewachsenen Gewerbestandortes Halle-Ost. Vor 1990
war in diesem Bereich u.a. metallverarbeitende Betriebe (Baumaschinen) ansassig.

Mit den westlich angrenzenden Wohnnutzungen bildet das betrachtete Wohn- und Ge-
schéftshaus eine Haufung von in ein gewerblich gepragtes Nutzungsumfeld eingestreuten
Einzelnutzungen und stellt schalltechnisch eine Gemengelage nach TA Larm Nr. 6.7 dar.

Auch in diesem Fall wird die obige Argumentation durch bestatigte (gerichtlich Gberprifte)
andere schalltechnische Berechnungen untermauert (Planfeststellungsverfahren zum 3.
Bauabschnitt Europachaussee/HES). Dort wurde fir den 107 der Immissionsrichtwert der TA
Larm fur ein Mischgebiet angesetzt. Es lasst sich keine fundierte Begriindung finden, um von
dieser einmal getroffenen und vor Gericht bestatigten Einstufung der Schutzwirdigkeit der
Wohnnutzung abzugehen.

Zusammenfassend lasst sich daher sagen, dass die Wohnnutzung am 109 nur eine Schutz-
wirdigkeit besitzt wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet (M), d.h. als Immissionsrichtwert ist
angemessen:

IRW: tags/nachts 60/45 dB(A)

1011 Wohnhaus Delitzscher StraBe 71

Es handelt sich um den Ansatz einer straBenbegleitenden Blockrandbebauung aus der Zeit
um 1900. Die Blockrandbebauung ist begonnen, jedoch bis auf eine Gruppe von drei Hau-
sern nicht umgesetzt. Laut Nutzungskataster des Amtes fir Bauordnung und Denkmalschutz
handelt es sich um ein Wohnhaus. Bei einem Ortstermin im Juni 2010 konnte jedoch aktuell
keine Wohnnutzung festgestellt werden, wohl aber Blronutzungen, die scheinbar im Zu-
sammenhang mit der geschaftlichen Nutzung des Nachbargebaudes Nr. 73 stehen.

Hinter dem Gebaude befinden sich die oben beschriebenen Betriebsflachen verschiedener
Gewerbebetriebe. Diese Betriebsflachen sind Bestandteil des historisch gewachsenen Ge-
werbestandortes Halle-Ost. Vor 1990 war in diesem Bereich u.a. metallverarbeitende Betrie-
be (Baumaschinen) anséassig.

Mit den angrenzenden Wohnnutzungen bildet das betrachtete Wohn- und Geschéftshaus
eine Haufung von in ein gewerblich gepragtes Nutzungsumfeld eingestreuten Einzelnutzun-
gen und stellt schalltechnisch eine Gemengelage nach TA Larm Nr. 6.7 dar.
Zusammenfassend lasst sich daher sagen, dass der Nutzung am 109 maximal eine Schutz-
wurdigkeit besitzt wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet (M), d.h. als Immissionsrichtwert ist
angemessen:

IRW: tags/nachts 60/45 dB(A)

1012 Wohnhaus Delitzscher StraBBe 69

Es handelt sich um ein Wohnhaus, das mit den beiden Nachbargeb&uden den unvollendeten
Ansatz einer straBenbegleitenden Blockrandbebauung aus der Zeit um 1900 bildet. Bei ei-
nem Ortstermin im Juni 2010 deuteten Firmenschilder auf eine teilweise Blronutzung hin.

Hinter dem Geb&ude befinden sich die oben beschriebenen Betriebsflachen verschiedener
Gewerbebetriebe. Diese Betriebsflachen sind Bestandteil des historisch gewachsenen Ge-
werbestandortes Halle-Ost. Vor 1990 war in diesem Bereich u.a. metallverarbeitende Betrie-
be (Baumaschinen) anséssig.
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Mit den angrenzenden Wohnnutzungen bildet das betrachtete Wohn- und Geschéftshaus
eine Haufung von in ein gewerblich gepragtes Nutzungsumfeld eingestreuten Einzelnutzun-
gen und stellt schalltechnisch eine Gemengelage nach TA Larm Nr. 6.7 dar.

Zusammenfassend lasst sich daher sagen, dass die Wohnnutzung am 109 nur eine Schutz-
wirdigkeit besitzt wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet (M), d.h. als Immissionsrichtwert ist
angemessen:

IRW: tags/nachts 60/45 dB(A)

1013 Wohnhaus Delitzscher StraBBe 67

Es handelt sich um ein Wohnhaus, das mit den beiden Nachbargeb&uden den unvollendeten
Ansatz einer straBenbegleitenden Blockrandbebauung aus der Zeit um 1900 bildet. Bei ei-
nem Ortstermin im Juni 2010 deuteten Firmenschilder auf eine teilweise Blironutzung hin.

Hinter dem Geb&ude befinden sich die oben beschriebenen Betriebsflachen verschiedener
Gewerbebetriebe. Diese Betriebsflachen sind Bestandteil des historisch gewachsenen Ge-
werbestandortes Halle-Ost. Vor 1990 war in diesem Bereich u.a. metallverarbeitende Betrie-
be (Baumaschinen) anséssig.

Mit den angrenzenden Wohnnutzungen bildet das betrachtete Wohn- und Geschéaftshaus
eine Haufung von in ein gewerblich gepragtes Nutzungsumfeld eingestreuten Einzelnutzun-
gen und stellt schalltechnisch eine Gemengelage nach TA Larm Nr. 6.7 dar.

Zusammenfassend lasst sich daher sagen, dass die Wohnnutzung am 109 nur eine Schutz-
wirdigkeit besitzt wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet (M), d.h. als Immissionsrichtwert ist
angemessen:

IRW: tags/nachts 60/45 dB(A)

1014 Wohnhaus Delitzscher StraBe 86

Es handelt sich um ein einzeln stehendes Wohn- und Geschéaftshaus auf der Sldseite der
Delitzscher StraBe. Das Grundstiick ist eingezwangt zwischen eine Autoglaserei auf der auf
der Westseite und dem Betriebsgelande der Firma OECON auf der Ostseite. Der westliche
Teil des Gebaudes ist im Nutzungskataster des Amtes fir Bauordnung und Denkmalschutz
als Gewerbe erfasst.

Die oben beschriebenen angrenzenden Betriebsflachen sind Bestandteil des historisch ge-
wachsenen Gewerbestandortes Halle-Ost.

Als Einzelobjekt in einem gewerblich gepragten Nutzungsumfeld bildet das betrachtete
Wohn- und Geschéftshaus schalltechnisch eine Gemengelage nach TA Larm Nr. 6.7.

Zusammenfassend lasst sich daher sagen, dass die Wohnnutzung am 109 nur eine Schutz-
wirdigkeit besitzt wie eine Wohnnutzung im Mischgebiet (M), d.h. als Immissionsrichtwert ist
angemessen:

IRW: tags/nachts 60/45 dB(A)

1015 leer stehendes Gebaude Delitzscher StraBe 54a

Es handelt sich um ein einzeln stehendes und relativ desolates Wohnhaus auf der stdwestli-
chen Ecke der Kreuzung GrenzstraBe — Delitzscher StraBe. Eine mégliche Wohnnutzung an
dieser Stelle hat stets eine isolierte Inselnutzung in einem traditionell gewerblich-industriell
gepragten Umfeld dargestellt. Derzeit liegt die Nutzung am IO ebenso wie die Nutzung des
umgebenden Betriebsgrundstiickes brach.

Im Rahmen der schalltechnischen Berechnungen des Planfeststellungsverfahrens zum
3. Bauabschnitt Europachaussee/HES wurde die Nutzung an diesem 10 entsprechend der
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Gebietskategorisierung als gewerblich (G) eingestuft. Der schalltechnische Nachweis erfolg-
te auf Basis der 16. BImschV.

Im aktuellen Bauleitplanverfahren ist aufgrund der eingangs dargelegten Griinde, der Nach-
weis des Schallimmissionsschutzes auf Basis der TA Larm erforderlich. Da die Mdglichkeit
besteht, dass am 10 eine Wohnnutzung reaktiviert werden kénnte, liegt offenbar wieder eine
Gemengelage nach TA Larm Nr. 6.7 vor.

Wegen des Rucksichtnahmegebots der TA Larm ist durch Abwéagung ein Immissionsricht-
wert IRW zu ermitteln, der zwischen einen WA-typischen und einem GE-typischen Richtwert
liegt, wobei zu beachten ist, dass der IRW fiir eine Wohnnutzung nicht den Schutzanspruch
des Wohnens im Mischgebiet unterschreitet.

Angesichts der Bedeutung des betrachteten Grundstlckes flr die weitere strategische Ent-
wicklung des Gewerbestandortes Halle-Ost und der damit verbundenen effektiven Verwen-
dung der eingesetzten Férdermittel besteht der dringende stadtplanerische Bedarf, die frihe-
re Wohnnutzung an dieser Stelle nicht zu reaktivieren.

In Abwagung der Tatsache, dass derzeit keine Wohnnutzung ausgeubt wird und damit keine
Schutzanspriiche der Nutzer bestehen, so dass nur der Anspruch des Eigentimers zu be-
achten ist, wieder eine Wohn- oder Blronutzung zu etablieren, mit der strategischen Bedeu-
tung einer langfristigen Entwicklung des Gewerbestandortes Halle-Ost, muss an dieser Stelle
starker auf die kiinftige Moglichkeit der gewerblichen Entwicklung im Interesse der Gesamt-
stadt als auf die — mdglicherweise im Einzelinteresse liegende — Reaktivierung der Wohnnut-
zung Ruicksicht genommen werden. AuBerdem sollte ein intaktes gewerbliches Umfeld einer
mdoglichen Bironutzung am 10 eher im Interesse des Eigentimers liegen als der Fortbestand
der Gewerbebrache.

Zusammenfassend |&sst sich daher sagen, dass eine reaktivierte Wohnnutzung am 1015 nur
eine eingeschrankte Schutzwirdigkeit besitzt, d.h. ein Immissionsrichtwert nahe aber unter-
halb des Immissionsrichtwertes fir eine Nutzung im Gewerbegebiet (G) ist angemessen:

Anlage_5_Immissionsorte.docx 16. Marz 2012



	Deckblatt Begründung
	Begründung
	Anlage 1 zur Begründung
	Anlage 1 zur Begründung_Pläne
	Anlage 2 und 3 zur Begründung
	Anlage 4 zur Begründung
	Anlage 5 zur Begründung

